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Sieg der Freiheit 
Das Grüne Band und seine Rolle in Berlin

KAI WEGNER

B erlin ist die Stadt der Freiheit. Nirgend-
wo auf der Welt gehört die Sehnsucht nach 
Freiheit, nach Selbstbestimmung und Un-
abhängigkeit so sehr zum Selbstverständ-

nis einer Stadt wie in der deutschen Hauptstadt. Die 
Geschichte mit ihren hellen und dunklen Seiten, mit 
dem Streben nach Freiheit hat Berlin und die Men-
schen, die in der Metropole leben, über Jahrzehnte 
zutiefst geprägt. 

Geschichte ist überall in Berlin präsent – sei es die Zeit 
Preußens, die der Weimarer Republik, die schreck
lichen Jahre der Nazi-Diktatur oder die Jahre des DDR-
Regimes, aber auch die Zeit der Westalliierten und na-
türlich die Aufbruchjahre nach dem Mauerfall 1989, 
die Berlin ein besonderes Gesicht, vor allem in der 
Stadtmitte gegeben haben. In Museen und Erinne-
rungsstätten, an Gedenkorten, in der Architektur bis 
hin zur Verkehrsführung – an vielen Orten in Berlin 
werden die Berlinerinnen und Berliner, aber auch die 
Touristen aus aller Welt mit der Geschichte unserer 
Stadt konfrontiert. Und damit mit dem Streben nach 
Veränderung, nach Freiheit und Demokratie.

Auch heute, im 37. Jahr nach dem Mauerfall, ist die 
Transformation, die damals mit der Friedlichen Re-
volution 1989 begann, überaus präsent. Auch heu-
te noch setzen sich die Berlinerinnen und Berliner 
mit vielen Fragen, die mit dem Zusammenbruch der 
DDR und dem Sieg der Bürger- und Menschenrechtler 
über das SED-Regime verbunden sind, auseinander. 

Zu dieser, zu unserer Geschichte zählt auch der 
»Natur- und Kulturraum Grünes Band«, der auf 
1.378 Kilometer durch Deutschland führt und Berlin 

dabei einbindet. Es zeigt uns, wie aus einem Todes-
streifen neues Leben entstehen kann, wie aus Tren-
nung Verbindung und aus Unfreiheit Demokratie wird. 
Dieses »Grüne Band« ist das Zeugnis einer Transfor-
mation, die bis heute andauert.

Wie hat die ehemalige deutsch-deutsche Grenze 
seit jener historischen Nacht im November 1989 ihr 
Gesicht verändert? Wer die Geschichte der Teilung 
kennt, erinnert sich an die Bilder von Stacheldraht, 
Wachtürmen, Minenfeldern – also an die Bilder einer 
todbringenden Grenze, die sich quer durch Deutsch-
land und mitten durch unsere Stadt zog. Die Grenze, 
die Deutschland von den frühen 1950er Jahren bis zum 
November 1989 teilte, war eine Wunde, die Berlin und 
Europa zerschnitt. Und es war ein Grenzstreifen der 
Angst, in dem jede Bewegung kontrolliert und jede 
Sehnsucht nach dem »Drüben« lebensgefährlich war.

Doch die Natur hat sich diesen Grenzstreifen mit 
einer beeindruckenden Kraft zurückgeholt. Er hat sich 
zu einem einzigartigen Refugium entwickelt. Wo frü-
her Panzerpatrouillen fuhren, blühen heute seltene 
Pflanzen; wo Grenzsoldaten Wache hielten, finden 
viele Tiere – auch bedrohte Tierarten – ihren Lebens-
raum und damit auch einen Schutzraum. 

Das Grau des Betons ist dem Grün der Freiheit ge-
wichen. Aus dem Grenzstreifen, der Deutschland viele 
Jahre lang in Ost und West teilte, ist eine Lebensader 
geworden – und das auf mehr als tausend Kilometern. 
Und diese sollten wir hegen, pflegen und bewahren. 

Auch in Berlin haben sich Mensch und Natur den 
ehemaligen Todestreifen zurückgeholt. Der Mauer-
weg, der dem ehemaligen Grenzverlauf um das da-
malige West-Berlin folgt, ist eines der bedeutendsten 
Projekte der Berliner Erinnerungskultur und Stadt-
entwicklung. Auf einer Länge von rund 160 Kilome-
tern können die Berlinerinnen und Berliner und na-
türlich auch die Besucherinnen und Besucher unse-
rer Stadt dem Mauerweg folgen – mit dem Rad oder 
zu Fuß. 2001 beschloss das Abgeordnetenhaus, die-
sen besonderen Ort zu erhalten, für die Berliner und 
Touristen nutzbar zu machen – und damit auch als 
Erinnerungsort zu bewahren. Schon nach wenigen 
Jahren, zum 45. Jahrestag des Mauerbaus im August 
2006, wurde der Mauerweg offiziell vollendet – mit 

einer Beschilderung, die die Geschichte und die Be-
deutung erklären.

Für die Berlinerinnen und Berliner und auch für 
die Besucherinnen und Besucher aus aller Welt ist der 
Mauerweg heute kein Ort des Schreckens mehr, son-
dern ein Ort der Begegnung und der Erholung. Es ist 
beeindruckend, wie viele Radfahrerinnen und Rad-
fahrer auf dem ehemaligen Todesstreifen die Stadt er-
kunden, wie Läuferinnen und Läufer sich dort mes-
sen – etwa beim 100-Meilenlauf, einem Ultramara-
thon, der seit 2011 rund um den Tag des Mauerbaus 
am 13. August stattfindet und mit dem auch an die 
Opfer des Mauerbaus erinnert wird. 

Das zeigt: Die Berlinerinnen und Berliner ha-
ben sich die Stadt zurückgeholt. Wir haben uns mit 
dem Mauerweg einen Ort der Erinnerung und des 
Lebens geschaffen. 

Aber wir spüren in Berlin auch jeden Tag: Die Trans-
formation ist auch 37 Jahre nach dem Mauerfall nicht 
abgeschlossen. Viele Menschen setzen sich bewusst 
mit ihrer Geschichte und der ihrer Familie auseinan-
der. Viele Frauen und Männer, gerade aus dem Os-
ten Deutschlands, stellen sich die Frage nach ihrer 
Identität, nach ihrer Vergangenheit, nach ihrem Le-
ben im Heute und vor allem, was aus ihnen in Zu-
kunft werden wird.

Gerade in diesen herausfordernden Zeiten – mit 
globalen Krisen, einer tiefgreifenden Transformation 
der Wirtschaft oder dem Krieg in der Ukraine – dürfen 

Verbote
Von WhatsApp habe ich mich schon 
abgemeldet, nicht weil dieser Dienst 
der Schlimmste unter den sogenann-
ten sozialen Netzwerken ist, sondern 
weil ich es nicht wirklich brauchte. 
Auf X und auf Instagram bin ich ab 
und an. Damit gehöre ich zu den we-
nig Nutzern von Sozialen Netzwerken, 
ich komme sogar noch mit der alten 
Kulturtechnik des Telefonierens und 
sogar des Briefeschreibens zurecht.

Aber ich gehöre damit eindeutig 
zu einer aussterbenden Spezies. Die 
Jüngeren, also alle unter vierzig, sind 
mit dem Internet groß geworden und 
nutzen die Sozialen Netzwerke in-
tensiv und in allen Lebenslagen. Je 
jünger, desto mehr digitale Dienste, 
könnte die Faustformel sein. 

Nun hat die SPD eine Diskussion 
losgetreten und Vertreter der Par-
tei fordern ein vollständiges Ver-
bot der Nutzung von Social-Media-
Plattformen für Kinder unter 14 Jah-
ren. Jugendliche bis 16 Jahre sollten 
nur noch auf einer speziellen Jugend-
version der Plattformen surfen dür-
fen. Jugendliche ab 16 Jahren und 
Erwachsene sollen einen sicheren 
Altersnachweis erbringen müssen, 
bevor sie die Angebote in ihrer Ge-
samtheit benutzen dürfen. Die Uni-
on hat sich auf ihrem Parteitag im 
Grundsatz dieser Idee angeschlossen. 

Doch was ist nun genau gemeint? 
Geht es im Kern um Plattformen wie 
Tik-Tok, Facebook, X, Snapchat, Red-
dit oder Instagram? Oder ist die Rege-
lungsnotwendigkeit nicht noch deut-
lich größer?

Kerstin Claus, die Bundesbeauf-
tragte gegen sexuellen Missbrauch 
von Kindern und Jugendlichen, hält 
es für geboten, auch Online-Spiele 
zu berücksichtigen. Die Chat-Funk-
tionen auf den Gaming-Plattformen 
bergen dieselben Gefahren wie sozi-
ale Medien, meint sie. Richtig, aber 
was bedeutet das, wo ist die Grenze 
der Verbote?

Können wir wirklich einfach die 
wichtigsten Kontaktbörsen für Kinder 
und Jugendliche abstellen oder stark 
einschränken, ohne neue Schäden 
in Kauf zu nehmen? Wir Alten kön-
nen ohne sie leben, können die Jun-
gen das auch?

Sind wir ehrlich, die Diskussion 
ist auch ein Eingeständnis des poli
tischen Scheiterns. Die Politik ist 
nicht in der Lage, die großen Tech-
Unternehmen zu regulieren. Sie sind 
die Täter, die den Schund in den 
Sozialen Netzwerken bewusst wu-
chern lassen, nur aus einem einzi-
gen Grund: dem Profit. Weil die Poli
tik dieses asoziale Verhalten nicht in 
den Griff bekommt, sollen nun die 
Kinder und Jugendlichen den Zu-
gang zu ihren wichtigsten sozialen 
Kontakträumen verlieren. Die Befür-
worter der Einschränkungen sagen, 
ja, so machen wir es beim Alkohol 
und bei Nikotin doch auch. Richtig, 
aber sehr erfolgreich sind wir damit 
ja nicht.

Olaf Zimmermann,  
Geschäftsführer 
des Deutschen 
Kulturrates und 
Herausgeber von  
Politik & Kultur

Die Grenze, die Deutschland  
 von den frühen 1950er Jahren 
bis zum November 1989 teilte,  
 war eine Wunde, die Berlin und 
Europa zerschnitt

Aus dem Grenzstreifen, der 
Deutschland viele Jahre lang 
in Ost und West teilte, ist eine 
Lebensader geworden

Erinnerungsorte  
Deutsche Teilung

Seiten 1, 15 bis 27
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37 Jahre nach dem 
Mauerfall müssen 
wir schmerzlich fest­
stellen: Demokratie 
und Freiheit werden 
heute weltweit wieder 
massiv bedroht
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Der Silberne Bär der diesjährigen 
Berlinale ist ein weiterer Höhepunkt 
in Sandra Hüllers bereits von Prei-
sen und Auszeichnungen begleiteter 
Schauspiel-Karriere. Sie erhielt ihn 
für ihre Rolle der Rose im gleichna-
migen Film (Regie: Markus Schlein-
zer). 1978 im Thüringer Suhl gebo-
ren, begann Hüller schon als Schüle-
rin, Theater zu spielen, besuchte dann 
die Hochschule für Schauspielkunst 
Ernst Busch in Berlin. Es folgten En-
gagements an renommierten Häusern 
wie dem Schauspiel Leipzig, dem The-
ater Basel, den Münchner Kammer-
spielen oder dem Schauspielhaus Bo-
chum, daneben übernahm sie zahlrei-
che Gast-Engagements. In der Spiel-
zeit 2024/2025 führte sie mit der 

Inszenierung von »Penthesile:a:s« am 
Neuen Theater in Halle erstmals Regie. 
Bereits für ihre erste große Filmrolle 
in »Requiem« (Regie: Hans-Christian 
Schmid) wurde sie mit dem Silbernen 
Bären der Berlinale 2006 ausgezeich-
net. Es folgten u. a. Nominierungen für 
den Deutschen Filmpreis, die Golde-
ne Palme des Filmfestivals von Cannes, 
den Europäischen Filmpreis, die Bri-
tish Academy Film Awards und für ei-
nen Oscar, letzteres für ihre Hauptrol-
le in »Anatomie eines Falles«, ein Film, 
in dem sie eine erfolgreiche Schrift-
stellerin spielt, deren Mann zu Tode 
kommt. Bis zum Schluss wird nicht klar, 
ob sie hier »mitgeholfen« hat. Im glei-
chen Jahr spielte sie Hedwig Höß, die 
Frau des Auschwitz-Kommandanten, 

die in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Ort der Massenvernichtung lebt, 
dessen Geräusche, Schreie, Schüsse, 
Hundegebell sie zwar täglich hört, aber 
scheinbar nicht wahrnimmt, sondern 
ihr beschauliches Familienleben und 
ihren Garten pflegt. 2016 spielte sie an 
der Seite von Peter Simonischek des-
sen gestresste Management-Tochter 
in »Toni Erdmann«. 

Die kleine Filmografie-Auswahl 
zeigt bereits die großartige und fast 
grenzenlose Wandelbarkeit dieser 
Schauspielerin, die immer wieder in 
besonders herausfordernde und höchst 
unterschiedliche Rollen steigt und die-
se auf buchstäblich unnachahmliche 
Weise ausfüllt. Wir gratulieren zum 
Berliner Bären 2026. 
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wir nicht den Fehler begehen, die Frei-
heit als einen statischen Zustand zu be-
trachten, den man einmal erreicht und 
dann für immer besitzt. 

37 Jahre nach dem Mauerfall müs-
sen wir schmerzlich feststellen: Demo
kratie und Freiheit werden heute welt-
weit wieder massiv bedroht. Wir er-
leben eine Zeit, in der autokratische 
Systeme an Boden gewinnen, in der 
Desinformation die Fundamente un-
serer Debattenkultur untergräbt und 
in der populistische Kräfte versuchen, 
die Gesellschaft zu spalten und neue 
Mauern zu errichten.

Sagen wir es so: Das »Grüne Band«, die-
ser einmalige Kultur- und Naturraum, 
mahnt uns, dass Freiheit ein fragiles 
Gut ist. Es ist sicher kein Zufall, dass 
gerade in Zeiten politischer Instabili-
tät solche Orte an Bedeutung gewinnen. 
Das »Grüne Band« steht für das Schei-
tern des DDR-Regimes, für Ideologen, 
die Menschen eingesperrt haben und 
ihnen die Freiheit nahmen. Wenn wir 
derzeit erleben, dass im Osten Euro
pas wieder Grenzen gewaltsam verscho-
ben werden und Menschen erneut für 

ihre Freiheit sterben müssen, dann be-
kommt das »Grüne Band« eine neue, be-
klemmende Aktualität.

Berlin hat als Stadt der Freiheit eine 
besondere Verpflichtung. Wir müssen 
die Stimme derer sein, die unterdrückt 
und verfolgt werden. Wir müssen unse-
re Demokratie und Freiheit verteidigen  
 – gegen die Feinde von innen und außen. 
Und wir müssen und werden deutlich 
machen, dass Dialog, Toleranz und 
Rechtsstaatlichkeit die einzigen trag-
fähigen Brücken in die Zukunft sind. 

Viele Menschen engagieren sich 
auch vor diesem Hintergrund für die 
Aufnahme des Natur- und Kulturraums 
Grünes Band in das UNESCO-Welterbe. 
Dies wäre ein Signal von weltweiter 
Strahlkraft. Denn das »Grüne Band« ist 
weltweit einzigartig. Es ist das einzige 
Denkmal, das gleichzeitig für eine öko-
logisch außergewöhnliche Entwicklung 
steht und für die Überwindung von Un-
freiheit und Unterdrückung. Eine An-
erkennung als Welterbe würde unter-
streichen, dass wir beides – Natur und 
Erinnerungskultur – dauerhaft schüt-
zen wollen. Es geht nicht nur um den 
Schutz von Biotopen, es geht um den 
Schutz unserer kollektiven Erinnerung.

UNESCO-Welterbe zu sein bedeu-
tet, eine Verantwortung zu überneh-
men und unser Erbe lebendig zu halten. 
Das »Grüne Band« erzählt die Geschich-
te des 20. Jahrhunderts – von der men-
schenverachtenden deutsch-deutschen 
Teilung bis zur Deutschen Einheit. In 
einer Zeit, in der internationale Abkom-
men und multilaterale Zusammenarbeit 
von manchen infrage gestellt werden, 
wäre diese Auszeichnung ein Bekennt-
nis zu gemeinsamen Werten. Es würde 
auch zeigen, dass die Deutschen sich 
mit ihrer Geschichte auseinandersetzen 

und sie als Mahnung für Freiheit und 
Frieden begreifen.

Ich bin deshalb überzeugt: Der 
Schutz des Natur- und Kulturraums 
Grünes Band ist nicht nur eine ökologi-
sche Notwendigkeit, sondern ein hoch-
politischer Akt. Indem wir das »Grü-
ne Band« pflegen und bewahren, ver-
teidigen wir das Erbe der Friedlichen 
Revolution von 1989. Wir setzen ein 
Zeichen gegen jene, die heute wieder 
von Abschottung und Nationalismus 
träumen. Wer auf dem »Grünen Band« 
unterwegs ist, soll erleben, dass eine 
Grenze, die trennt, immer eine Nieder-
lage der Menschlichkeit ist. Eine Gren-
ze, die verbindet – so wie das »Grüne 
Band« heute – ist hingegen ein Sieg der 
Menschlichkeit über die Unmenschlich-
keit. Und ein Sieg der Freiheit.

Kai Wegner ist Regierender 
Bürgermeister von Berlin

DER AUSBLICK

Die nächste Politik & Kultur  
erscheint am 1. April 2026.
Im Fokus steht das Thema 
»Die Revolution des Sehens«.
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Generationenaufgabe
Schutz des materiellen und des digitalen Kulturgutes

OLAF ZIMMERMANN & 
GABRIELE SCHULZ

E s ist eine Binse, dass Deutsch-
land über ein reiches kulturel-
les Erbe verfügt. Das Kulturgut 
wird in Museen, in Archiven 

und in Bibliotheken bewahrt, erforscht, 
gepflegt und zugänglich gemacht. Was 
beispielsweise in den vielen Museen 
tagtäglich zu bewundern ist, bildet nur 
einen Bruchteil des vorhandenen Kul-
turguts ab. Der weitaus größte Teil be-
findet sich in den Depots und ist für das 
Publikum nicht zu sehen. Gleichwohl ist 
es nicht einfach »weg«, sondern selbst-
verständlich Gegenstand von Wissen-
schaft und Forschung. Ähnliches gilt 

für Archivgut. Ausstellungen werden 
sorgfältig kuratiert und ausgewählt, 
was zu sehen ist. Der Forschung sind 
weitaus größere Bestände zugänglich. 
Was morgen Gegenstand von Präsen-
tationen in Kultureinrichtungen oder 
von Forschungsvorhaben ist, wissen 
wir zum Glück nicht. Es drängen sich 
immer wieder neue Fragestellungen 
und Zusammenhänge auf, oder aktu-
elle Bezüge entstehen – oder wer hät-
te bis 1914 gedacht, dass die Kolonial
akten des Deutschen Reiches eine wich-
tige Quelle über Sammlungsgut aus ko-
lonialen Kontexten sind, und wer hätte 
gemeint, dass die Entrechtungsakten 
aus der Zeit des Nationalsozialismus 
als Beleg für deutsche Herkunft heran-
gezogen werden, wenn jüdische Men-
schen, deren Vorfahren in Deutschland 
entrechtet wurden, die deutsche Staats-
bürgerschaft beantragen.

Die Expertise und die Verantwortung 
der Verantwortlichen in Kulturgut be-
wahrenden Einrichtungen besteht darin, 
auszuwählen, was aufbewahrt wird. Sie 
entscheiden nicht nach Gutdünken oder 
nach ihrem persönlichen Geschmack, 
sondern nach Kriterien. Diese Kriteri-
en müssen stetig auf den Prüfstand und 
fachlich zur Diskussion gestellt werden. 

Kulturelle Identität

Die Bewahrung von Kulturgut heißt, 
sich mit der kulturellen Identität, mit 
den Bezügen zur Umwelt, zu anderen 
Ländern und dem vergangenen sowie 
gegenwärtigen gesellschaftlichen und 
Kunstdiskurs auseinanderzusetzen. Die 
Diskussion ist weder statisch noch je 
abgeschlossen. 

Welche Bedeutung Kulturgut für kul-
turelle Identität hat, war an den Krie-
gen in den letzten Jahrzehnten zu se-
hen: die Zerstörung von Palmyra durch 
den sogenannten Islamischen Staat, die 
Bombardierung des UNESCO-Welterbes 
in Aleppo oder in der jüngeren Vergan-
genheit die Zerstörung von Kulturgut 
im Ukrainekrieg. Sie dienten auch dazu, 
kulturelle Identität zu unterdrücken 
oder gar zu zerstören und damit histo-
rische Wurzeln zu kappen. Sprache und 
materielles Kulturgut können als In
strumente der Unterdrückung und des 
Raubs von Identität eingesetzt werden.

Aber nicht nur kriegerische Ausei-
nandersetzungen bedrohen Kulturgut. 
Der Klimawandel und Naturkatastro-
phen machen erforderlich, dass Schutz-
konzepte entwickelt werden müssen. 
Einzelne Einrichtungen sind damit oft-
mals überfordert. Auf regionaler und 
Landesebene wurden Notfallverbünde 
gebildet. Doch reichen die bisherigen 
Aktivitäten, die oftmals bottom up ge-
trieben sind, nicht aus. Es bedarf einer 
großen nationalen Anstrengung, die 
die Bundesländer mit ihrer spezifischen 
Zuständigkeit einbezieht. 

Die Bewahrung und der Schutz des 
Kulturguts können ein hervorragendes 
Beispiel des kooperativen Kulturföde-
ralismus sein. 

Welche positiven Ergebnisse dies zei-
tigen kann, zeigt die Koordinierungs-
stelle für die Erhaltung des schrift
lichen Kulturguts (KEK), ein Bund-
Länder-Vorhaben, das im letzten Jahr 
sein 15-jähriges Jubiläum feiern konnte.

Es wächst

Kulturgut bedeutet aber nicht nur Ver-
gangenheit. In der Natur der Sache 
liegt, dass die Bestände stetig wach-
sen. Deutschland versteht sich als Kul-
turnation. Künstlerinnen und Künstler 
schöpfen stetig weiter, herausragende 
Werke werden angekauft, Sammlungen 
ergänzt und der »Nachschub« an Ar-
chivgut nimmt nicht ab. 

Oder um es unmissverständlich zu 
sagen: Es müssen auch in Zukunft wei-
tere Kapazitäten zur sachgemäßen La-
gerung, Bewahrung und Erforschung 
von materiellem Kulturgut geschaf-
fen werden. Sicherlich wird die digita-
le Speicherung von Archivgut in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten an 
Bedeutung gewinnen. Doch handelt es 
sich hierbei keineswegs um eine tri-
viale Aufgabe. Es muss sichergestellt 
werden, dass das mit heutigem tech-
nischem Standard gespeicherte Ar-
chivgut auch in zehn, 100, 1000 Jah-
ren lesbar ist. So wie heute mittelal-
terliche Urkunden und Verzeichnisse 
bedeutende Quellen für die Mediävis-
tik sind, muss jetzt sichergestellt wer-
den, dass die Zeugnisse der Gegenwart 
in 1000  Jahren noch authentisch ver-
füg- und lesbar sind. 

Hinzukommt, dass Digitalisate all-
zu schnell gefälscht oder durch KI ver-
ändert werden können. Es entstehen 
hieraus ganz neue Herausforderungen, 
Authentizität zu gewährleisten. So-
lange ein materielles Original vorhan-
den ist, kann das digitale Gegenstück 
damit abgeglichen werden. Aber was 
ist, wenn es kein materielles Gegen-
stück gibt? Entweder weil es vernich-
tet wurde oder weil es nie eines gab. 
Hier werden sich vielleicht ganz neue 
Herausforderungen für Geisteswissen-
schaftlerinnen und -wissenschaftler 

mit tiefem technischen Verständnis 
ergeben, die ähnlich den Expertin-
nen und Experten für Handschriften 
diese Digitalisate vergleichen, prüfen 
welche »verderbt« sind und sich so ei-
nem möglichen Original nähern – altes 
Fachwissen wird gefragt sein.

Wer Kulturgut bewahrt bzw. hierfür 
politisch Verantwortung trägt, braucht 
einen weiten Blick und ein tiefes Ver-
ständnis für die Relevanz des Samm-
lungsgutes heute, morgen und über-
morgen.

Die Digitalisierung von Kulturgut, 
wie es – auch wieder ein Bund-Länder-
Vorhaben – die Deutsche Digitale Bi-
bliothek und die ihr zuliefernden Ge-
dächtniseinrichtungen gewährleis-
ten, ist ein Baustein zur Zugänglich-
machung von Kulturgut. Sie sind ein 
Schaufenster für den Reichtum des 
kulturellen Erbes, in Vermittlungs-
vorhaben wird der Zugang erleichtert 
und was nicht vergessen werden darf: 
Die Zugänglichmachung eines Digita-
lisats kann das Original schonen. Das 
gilt insbesondere für empfindliches 
schriftliches Kulturgut. Dennoch, den 

Zauber und die Aura des Originals 
kann das Digitalisat nicht ersetzen. 
Die Digitalisierung von Kulturgut ist 
daher kein Lösungsweg, um dem ste-
tig wachsenden Schatz an kulturellem 
Erbe zu begegnen. Sie ist vielmehr eine 
Ergänzung, die zusätzlicher Ressour-
cen und Expertise bedarf.

Im Bereich der Bildenden Kunst 
stellt sich bereits seit mehr als einem 
Jahrzehnt die Herausforderung, dass 

die frühen Videokunstwerke kaum 
mehr abspielbar sind. Es ergeben sich 
hieraus neue Herausforderungen in 
der Restaurierung von technikbasier-
tem Kulturgut. Umso wichtiger wird 
es, Restauratorinnen und Restaurato-
ren zu qualifizieren, die dieses Kultur-
gut bewahren. Ähnliches lässt sich für 
Computerspiele sagen. In beiden Fäl-
len muss nicht nur das Werk als sol-
ches erhalten werden, sondern eben-
so das Abspielgerät. 

Zusammendenken

Die Bewahrung und der Schutz von 
Kulturgut sind eine immense Aufgabe. 
Sie zu vernachlässigen, wäre sträflich. 

Es gilt über Grenzen hinaus und 
Aufgaben zusammenzudenken. Stadt- 
und Landschaftsplanung, Zivilschutz 
und Bundeswehr, die Bewahrung des 
materiellen Erbes und der Ausbau der 
Digitalisierung, Gedächtniseinrichtun-
gen und die Verantwortlichen in Bund, 
Ländern und Kommunen, um nur eini-
ge beispielhaft zu nennen, sie sind alle 
gefragt, gemeinsame Konzepte zu ent-
wickeln, wie der Schutz des wachsen-
den kulturellen Erbes für die Zukunft 
gewährleistet werden kann.

Dabei sollte an bestehende Struktu-
ren angeknüpft werden. Das Rad muss 
nicht ständig neu erfunden werden. Es 
gilt vielmehr, vorhandene Strukturen 
auszubauen und zu stärken. Das trifft 
auf die Kulturgut bewahrenden Ein-
richtungen ebenso zu wie auf bereits 
bestehende Institutionen, die Kultur-
gut digital bereitstellen, wie die Deut-
sche Digitale Bibliothek.

Versäumnisse und Nachlässigkei-
ten, die jetzt begangen werden, wer-
den sich in einigen Jahrzehnten bit-
ter rächen. Der Schutz von Kulturgut 
ist eine Generationenaufgabe. Es darf 
keinen Abriss geben. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates und Heraus­
geber von Politik & Kultur. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts­
führerin des Deutschen Kulturrates
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Kulturpolitik der Resilienz 
Plädoyer für einen pro-
grammatischen Aufbruch

MARKUS HILGERT

I m Jahr 2026 begeht die Kultur
politische Gesellschaft (KuPoGe) 
ihr 50-jähriges Bestehen. Ein sol-

ches Jubiläum ist mehr als ein Anlass 
zur Würdigung der eigenen Geschichte. 
Es fordert vielmehr zur kritischen Bilanz 
auf: Welche programmatischen Annah-
men haben sich bestätigt? Welche kul-
turpolitischen Ziele wurden erreicht – 
und welche bleiben unerfüllt? Und vor 
allem: Welche Konsequenzen ergeben 
sich daraus für die zukünftige Agenda 
der Kulturpolitik in Deutschland?

Das Grundsatzpapier der KuPoGe 
von 1976 verstand Kultur nicht als de-
korativen »Überbau«, sondern als »Me-
thode des menschlichen Zusammen-
lebens« und als produktives Element 
gesellschaftlicher Zustände. Dieses 
Verständnis ist bis heute prägend. Zu-
gleich zeigt die historische Rückschau, 
dass viele der damals benannten Defi-
zite fortbestehen: die Marginalisierung 
kulturpolitischer Fragen im parteipoli-
tischen Diskurs, die unzureichende Ver-
zahnung von Kulturpolitik mit anderen 
Politikfeldern, die mangelnde strategi-
sche Koordination zwischen kommuna-
ler, Landes- und Bundesebene sowie das 
wiederkehrende Spannungsverhältnis 
zwischen programmatischem Anspruch 
und praktischer Umsetzung.

Trotz kontinuierlich gestiegener 
Haushaltsmittel hat Kulturpolitik in 
Deutschland nicht jene strukturelle 
Zentralität erreicht, die ihrer gesell-
schaftlichen Bedeutung entspräche. 
Marginalität und Vulnerabilität prä-
gen den Kultursektor bis heute – häu-
fig verbunden mit institutioneller Un-
sicherheit und prekärer Arbeitsreali-
tät. Aus dieser Diagnose ergibt sich für 
mich die Notwendigkeit eines program-
matischen Aufbruchs. Sein Ausgangs-
punkt ist die Annahme einer zweifa-
chen Vulnerabilität.

Erstens ist der Kultursektor selbst 
strukturell verletzlich. Projektlogi-
ken, kurzfristige Förderzyklen, feh-
lende Verstetigung und unzureichen-
de Evaluation führen zu Instabilität, 
selbst dort, wo finanzielle Mittel ge-
wachsen sind. Es mangelt weniger an 

theoretischem Wissen über kulturpoli-
tische Herausforderungen als an konse-
quenter Umsetzung, strategischer Koor-
dination und langfristiger Absicherung.

Zweitens erleben wir eine zuneh-
mende Vulnerabilität des Gemein
wesens insgesamt. Spätestens seit der 
Covid-19-Pandemie und dem russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukrai-
ne ist die Fragilität gesellschaftlicher 
Ordnungen ins öffentliche Bewusst-
sein gerückt. Hinzu treten ökonomi-
sche Unsicherheiten, Vertrauensver-
luste in demokratische Institutionen, 
Polarisierungstendenzen und globa-
le Transformationsprozesse. Diese ge-
samtgesellschaftlichen Krisendynami-
ken wirken unmittelbar auf den Kultur-
sektor zurück – finanziell, institutionell 
und normativ.

Die Kultur steht damit unter doppel-
tem Druck: Sie ist selbst verletzlich und 
zugleich von einer vulnerablen Gesell-
schaft umgeben. Gerade aus dieser dop-
pelten Konstellation ergibt sich jedoch 
ihre besondere Bedeutung als Raum der 
Reflexion, der Verständigung und der 
kollektiven Selbstvergewisserung.

Begründung und Ziel einer Kultur­
politik der Resilienz

Die angemessene politische Antwort 
auf diese zweifache Vulnerabilität nen-
ne ich »Kulturpolitik der Resilienz«. Ihr 
Ziel ist es, die strukturelle Marginalität 
kultureller Ökosysteme zu überwinden, 
ihre Stabilität und Adaptivität zu erhö-
hen und damit zugleich einen Beitrag 
zur gesellschaftlichen Widerstands
fähigkeit insgesamt zu leisten. Resi-
lienz meint dabei mehr als bloße Kri-
senfestigkeit. Sie umfasst Lernfähigkeit, 
Anpassungsfähigkeit und Diskursfähig-
keit – also die Fähigkeit, auf Verände-
rungen nicht nur zu reagieren, sondern 
sie produktiv zu verarbeiten.

Kulturelle Praxis schafft Räume, in 
denen Konflikte ausgehalten, Narra-
tive verhandelt, Zukünfte entworfen 
und Vertrauen gestiftet werden kön-
nen. Eine resiliente Demokratie ist auf 
solche Räume angewiesen. Kulturpoli-
tik der Resilienz erkennt diese gesell-
schaftliche Funktion an, ohne Kunst 
zu instrumentalisieren. Sie schützt die 
Freiheit kulturellen Handelns, indem 
sie dessen strukturelle Voraussetzun-
gen stabilisiert. Resilienz entsteht nicht 

durch inhaltliche Steuerung, sondern 
durch verlässliche Möglichkeitsräume.
Daraus folgt eine Verschiebung kultur-
politischer Prioritäten. Noch immer do-
miniert vielerorts eine projektfixierte, 
innovations- und eventorientierte För-
derlogik. Eine Kulturpolitik der Resili-
enz setzt dem eine stärkere Orientierung 
an Nachhaltigkeit, Vielfalt, Redundanz, 
Kompetenzaufbau sowie institutionel-
ler Stabilität entgegen. Sie versteht Kul-
turinfrastruktur als Teil öffentlicher Da-
seinsvorsorge – vergleichbar mit Bildung, 
Gesundheit oder sozialer Sicherung.

Indem sie kulturelle Ökosysteme 
stabilisiert, stärkt sie zugleich die Re-
silienz der Gesellschaft insgesamt und 
trägt damit auch zur langfristigen Si-
cherung demokratischer Handlungs-
fähigkeit bei.

Historisch-empirische  
Erfolgsfaktoren

Der Ansatz einer Kulturpolitik der Re-
silienz ist nicht rein normativ, sondern 
historisch informiert. Die Analyse kul-
tureller Praxis in Krisen- und Trans-
formationsphasen zeigt wiederkehren-
de Faktoren, die zur Stabilisierung und 
Erneuerung gesellschaftlicher Ordnun-
gen beigetragen haben.

Erstens erweist sich Kulturinfrastruk-
tur als öffentliche Daseinsvorsorge als 
zentral. In Wiederaufbauphasen nach 
Kriegen oder politischen Umbrüchen 
fungierten Theater, Museen, Bibliothe-
ken und Bildungsinstitutionen als sicht-
bare Zeichen institutioneller Kontinui-
tät und gesellschaftlicher Normalität.

Zweitens ist Partizipation entschei-
dend. Resilienz ist kein administrativer 
Zustand, sondern ein sozialer Prozess. 
Kulturelle Programme entfalten nach-
haltige Wirkung insbesondere dann, 
wenn sie Teilhabe ermöglichen und un-
terschiedliche gesellschaftliche Grup-
pen als aktive Mitgestalterinnen und  
 -gestalter einbeziehen.

Drittens spielt symbolische Reparatur 
und Erinnerung eine wesentliche Rolle. 
Erinnerungs- und Gedenkpolitiken leis-
ten Integrationsarbeit, die weder recht-
lich noch ökonomisch substituierbar ist. 
Unbearbeitete symbolische Brüche wir-
ken langfristig destabilisierend.

Viertens erhöhen Dezentralität und 
institutionelle Redundanz die Robust-
heit kultureller Systeme. Polyzentral 

organisierte Strukturen reagieren fle-
xibler auf Schocks als monozentrische 
Abhängigkeiten.

Fünftens ist Langfristigkeit eine 
Schlüsselressource. Mehrjährige För-
derstrukturen ermöglichen institutio-
nelles Lernen und nachhaltige Entwick-
lung, während kurzfristige Projektlogi-
ken Volatilität verstärken.

Sechstens potenziert sich kulturelle 
Wirkung durch sektorübergreifende Ko-
ordination. Kultur entfaltet besondere 
gesellschaftliche Relevanz dort, wo sie 
mit Bildungs-, Sozial-, Gesundheits- oder 
Stadtentwicklungspolitik verzahnt ist.

Siebtens fungiert Kultur in Transfor-
mationsphasen als Experimentier- und 
Innovationsraum, in dem neue Formen 
von Öffentlichkeit und Wertschöpfung 
entstehen.

Achtens schließlich besitzt kulturel-
le Praxis eine psychosoziale Dimension. 
Gesellschaftliche Resilienz scheitert 
häufig weniger an materiellen Ressour-
cen als an kollektiven Traumata, Ver-
trauensverlust und Überforderung. Kul-
turelle Ausdrucksformen können hier 
stabilisierend und verarbeitend wirken.

Leitprinzipien und  
Umsetzungsebenen

Eine Kulturpolitik der Resilienz orien-
tiert sich an klaren Leitprinzipien: In-
frastruktur und Zugang als Daseins
vorsorge; Partizipation; Pflege des kul-
turellen Gedächtnisses; Dezentralität; 
langfristige Stabilität; sektorübergrei-
fende Vernetzung; Anerkennung der 
Transformationskraft von Kultur; sowie 
die Berücksichtigung psychosozialer 
Funktionen. Als vertiefende Resilienz-
Dimensionen sind außerdem Nachhal-
tigkeit als strukturelle und ökologische 
Resilienz, kulturelle Bildung als Resi-
lienz-Kompetenz sowie Diversität als 
adaptive Kapazität zu berücksichtigen. 

Die Umsetzung dieser Leitprinzipi-
en erfordert Maßnahmen auf mehre-
ren Ebenen.

Auf der Ebene von Governance und 
Institutionen bedarf es einer födera-
len Strategie für kulturelle Resilienz, 
eines nationalen Kultur-Resilienzrats 
sowie regionaler Koordinatorinnen und 
Koordinatoren mit interministerieller 
Schnittstellenfunktion.

Im Bereich Finanzierung und Rechts-
rahmen ist ein nationaler Resilienzfonds 

erforderlich, der Prävention, Wieder-
aufbau und Transformationsprojek-
te absichert und strategische Planung 
ermöglicht.

Auf der Ebene von Infrastruktur und 
Zugänglichkeit sind mobile Formate, 
digitale Souveränität, hybride Angebo-
te und barrierefreie Räume auszubauen.

Im Handlungsfeld soziale Kohäsi-
on und Teilhabe sind Community-Ini-
tiativen, interkulturelle Vermittlungs
programme sowie verbindliche Ko-
operationen mit Bildung, Pflege und 
Gesundheitswesen zu stärken.

Schließlich braucht es im Bereich 
Monitoring, Forschung und Lernen ge-
eignete Indikatoren, regelmäßige Eva-
luationen und einen systematischen 
Austausch von Good Practices.

Strategische Perspektive

Die zweifache Vulnerabilität des Kultur-
sektors ist kein temporäres Phänomen, 
sondern Ausdruck struktureller Bedin-
gungen. Eine Kulturpolitik der Resilienz 
ist daher keine Ergänzung bestehen-
der Förderinstrumente, sondern eine 
strategische Neujustierung der Kultur
politik. Sie zielt darauf, kulturelle Infra-
struktur dauerhaft zu stabilisieren, in-
stitutionelles Lernen zu ermöglichen 
und Freiheit in ihren strukturellen Vo-
raussetzungen zu sichern. Damit stärkt 
sie nicht nur den Kultursektor, sondern 
die demokratische Handlungsfähigkeit 
insgesamt.

Die zentrale Frage lautet daher nicht, 
ob wir uns eine Kulturpolitik der Resi-
lienz leisten können, sondern ob wir 
es uns leisten können, auf sie zu ver-
zichten – gerade in Zeiten wachsender 
Unsicherheiten und multipler Krisen.

Markus Hilgert ist Präsident der Uni­
versität der Künste Berlin und Präsi­
dent der Kulturpolitischen Gesellschaft 
(KuPoGe). Von 2018 bis 2025 war er 
Vorstand und Generalsekretär der Kul­
turstiftung der Länder

Der Text ist die gekürzte Version eines 
Grundsatzreferats, das Markus Hilgert 
beim 71. Loccumer Kulturpolitischen Kol­
loquium in Kooperation mit der Kultur­
politischen Gesellschaft »Bilanz ziehen  
 – Kurs setzen: Grundzüge einer Kultur­
politik der Resilienz« im Februar 2026 
gehalten hat.
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Angesichts ver­
änderter poli­
tischer Mehr­
heiten und eines 
absehbaren kul­
turellen Werte­
wandels ist die 
Sorge vor poli­
tischer Einfluss­
nahme auf die 
Entscheidungen 
über öffentliche 
Förderung unter 
Kulturschaffen­
den groß

Blick in den Thüringer Landtag. Im Rahmen des Thüringen-Projekts des Verfassungsblogs wurde der Frage nachgegangen,  
was passiert, wenn autoritär-populistische Parteien staatliche Machtmittel in die Hand bekommen
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Ein Anfang vom Ende? 
Szenarienanalysen im Kulturbereich

JUSTUS DUHNKRACK

Ö ffentliche Kulturförderung gilt 
als besonders rechtsunsicheres 
Feld. Es liegen kaum normative 
Anknüpfungspunkte vor, die 

der Kulturverwaltung Leitplanken set-
zen. Ebenso kann nur in geringem Um-
fang auf Rechtsprechung zurückgegrif-
fen werden, aus der sich Maßgaben für die 
öffentliche Kulturförderung ergäben. Die 
gerichtliche Rechtsfortbildung scheitert 
schon daran, dass kaum streitige Verfahren 
über öffentliche Förderung geführt werden. 
Das ist wenig verwunderlich, denn Kul-
turschaffende sind immer wieder auf die 

gleiche »Hand, die sie füttert« angewiesen 
und deshalb – und mutmaßlich wegen des 
hohen Kosten- und Zeitaufwandes – we-
nig klagegeneigt. Eher wird anderswo ein 
weiterer Antrag gestellt, als sich mit feh-
lerhaften oder kritikwürdigen Förderent-
scheidungen auseinanderzusetzen. Da-
durch entwickelt sich jenseits der Proteste 
bezüglich der bereitgestellten Haushalts-
mittel kaum eine öffentliche Debatte über 
sachgerechte Organisation und Verfahren 
der Kulturförderung. 

Angesichts veränderter politischer 
Mehrheiten und eines absehbaren kultu-
rellen Wertewandels ist die Sorge vor poli
tischer Einflussnahme auf die Entschei-
dungen über öffentliche Förderung un-
ter Kulturschaffenden groß. Um aus Angst 
Mut zu machen und Handlungsmacht her-
zustellen, können Szenarienanalysen für 
die betreffenden Kulturschaffenden, Insti
tutionen, Verbände oder Gruppen hel-
fen. Szenarienanalysen dienen dem Ver-
such, einen plausiblen – nicht zwingend 
wahrscheinlichen – Blick in die Zukunft 
zu werfen. Das hat das Thüringen-Pro-
jekt des Verfassungsblog beeindruckend 
vorgemacht. Szenarien sind eine geeigne-
te Methodik, um einen Perspektivwechsel 
zu erzeugen, indem aus einem möglichen 
Zukunftssachverhalt Rückschlüsse auf die 
Gegenwart gezogen werden: Was muss 
heute geschehen, wenn verhindert werden 
soll, dass das Szenario morgen Wirklich-
keit wird? Dabei hilft es, vom Schlimmsten 
auszugehen, um die »Wegmarken« der zu-
meist schleichenden Entwicklung nicht zu 
übersehen. Auch die »Treiber«, die für wei-
tere Dynamik im Szenario sorgen – im Fol-
genden u. a. ein Untersuchungsausschuss 
und eine Zurückhaltung von öffentlichen 
Haushaltsmitteln – können Aufschluss 

über politische Risiken geben. Das nach-
folgende mit Kulturschaffenden erarbei-
tete Szenario illustriert diese Methodik:

Nach einer Landtagswahl im fiktiven 
Bundesland B übernimmt die überwie-
gend konservative Regierung das Kultur-
ministerium. Zunächst wird die bewährte 
Praxis fortgeführt, Förderentscheidungen 
durch Jurys mit unabhängiger Expertise 
zu treffen. Doch die jüngste Vergangen-
heit ist präsent: In der vorangegangenen 
Legislaturperiode hatte ein von der Oppo-
sition initiierter Untersuchungsausschuss 
Teile der Kulturförderung des Landes kri-
tisch hinterfragt. Die öffentliche Kritik 
ist Anlass für den neuen Kulturminister, 

zunächst Förderprogramme einzufrieren 
und Verfahren auszusetzen, um – nach ei-
gener Aussage – aus Fehlern der Vergan-
genheit zu lernen. Nur wenn politische Ver-
antwortung frühzeitig und sichtbar in den 
Entscheidungsverfahren verankert sei, lasse 
sich verhindern, dass Kulturförderung er-
neut zum Gegenstand parlamentarischer 
Auseinandersetzungen werde. Vor diesem 
Hintergrund beginnt der Minister im ersten 
Jahr der Legislatur, die Zusammensetzung 
der Jurys zu verändern. Zunehmend wer-
den politische Entscheidungsträgerinnen 
oder ihnen nahestehende Personen berufen. 

Im zweiten Jahr zeigen sich erste Fol-
gen dieser Veränderung. Nicht-politische 
Jurymitglieder äußern sich in Sitzungen 
zurückhaltender. Viele von ihnen sind 
selbst Antragstellende in anderen Förder-
programmen. Sie wissen, dass über ihre 
eigenen Anträge künftig Politikerinnen 
entscheiden könnten. Auch Antragstel-
lende passen ihre Projektvorhaben in vo-
rauseilendem Gehorsam den politischen 
Jurymitgliedern an oder sehen von einem 
Antrag ab. Parallel verschärft sich der öf-
fentliche Ton. Die Kulturszene fordert, die 
vorgesehenen Haushaltsmittel auch tat-
sächlich zum Einsatz zu bringe, denn die 
zurückhaltende Förderung hat zu Still-
stand geführt. 

Im dritten Jahr reagiert die Landes
regierung von B auf Anfeindungen gegen 
einzelne Jurymitglieder. Sie beschließt, die 
Namen der Jurymitglieder künftig nicht 
mehr zu veröffentlichen. Transparenz sol-
le sich, so die Argumentation, auf Verfah-
ren, Kriterien und Haushaltszahlen kon-
zentrieren, nicht auf individuelle Perso-
nen. Entscheidungen werden als Ergebnis 
eines regelgebundenen, anonymisierten 
Prozesses kommuniziert. 

Im vierten Jahr sieht sich die Landes
regierung einer verschärften Kritik aus 
dem rechten politischen Spektrum aus-
gesetzt, die Juryentscheidungen seien 
»woke«, »links« und »staatsgefährdend«, 
in Zeiten multipolarer Krisen der glo-
balen Weltordnung sei der Erhalt verei-
nender Werte von besonderer Bedeutung. 
Der Kulturminister argumentiert, Jurys 
stellten grundsätzlich ein Kontrollpro-
blem dar: Sie seien nicht gewählt, ihre 
Entscheidungen aber haushaltswirksam. 
Auch um einer öffentlichen Politisierung 
der Kultur vorzubeugen, werden Förder-
richtlinien dahingehend angepasst, dass 
die Hinzuziehung von Jurys im Ermessen 

der zuständigen Verwaltung (»kann«) liegt. 
Zugleich wird die Verwaltung verpflichtet, 
nachweisbare Ziele mit den Förderpro-
grammen zu verfolgen und über deren Er-
reichen Rechenschaft abzulegen. Dies wird 
als Ausdruck staatlicher Neutralität dar-
gestellt und trage dem Haushaltsgrund-
satz der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit Rechnung. 

Im fünften Jahr verzichten Verwal-
tungen unter Verweis auf die maßgebli-
chen verwaltungsinternen Ziele zumeist 
auf den Einsatz einer Jury, um der Ziel-
erreichung gerecht zu werden. Schließ-
lich zieht die Landesregierung die Konse-
quenz, die Vorschriften »der Wirklichkeit 
anzupassen«. In den Förderrichtlinien 
wird festgeschrieben, dass Auswahlent-
scheidungen von besonderer Bedeutung 
grundsätzlich durch die politische Ver-
waltung zu treffen seien. Alle übrigen 
Entscheidungen werden nach formalen 
Kriterien getroffen und Förderungen breit 
verteilt (»Gießkanne«), das sei auch ein 
Zugeständnis an Teile der Opposition, die 
sich immer für die staatliche Neutralität 
der öffentlichen Kulturförderung stark 
gemacht habe. Damit, so die offizielle Be-
gründung, seien Kontrolle, Verantwortung 
und der sparsame und effiziente Einsatz 
von Haushaltsmitteln gesichert. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass das Sze-
nario exakt in der beschriebenen Weise 
eintritt, mag gering sein, wer kann schon 
die Zukunft vorhersagen. Auch ist die 
Wirklichkeit viel komplexer als eine kur-
ze dystopische Fantasie. Der Nukleus ist 
die Frage, inwieweit sich auf Grundlage 
des Zukunftsszenarios die Perspektive 
auf Handlungskonsequenzen heute ver-
ändert. Das hängt maßgeblich vom Stand-
punkt des jeweiligen Betrachters oder der 

Betrachterin ab. Verwaltungsmitarbeiten-
de mögen im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten auf bewährte Verfahren verweisen und 
können von Meldestellen Gebrauch ma-
chen, wenn rechtswidriges Handeln er-
kannt wird (Hinweisgeberschutzgesetz). 
Kulturschaffende werden möglicherwei-
se dafür werben, Verfahren gesetzlich ab-
zusichern und beispielsweise mittels Ver-
bänden Vertrauenspersonen in die Jurysit-
zungen zu entsenden, um Veränderung zu 
beobachten. Private Sponsoren könnten 
mit gutem Beispiel vorangehen und zeigen, 
dass transparente und fachlich fundierte 
Entscheidungen möglich sind. Die Zivilge-
sellschaft sollte trotz klammer Haushalts-
kassen früh ein Störgefühl gegenüber dem 
Narrativ einer effizienten Kulturförderung 
entwickeln und der irreführenden Behaup-
tung von staatlicher Neutralität in der Kul-
turförderung keinen Glauben schenken. 

Das Verfahren der Kulturförderung – 
hier die Einbeziehung von externer Exper-
tise in die Auswahlentscheidung – illus
triert die schleichende Verschiebung des 
demokratischen Konsenses, der Grundlage 
für eine politisch überwiegend unbeein-
flusste Kulturförderung ist. Es ist geleb-
te demokratische Tradition, in den über-
wiegenden Fällen auf Jurys zurückzugrei-
fen. Die Distanzierung von Auswahlent-
scheidung und Staat drängt sich aufgrund 
der Eigengesetzlichkeit der Kultur für das 
Spannungsfeld aus staatlicher Neutralität 
und staatlicher Förderung ähnlich wie in 
der Wissenschaft auf. Gleichwohl ist es 
schwer, eine »Jurypflicht« und weitere im 
Szenario geschilderte Aspekte, wie ihre 
Zusammensetzung, Entscheidungsbegrün-
dungen und Transparenz rechtsdogma-
tisch zu begründen. Die weitaus überwie-
gende Meinung dürfte sein, dass der brei-
te kulturpolitische Ermessensspielraum 
es gleichermaßen erlaubt, sogar gänzlich 
ohne Jury auszukommen. Insofern zeigt 
sich, dass – aus rechtlicher Sicht – kaum 
mehr als theoretische Sicherheitsnetze 
bestehen (Teilhaberecht), auf die man 
im Fortgang des Szenarios zurückgreifen 
könnte. Selbst wenn man in Einzelfällen 
aufgrund von Verfahrensfehlern bei der 
staatliche Entscheidung Ansprüche be-
gründen könnte, greift die beschriebene – 
nachvollziehbare – Zurückhaltung der Kul-
turschaffenden, dagegen meist nicht vor-
gehen zu wollen. Abgesehen davon nimmt 
es Zeit und Geld in Anspruch, so dass im 
hier zugrundeliegenden Szenario – eine 
Rechtswidrigkeit unterstellt – Rechts-
schutz mutmaßlich kaum spürbare Wir-
kung entfalten würde.

Das Szenario zeigt zudem, dass eine Ge-
fährdung für die Freiheitlichkeit des Kul-
turlebens nicht zwingend erst mit einer 
AfD-geführten Landesregierung eintritt 
(dann dürften Einschnitte wesentlich er-
heblicher und schneller erfolgen). Schon 
zuvor müssen sich demokratische Parteien 
ihrer Verantwortung gegenüber der Kultur 
bewusst sein und sich schützend vor die 
Kulturförderung stellen. Dazu gehört auch 
etwas Mut, denn Kulturförderung ist im-
mer eine Prognoseentscheidung, die mit 
einiger Unsicherheit über ihr Ergebnis be-
haftet ist. Das setzt voraus, auf der einen 
Seite ein gewisses Vorschussvertrauen ge-
genüber der Kultur zu gewähren und auf 
der anderen Seite die Bereitschaft, dann 
und wann danebenzuliegen und den dar-
aus entstehenden Gegenwind auszuhalten. 
Der Schutz der Kulturförderung beginnt – 
wie im Szenario dargestellt – schon bei 
sachgerechten Verfahren, z. B. einer Jury, 
die auf den ersten Blick nach vermeintlich 
lästiger Bürokratie aussehen mögen. Denn 
nicht jedem Anfang wohnt ein Zauber inne  
 – manchmal auch ein Ende.

Justus Duhnkrack ist Rechtsanwalt  
und politischer Berater. Nach seiner Pro­
motion zum Thema »Öffentliche Kunst­
förderung« arbeitete er unter anderem für 
die Kulturstiftung des Bundes und BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN
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Musik im Film – unsere Dokus und  
Mitschnitte für Sie kostenlos auf  nmz.de

aktuell: Musikschulkongress 2025 in Dresden

... das Auge hört mit.

MEHR DAZU

Festschrift – 100 Jahre GEDOK e. V. 
(Hg. GEDOK e. V.), erhältlich über den 
Bundesverband, gedok@gedok.de
Künste · Frauen · Netzwerk (Hg.  
GEDOK e. V.), projektverlag, Bochum/
Freiburg 2025

100 Jahre Engagement für Frauen in der Kultur
Die GEDOK feiert Jubiläum

GERLINDE FÖRSTER

M it Ausstellungen und Kon-
zerten, Aufführungen, Le-
sungen, Live-Performances, 
mit allerlei Projekten zum 

Teilhaben, Dabeisein, Mitmachen begeht 
die Gemeinschaft der Künstlerinnen und 
Kunstfördernden – GEDOK – ihren 100.   Ge-
burtstag. Bundesweit zeigen in diesem Jahr 
23 regionale Gruppen, was in ihnen steckt. 
Zur Geschichte zwischen 1926 und 2026 
gehört auch die Entwicklung der GEDOK.

Unter dem Namen »Gemeinschaft 
Deutscher und Oesterreichischer Künst-
lerinnenvereine aller Kunstgattungen« 
gründete die Mäzenin und Frauenrecht-
lerin Ida Dehmel 1926 in Hamburg die 
GEDOK. Künstlerinnen der angewandten, 
bildenden und darstellenden Kunst, Filme
macherinnen, Fotografinnen, Literatinnen, 
Musikerinnen, diejenigen, die sich inter-
disziplinär ausdrücken oder neue Medien 
nutzen, finden in der GEDOK Raum für Be-
gegnung, Austausch, Interaktion, Förde-
rung, vor allem Öffentlichkeit und damit 
Sichtbarkeit. In dieser zukunftsweisenden 
Struktur manifestiert sich das Alleinstel-
lungsmerkmal der GEDOK.

Erste Pläne zur Gründung eines über
regionalen Künstlerinnenbundes hatte Ida 
Dehmel (1870-1942) bereits 1912. Sie war 
eine brillante Netzwerkerin, eine Anstifte-
rin und Organisatorin. Sie pflegte Kontak-
te in die Gesellschaft und verstand es, ein 
kunstinteressiertes und zahlungskräftiges 
Publikum um sich zu versammeln. Ihre 
Persönlichkeit, ihr Charisma und auch die 
Tatsache, dass das Dehmelhaus in Ham-
burg-Blankenese Anfang des 20. Jahrhun-
derts zum Treffpunkt des Who’s who kul-
turellen Lebens in Deutschland geworden 
war, kamen Ida Dehmels Anliegen zugute.

Aus dem Zusammenschluss bereits 
bestehender Künstlerinnenvereine in 
Deutschland entsteht mit der GEDOK ein 
Dachverband, der zum Netzwerk wird und 
sich schnell über den deutschsprachigen 
Raum ausbreitete. Binnen kürzester Zeit 
zählte der Verband rund 7.000 Mitglie-
der. Das Besondere war: Kunstliebende 
Frauen verschiedener sozialer Schichten 
gehörten als fördernde Mitglieder dazu. 
Ziel war die Einbindung von Künstlerin-
nen in das öffentliche Kunst- und Kultur-
leben der Weimarer Republik. Es ging um 
die Förderung der beruflichen und wirt-
schaftlichen Interessen von Künstlerin-
nen sowie um die Erhöhung ihrer Erfolgs
chancen in einem männerdominierten 
Kunstbetrieb. Fortan wurden in öffent
lichen wie privaten Räumen Ausstellungs- 

und Verkaufsmöglichkeiten, Konzerte, 
Lesungen und Aufführungen organisiert. 
Förderinnen wie die Sozial- und Kultur-
politikerin Edith Mendelssohn Bartholdy 
oder die Kunsthistorikerin, Sammlerin und 
Mäzenin Rosa Schapire unterstützten mit 
ihren Kontakten in die Gesellschaft die-
ses Ziel. Bekannte Autorinnen wie Ricarda 
Huch oder Annette Kolb, Bildende Künst-
lerinnen wie Clara Rilke-Westhoff, Mil-
ly Steger, Anita Ree oder Käthe Kollwitz, 
die Tänzerin Mary Wigman, Komponis-
tinnen wie Alice Samter oder Grete von 
Zieritz bekannten sich mit ihrer Mitglied-
schaft zur GEDOK.

Nach Hitlers Wahlsieg am 30. Janu-
ar 1933, dem Erlass des Ermächtigungs
gesetzes und dem ersten Boykottaufruf 
gegen Juden am 1. April gingen die po-
litischen Veränderungen rasant vor sich. 
Für die GEDOK waren die Konsequen-
zen dramatisch. Am 22. April 1933 dran-
gen SA-Leute in die Hamburger Mitglie-
derversammlung ein, zwangen Ida Deh-
mel wegen ihrer jüdischen Herkunft zum 
Rücktritt von allen ihren Ämtern und lös-
ten die Versammlung mit Gummiknüp-
peln auf. Im September darauf wurde Elsa 
Bruckmann neue Präsidentin der GEDOK. 
Als Hitleranhängerin, Mitglied der NSDAP 
und der NS-Frauenschaft sowie Vorstands-
mitglied im »Kampfbund für deutsche Kul-
tur« strebte sie die Ausrichtung der Reichs-
GEDOK im Hinblick auf die Verbreitung 
und Umsetzung nationalsozialistischer 
Kulturpolitik an. Aufgrund der Einglie-
derung der GEDOK in die Reichskultur-
kammer und ihre Fachkammern wurde die 
»arische Herkunft« als Bedingung für eine 
Mitgliedschaft in die Satzung aufgenom-
men. Eilfertig passten sich viele Regional-
verbände der völkischen Nazi-Ideologie 
an. Zugleich gab es viele Austritte vor al-
lem jüdischer Künstlerinnen und Förderin-
nen. Auch einige Regionalgruppen lösten 
sich auf. 1935 zählte die GEDOK nur noch 
2.195 Mitglieder.

Nach Kriegsende wurde mit Genehmi-
gung der alliierten Militärregierung die 
GEDOK als Verband der Gemeinschaf-
ten der Künstlerinnen und Kunstfreun-
de e. V. 1948 in Hamburg neu gegründet. 
Fördermitglieder waren fortan auch Män-
ner. Nach und nach nahmen in den alten 
Bundesländern regionale Gruppen ihre Ar-
beit wieder auf oder gründeten sich neu, 
um entsprechend dem Gründungsziel das 
künstlerische Talent von Frauen unter be-
sonderer Berücksichtigung ihrer Lebens- 
und Arbeitssituation zu fördern. Nach dem 
Ende der DDR und dem Ende umfangrei-
cher Kunst- und Kulturförderung schlos-
sen sich diesem Anliegen in den neuen 
Bundesländern Gruppen in Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern und Mittel-
deutschland an. Nahezu 3.000 Mitglie-
der gehören gegenwärtig zu diesem euro-
paweit einzigartigen, alle künstlerischen 
Disziplinen einschließenden Künstlerin-
nenverband.

Dass in der Bundesrepublik die berufli-
che Gleichstellung der Frau ab 1977 – un-
geachtet der tatsächlichen Verhältnisse  
 – als allgemein erreicht dargestellt wird, 
hat mit den durch die westdeutsche Frau-
enbewegung erkämpften Rechten zu tun. 
Die Schaffung von Verlagen, Zeitschriften, 
Bühnen und Galerien speziell für Frauen 
stärkte das Selbstbewusstsein von Künst-
lerinnen. Teil dieser Bewegung war die GE-
DOK, insbesondere durch ihre Arbeit auf 
kultur- und frauenpolitischer Ebene. Als 
Gründungsmitglied der 1972 neu struktu-
rierten IGBK (Internationale Gesellschaft 
der Bildenden Künste) setzt sie sich ein 
für die Förderung internationaler Koope-
rationen. Die GEDOK wird 1980 Grün-
dungsmitglied des Kunstfonds e. V. und 
1983 des Deutschen Kunstrats. Seitdem 
gehört sie zum Deutschen Kulturrat, ist 
in verschiedenen seiner Fachausschüsse 
sowie im Deutschen Musikrat und in der 
Deutschen Literaturkonferenz aktiv. Eben-
so vertritt sie die Interessen ihrer Mitglie-
der in der VG-Bildkunst, der Künstlersozi-
alkasse und im Deutschen Frauenrat. 

In den letzten Jahrzehnten ist zwar viel 
erreicht worden, aber Ungerechtigkeiten 
wie Gender-Show-Gap und Gender-Pay-
Gap belegen den Mangel an wirklicher 
Gleichberechtigung. Ohne – ehrenamt
liche! – Gremienarbeit in Kooperation 
mit anderen Verbänden wären weder Aus-
stellungsvergütungen noch hochrangige 
Preisvergaben an Künstlerinnen umgesetzt 
worden. Auch hier macht sich die GEDOK 
stark. Bestes Beispiel ist der immerwäh-
rende Kampf um die Vergabe des Gabriele 
Münter Preises. Nur in der Bündelung der 
Kräfte von GEDOK, dem Bundesverband 
Bildender Künstlerinnen und Künstler 
(BBK) und dem Deutschen Künstlerbund 
konnte erreicht werden, dass nach lan-
ger Unterbrechung 2025 die 8. Vergabe 
des Preises in der Akademie der Künste 
und die Ausstellung im Museum Gunzen-
hauser in Chemnitz stattfand und erst-
mals vom Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien (BKM) unter 
Beteiligung des Bundesministeriums für 
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMBFSFJ gefördert wurde.  

Eigene Preise vergibt die GEDOK seit 
1968 für herausragendes literarisches, 
kompositorisches, bildkünstlerisches 
Schaffen sowie im angewandten Bereich. 
Musikwettbewerbe würdigen Interpretin-
nen. Autorinnen wie Hilde Domin (1968), 

Elke Erb (1995), Herta Müller (1998), Jenny 
Erpenbeck und Kerstin Hensel (2004), Mo-
nika Maron (2017) oder Nora Gomringer 
(2024) waren Preisträgerinnen. Ausstel-
lungsprojekte an repräsentativen Orten wie 
in der Bundeskunsthalle Bonn (»Perplex«, 
2001) oder im Museum für Kunst und Ge-
werbe Hamburg (»Künste ∙ Frauen ∙ Netz-
werk«, 2026) verschaffen bildenden und an-
gewandten Künstlerinnen Beachtung. Ohne 
Sichtbarkeit gibt es keine öffentliche Auf-
merksamkeit – trotz Social Media eine Rie-
senaufgabe in unserer immer noch patriar-
chalisch geprägten Gesellschaft.

Der Weg der GEDOK durch das Jahrhun-
dert war voller Herausforderungen, Ver-
änderungen, dabei nicht ohne Erfolg. Vor 
diesem Hintergrund und in Anbetracht an-
tidemokratischer Strömungen ist sich der 
Verband seiner Verantwortung bewusst. So 
heißt es im Leitbild: »Die Mitglieder der 
GEDOK vertreten die Freiheit des Wortes 
und der Kunst im Sinne des Art. 5 Grund-
gesetz. Sie wirken gegen jedwede Form von 
Hass und Gewalt, für Diversität, für eine 
einige Welt und eine in Frieden lebende 
Menschheit. Die Mitglieder der GEDOK 
distanzieren sich entschieden von allen, 
die Nationalismus, politischen und religiö-
sen Extremismus, Antisemitismus, Homo
phobie, Frauen- oder Fremdenfeindlich-
keit propagieren.«

Fazit: Die selbstverständliche Gleich-
stellung ist längst nicht erreicht. Ange-
sichts des wachsenden gesellschaftlichen 
Drucks ist ein regelrechter Backlash zu be-
obachten. Gerade deshalb müssen Kunst 
und Kultur als Grundpfeiler einer demo-
kratischen Gesellschaft in ihren Struk-
turen stabilisiert werden. Der GEDOK-
Bundesverband gehört dazu. Dringend ist 
die öffentliche Förderung einer Bundes
geschäftsstelle. Im Unterschied zu den 
anderen großen Künstlerverbänden fehlt 
diese bisher. Sie wäre sowohl Würdigung 
der ehrenamtlichen Arbeit als auch Vor-
aussetzung für zukünftige geschlechter
gerechte Kulturarbeit. 

Gerlinde Förster ist Kunstwissenschaft­
lerin und Kuratorin. Sie war 1994 
Gründungsinitiatorin des brandenbur­
gischen Landesverbandes der GEDOK  
und dessen langjährige Vorsitzende
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Indem Literatur und 
Buchhandel positiv 
inszeniert werden, er- 
reicht das Spiel ins­
besondere jüngere 
Zielgruppen im digi- 
talen Raum

Auf den Spuren Bildender Künstlerinnen
Für die Gleichstellung in der Kunstwelt

MARÍA LINARES &  
CORNELIA RÖßLER

D ie Frage, was »gute Kunst« ist 
und wer in der Kunstwelt als 
bedeutend gilt, ist keineswegs 

neutral. Sie wird von gesellschaftlichen 
Machtverhältnissen und tradierten Zu-
schreibungen bestimmt. Unsere Vorbil-
der waren fast ausschließlich Männer. 
Das hat unser Verständnis von Kunst 
maßgeblich geprägt. Wir sind alle in 
patriarchale Strukturen hineingeboren 
und hinterfragen sie oft nicht.

Ein prägnantes Beispiel hierfür ist 
Duchamps berühmtes »Fountain« von 
1917: Das als Kunstwerk eingereichte 
und mit dem Namen R. Mutt signierte 
Urinal wurde zunächst in der First An-
nual Exhibition der Society of Indepen-
dent Artists in New York abgelehnt, gilt 
heute aber als Meilenstein der Moder-
ne. In aktuellen Untersuchungen wird 
diskutiert, ob nicht die Dada-Künstle-
rin Baroness Elsa von Freytag-Loring-
hoven die eigentliche Urheberin war. 
Wie Siri Hustvedt 2019 in The Guar-
dian schreibt, können wir uns jedoch 
ziemlich sicher sein, dass dieses Werk 

niemals denselben kunsthistorischen 
Ruhm erhalten hätte und nie als Meis-
terwerk gelten würde – ganz zu schwei-
gen vom monetären Wert –, wäre es von 
Anfang an eindeutig einer Frau zuge-
ordnet worden. 

Auch heute noch ist die Kunstwelt 
männlich dominiert: In den Jahren 2000 
bis 2020 waren nur rund 20 Prozent der 
Einzelausstellungen in deutschen Mu-
seen Künstlerinnen gewidmet. Künstle-
rinnen verdienen im Schnitt 30 Prozent 
weniger als ihre männlichen Kollegen. 
Und unter den zehn lebenden Künstlern, 
die die höchsten Preise weltweit erzie-
len, findet sich keine einzige Frau. Der 
Gender-Show-Gap führt direkt in einen 
Gender-Pay-Gap. Und on Top: Das Stre-
ben nach Gleichstellung wird häufig als 
ein Kampf zwischen Männern und Frau-
en missverstanden. Dabei ist längst be-
kannt: Von echter Gleichstellung profi-
tieren alle – unabhängig vom Geschlecht. 
Denn das patriarchale System nimmt 
allen Menschen wichtige Aspekte ihrer 
Menschlichkeit. 

Unter dem Titel »Auf den Spuren Bil-
dender Künstlerinnen« widmete sich 
der Deutsche Künstlerbund anlässlich 

seines 75-jährigen Jubiläums der Wie-
dergründung nach dem Zweiten Welt-
krieg gemeinsam mit dem Kunst-Men-
toring des Kulturbüros Rheinland-Pfalz 
mit einem zweijährigen Projekt der un-
gleichen Situation von Künstlerinnen 
seit 1950 – und damit einer bis heute 
wirksamen Schieflage in der Kunstwelt, 
um sich aktiv für mehr Diversität einzu-
setzen und einem rückwärtsgewandten 
Frauenbild entgegenzuwirken. Dabei 
stand im Künstlerbund die Aufarbei-
tung der eigenen Geschichte im Fokus, 
denn lange war er ein männlich domi-
nierter Verband: 1994 lag der Anteil 
weiblicher Mitglieder bei nur 16 Pro-
zent, und zwischen 1950 und 2016 wur-
de der Vorsitz nur einmal von einer Frau 
übernommen. 

Ein erster Teil des Vorhabens wid-
mete sich diesen blinden Flecken: Die 
Kunsthistorikerin Antonia Moldenhau-
er forschte zu zehn Biografien von Bil-
denden Künstlerinnen, die Mitglied im 
Deutschen Künstlerbund waren oder 
sind. Besonders im Fokus standen die 
strukturellen und biografischen Grün-
de, warum Künstlerinnen oft unsicht-
bar blieben und wie diese Mechanismen 
bis heute fortwirken. Darüber hinaus 
wurden sechs Recherchestipendien an 

Bildende Künstlerinnen vergeben, um 
wegweisende Frauenbiografien zu erfor-
schen, und es wurden Museen und Insti-
tutionen in Rheinland-Pfalz befragt, um 
exemplarisch in diesem Bundesland die 
Präsenz von Künstlerinnen in Sammlun-
gen zu analysieren und Wege für mehr 
Sichtbarkeit aufzuzeigen.

Ein zweiter Teil des Projektes um-
fasste Ausstellungen, Artist Talks und 
Atelierbesuche deutschlandweit. Die 
zentrale Ausstellung »OUR VOICES. 
Auf den Spuren Bildender Künstlerin-
nen«, kuratiert von Almut Hüfler, fand 
im Wilhelm-Hack-Museum in Ludwigs-
hafen am Rhein statt. Das kuratorische 
Konzept stellte Fragen nach dem Ver-
hältnis von Privatem und Politischem. 
Die Ausstellung thematisierte unter an-
derem Mutterschaft, Care-Arbeit, Hie
rarchieverhältnisse und strukturelle 
Gewalt, sowohl im gesellschaftlichen 
Kontext als auch im Geschlechterver-
hältnis und im Umgang mit der Natur. 

Das Programm des Ausstellungs-
raums vom Deutschen Künstlerbund in 
Berlin widmet sich über einen längeren 
Zeitraum dem Thema Gleichstellung. 
Von der Ausstellung »Venus Rebellion« 
(2025), die sich mit Körper, Geschlecht 
und der Suche nach einem autonomen 

Blick auf das Weibliche auseinander-
setzt, bis zur aktuellen Ausstellung von 
Sonya Schönberger (bis zum 8. März 
2026, am Frauentag von 12-18 Uhr ge-
öffnet!), die im Rahmen ihres Projekts 
»Berliner Zimmer« weibliche Mitglie-
der des Deutschen Künstlerbundes por-
trätiert. Den Abschluss macht die Aus-
stellung »ATLANTINNEN deep dive.
measuring.spirit 52°/13°« (19. März bis 
2. Juli 2026), bei der anhand der Werke 
von Künstlerinnen mit der Figur ATLAS 
topografische, philosophische und ge-
sellschaftskritische Sachverhalte er-
kundet werden. 

Eine Publikation, die sowohl die 
Rechercheergebnisse des ersten Pro-
jektteils als auch die Beiträge der Ver-
anstaltungen und der Ausstellung im 
Wilhelm-Hack-Museum dokumentiert, 
bietet einen Beitrag zur Sichtbarkeit 
künstlerischer Arbeit von Frauen und 
einen Impuls für eine gerechtere Zu-
kunft in der Kunstwelt. Gerade in der 
aktuellen gesellschaftlichen Situati-
on ist dies wichtiger denn je und ein 
Appell, dass wir alle weiter daran ar-
beiten, Gleichstellung zu der Selbst
verständlichkeit zu machen, die sie 
längst sein sollte.

María Linares und Cornelia Rößler sind 
Bildende Künstlerinnen und waren von 
2022 bis 2025 Vorstandssprecherinnen 
des Deutschen Künstlerbundes

Mit Games in die Welt  
des Buchhandels eintauchen
Das Indie-Spiel  
»Tiny Bookshop«

YVONNE DE ANDRÉS  

T iny Bookshop« ist ein Simula-
tionsspiel des Kölner Studios 
Neoludic Games und erschien 

im August 2025 auf der Plattform 
Steam. Das 2021 gegründete Neolu-
dic-Team erhielt früh eine Prototyp-
Förderung der Filmstiftung NRW und 
gewann 2023 den Ubisoft Newcomer 
Award beim Deutschen Entwicklerpreis. 
Im Zentrum steht ein mobiler Buch
laden in einer idyllischen Küstenstadt. 
Statt auf Konkurrenzdruck setzt das 
Spiel auf Gemeinschaft, Atmosphäre 
und persönliche Begegnungen. Täglich 
wählen Spielerinnen und Spieler Stand-
ort und Sortiment aus über 900 Titeln. 
Kundinnen und Kunden haben indivi-
duelle Vorlieben – das passgenaue Emp-
fehlen wird zur zentralen Mechanik und 
verweist auf die Kernkompetenz unab-
hängiger Buchhandlungen: Beratung 
und kuratierte Auswahl.

Teil der »Wholesome Games«-
Bewegung

»Tiny Bookshop« reiht sich in den Trend 
der sogenannten »Wholesome Games« 
ein. Seit 2019 kuratiert eine wachsen-
de Online-Community Spiele, die be-
wusst auf Entschleunigung, Wärme und 
positive Spielerfahrungen setzen. In 
krisenhaften Zeiten gewinnen solche 
digitalen Rückzugsorte an Bedeutung. 

Hier stehen Fürsorge, Dialog und eine 
konfliktarme Spielwelt im Vordergrund.

Sichtbarkeit für Buchhandlungen 
als Kulturorte

Das Spiel macht erfahrbar, was klei-
ne Buchläden auszeichnet: individu-
elle Empfehlungen, sorgfältig kuratier-
te Sortimente, lokale Verbundenheit 
und Liebe zum Detail. Das Spiel über-
setzt diese Qualitäten in ein emotiona-
les, niedrigschwelliges Erlebnis. Gerade 
in einer Zeit, in der viele Innenstädte 
und Kulturorte unter Druck stehen, 
setzt es damit ein Zeichen für die Be-
deutung solcher Orte. Buchhandlun-
gen erscheinen nicht als reine Verkaufs
flächen, sondern als soziale und kultu-
relle Ankerpunkte – gerade in Innen-
städten, die zunehmend unter Druck 
stehen. Handgezeichnete Grafiken, 
ruhige Musik und kleine Begegnungs
geschichten schaffen eine Atmosphä-
re der Geborgenheit.

Experimentierfeld für neue 
Geschäftsmodelle

Der mobile Buchladen greift reale Ent-
wicklungen auf: Pop-up-Formate, flexib-
le Vertriebswege und community-orien-
tierte Konzepte. Damit wird das Spiel zu 
einem Experimentierfeld für alternati-
ve Geschäftsmodelle. Es zeigt, wie Buch-
handel auch jenseits fester Ladenflächen 
funktionieren kann – eine Perspektive, 
die Impulse für kulturpolitische Debat-
ten über Nahversorgung, Infrastruktur 
und kulturelle Teilhabe liefert. Beson-
ders im ländlichen Raum oder in struk-
turschwachen Innenstädten gewinnen 
solche Ideen an Relevanz.

Gamification als Bildungs-  
und Vermittlungsinstrument

Gleichzeitig vermittelt Tiny Bookshop 
betriebswirtschaftliche Abläufe spie-
lerisch: Einkauf, Sortimentsgestal-
tung, Preisgestaltung und Standort-
wahl werden nachvollziehbar. Gamifica-
tion macht komplexe Zusammenhänge 

verständlich und eröffnet Potenzia-
le für berufliche Bildung, Leseförde-
rung und digitale Kulturvermittlung. 
Das Spiel zeigt, wie Games als Medi-
um kulturelle Inhalte transportieren 
und Wissen niedrigschwellig zugäng-
lich machen können.

Ansprache junger Zielgruppen  
und Stärkung der Bücherkultur  
im Digitalen

»Tiny Bookshop« zeigt, wie Games neue 
Zugänge zur Bücherkultur eröffnen 
können. Indem Literatur und Buchhan-
del positiv inszeniert werden, erreicht 
das Spiel insbesondere jüngere Ziel-
gruppen im digitalen Raum und ver-
mittelt ein zeitgemäßes Bild der Bran-
che. Zugleich greift der mobile Laden 
reale Entwicklungen wie Pop-up-For-
mate und flexible Vertriebskonzepte auf.

Darüber hinaus werden betriebs-
wirtschaftliche Grundlagen wie Einkauf, 
Preisgestaltung und Sortimentsplanung 
spielerisch erfahrbar. Gamification wird 
so zum Instrument kultureller und öko-
nomischer Bildung – und macht deut-
lich, dass sich Games und Buchkultur 
gegenseitig bereichern können.

Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die Frage, ob digitale Formate wie »Tiny 
Bookshop« neue Zielgruppen für Le-
sen und Buchhandel begeistern und 
Innovationsimpulse für die Branche 
geben können. Peter Craus von Kleff, 
Geschäftsführer des Börsenvereins 
des Deutschen Buchhandels, sieht da-
rin grundsätzlich Chancen: »Alle Kanä-
le und Maßnahmen, die Lesebegeiste-
rung vermitteln und ein Bewusstsein 
schaffen für Buchhandlungen als einen 
besonderen Einkaufs- und Kulturraum, 
sind begrüßenswert. Es ist wichtig, dass 
Menschen Büchern und Buchhand
lungen dort begegnen, wo sie sich oh-
nehin aufhalten – also auch in digita-
len Formaten. Und wenn dann noch aus 
digitalen Formaten heraus ein lokaler 
Einkauf folgt, wenn die Buchhandlung 
als Dritter Ort erlebt wird, dann ist der 
Brückenschlag zwischen Digital und 
Analog perfekt geglückt.«

Erlebnis statt bloßer Transaktion

Indem Literatur und Buchhandel po-
sitiv inszeniert werden, erreicht das 
Spiel insbesondere jüngere Zielgrup-
pen im digitalen Raum. Besondere Ein-
zelstücke und erzählte Buchgeschich-
ten schaffen emotionale Bindung – ein 
Erlebnis, das Online-Plattformen kaum 
ersetzen können.

Zwar bietet »Tiny Bookshop« kei-
ne unmittelbaren Lösungen für die 

strukturellen Probleme des stationä-
ren Handels. Doch es verdeutlicht, wor-
auf es langfristig ankommt: Atmosphä-
re, persönliche Beratung und ein klares 
kulturelles Profil. So wird der virtuelle 
Buchladen zum Plädoyer für reale Orte 
der Begegnung – und für die bleibende 
gesellschaftliche Bedeutung des Buchs.

Yvonne de Andrés ist Kulturmana-
gerin und Co-Gründerin von »Power  
To Transform!«

In dem Computerspiel führt man einen kleinen Second-Hand-Buchladen 
am Meer
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Institutionen kön- 
nen lernen – wenn sie 
bereit sind, Archive 
zu öffnen, Zitate aus­
zuhalten und unbe­
queme Geschichten zu 
erzählen

Reden und Schriften 
waren publiziert, 
Zeitungen archiviert, 
Personalakten vor­
handen. Doch Zeit­
zeugen schwiegen – 
mangels Nachfrage

Der Goldene Bär, die wichtigste Auszeichnung der Berlinale, ging nach mehr als 20 Jahren erstmals wieder an  
einen deutschen Film
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Berlin ist Ankara
İlker Çatak im Gespräch 
über seinen neuen Film 
GELBE BRIEFE 

Im Mittelpunkt steht ein Paar, das 
durch die Willkür eines autoritären 
politischen Systems unter Druck gerät 
und sich zwischen seinen Idealen und 
Anpassung entscheiden muss. GELBE 
BRIEFE wurde beim Wettbewerb der 
76.  Internationalen Filmfestspiele Ber-
lin mit dem höchsten Preis, dem Gol-
denen Bären, ausgezeichnet. 

Sophia Blochowitz: Der Film  
dreht sich um eine Familie,  
die über Nacht ins Visier des 
Staates gerät. Woher kam die  
Idee, diesen Film zu machen?
İlker Çatak: Im Jahr 2019 war ich für 
einen Film in Istanbul. Ich saß mit 
Kollegen, die am Theater als Schau-
spielende tätig waren, in einem Café. 
Dort haben sie mir zum ersten Mal von 
den Briefen erzählt. In der Türkei gab 
es diese sogenannten großen Säube-
rungen. Zwischen 2015 und 2016 wur-
den circa zweitausend Kunstschaffen-
de und Akademikerinnen suspendiert 
und vor Gericht gestellt, weil sie eine 
Friedenspetition unterzeichnet hat-
ten. Daraufhin verloren sie alle ihre 
Anstellung. Als ich diese Geschich-
te hörte, dachte ich, wow, das ist ver-
rückt. Du wirst also entlassen, weil du 
im Backstagebereich eine Zigarette 
geraucht hast? Das gibt es doch nicht. 
Wir haben dann angefangen, dieses 
Thema zu recherchieren. Wir, das wa-
ren meine Frau, unser türkischer Ko-
produzent und Koautor Enis Köstepen 
und ich. Plötzlich hatten wir eine Fül-
le von Material und beschlossen, einen 
Film über ein Paar zu schreiben, das 
sich genau über den Druck, den die-
se neue Situation mit sich bringt, über 
die folgende Verhandlung ihrer  
Ideale entzweit.

Eine Besonderheit an dem Film  
ist die Kulisse. Berlin ist Ankara 
und Hamburg ist Istanbul. Wie 
sind Sie darauf gekommen?
Bei meiner Recherche zu diesem The-
ma konnte ich das Gefühl nicht ab-
schütteln, ein Tourist im eigenen 
Drehbuch zu sein. Ich bin in Deutsch-
land, genieße hier bestimmte Privi-
legien und möchte aus meiner pri-
vilegierten Situation heraus keinen 
Film über die Zustände dort machen. 
Dieses Gefühl, im eigenen Drehbuch 
fremd zu sein, konnte ich nicht ab
legen. Dann hat mein Koautor und 
Koproduzent Enis Köstepen vorge-
schlagen, den Film ins Exil zu schi-
cken, da ja auch viele Türkinnen und 
Türken mittlerweile im Exil leben. 
Das hat plötzlich ganz neue Türen ge-
öffnet. Wir haben uns gefragt, welche 
Geschichte Deutschland mit dem zivi-
len Tod hat, also dem Zustand, in den 
man Menschen versetzt, wenn man 
sie aus der Gesellschaft ausschließen 
will. Wir haben die Regel aufgestellt, 
dass wir die Türkei nicht nachstellen, 
sondern die Orte in Deutschland fin-
den, an denen die Türkei real statt-
findet. Sei es nun eine Moschee, ein 
Marktplatz oder eine Hamburger Fäh-
re, die wirklich eins zu eins wie die 
Fähren in Istanbul aussieht.

Wie ging es dann weiter?
Dann haben wir uns der Geschichte 
genähert. Wir hatten den Wunsch, das 
Problem in Deutschland zu benen-
nen, dass wir uns hier stets sehr wohl 
und wichtig fühlen, wenn wir die Zu-
stände in anderen Ländern anpran-
gern. Obwohl es genug Probleme gäbe, 
mit denen wir uns hierzulande auch 
auseinandersetzen könnten: allen vo-
ran die Gefahr von rechts. Wir woll-
ten zeigen, dass das, was in der Tür-
kei passiert, auch hier stattgefunden 
hat und – wenn wir nicht aufpassen – 
wieder passieren kann. 

Was hat es mit dem Titel  
»GELBE BRIEFE« auf sich?
Im Film kommen die »gelben Briefe« 
zunächst als willkürliche Kündigungs-
schreiben daher. Aber später schaf-
fen es die Figuren, aus diesen Briefen, 
die negativ konnotiert sind, etwas Po-
sitives zu machen: sie entwickeln ein 
Theaterstück mit dem gleichen Namen. 
Der kurdische Theaterbetreiber sagt, 
der Titel sei ja schön und gut, aber ob 
man nicht etwas anderes finden könne. 
Diese Diskussion hatte ich auch mit 
meinen Verleihern. Ich möchte, dass 
der Titel so bleibt, damit die Leute 
auch wissen, worum es uns hier geht. 
Der Film ist eine politische Auseinan-
dersetzung mit gewissen Themen un-
serer Zeit. Und es ist gleichzeitig eine 
Ermutigung, die Frustrationen der 
Welt durch Kunst in etwas anderes zu 
transformieren. Mit dem Titel »GELBE 
BRIEFE« bleiben wir der Seele dieses 
Films und seiner Initialzündung treu. 
Deswegen fände ich es schwierig,  
dem Film einen anderen, vielleicht 
blumigeren Titel zu geben.

Werden in der Türkei die Kündi­
gungen auch mit gelben Briefen 
versendet? 
Ja, das ist in der Türkei ähnlich.  
Ich hoffe auch sehr, dass der Film 
dort läuft. In der Türkei muss  
jeder Film vom Kultusministerium 
eine Genehmigung bekommen, um 
im Kino zu laufen. Diese werden  
wir demnächst beantragen.

Welche Rolle spielen inter­
nationale Kooperationen für  
das politische Kino? 
Ich empfinde das als äußerst 
bereichernd. Bei diesem Projekt 
hatten wir zwei türkische Koprodu
zenten, zwei französische Kopro-
duzentinnen und einen deutschen 
Hauptproduzenten. Ich fand es 
großartig, weil wir alle den gleichen 
Film gesehen haben. Wir konn-
ten uns alle auf die Themen eini-
gen, die darin verhandelt werden 
und uns gegenseitig aus verschie-
denen Blickwinkeln ergänzen, unse-
re Stärken bündeln. Durch unsere 

Zusammenarbeit verkörpern wir 
auch eine europäische Identität.

Was wünschen Sie sich, dass  
das Publikum mitnimmt?
Ich wünsche mir, dass das Publikum 
darüber nachdenkt, was es bedeutet, 
bestimmte Freiheiten zu genießen 
und sie in Gefahr zu sehen. Das gilt vor 
allem für das deutsche Publikum, aber 
auch für alle anderen. Es geht darum, 
zu sehen, wie die öffentliche politische 
Auseinandersetzung die Dynamik ei-
ner Familie beeinflusst und wie wir in 
unseren Beziehungen damit umgehen. 
Über diese Reflexion können wir dann 
gemeinsam in die Diskussion treten. 
Ich wünsche mir, dass der Film nicht 
als Anklage verstanden wird, sondern 
als Einladung zum Dialog.

Vielen Dank.

İlker Çatak ist Regisseur und Dreh-
buchautor. Sophia Blochowitz  
ist Redaktionsassistentin bei Politik & 
Kultur

Erinnerung als kulturelle Aufgabe
Die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit an der TU Clausthal

JOACHIM SCHACHTNER

D ie Auseinandersetzung mit 
den Verbrechen des Natio-
nalsozialismus setzte häu-
fig spät ein – oft erst dann, 

wenn zeitliche Distanz entstanden 
war, Verantwortliche verstorben wa-
ren und eine neue Generation begann, 
Fragen zu stellen. Hochschulen bil-
den hier keine Ausnahme. Wenn sie 
heute von Verantwortung sprechen, 
ist meist die Zukunft gemeint: Innova- 
tion, Transfer, Nachhaltigkeit. Als 
Präsident der Technischen Universi-
tät Clausthal war es mir wichtig, dass 
institutionelles Erinnern selbst Teil 
kultureller Verantwortung sein muss.

Bei meinem Amtsantritt in Claus-
thal-Zellerfeld waren die zentralen 
Fakten zur NS-Vergangenheit der 
Hochschule bekannt. Die Rektoren 
der NS-Zeit hatten das Regime aus 
Überzeugung unterstützt: Max Pasch-
ke stieg beispielsweise bis zum Lei-
ter der Fachsparte Eisen und Stahl 
im Reichsforschungsrat auf, Siegfried 
Valentiner unterzeichnete das »Be-
kenntnis der deutschen Professoren 
zu Adolf Hitler«, Hans Grothe leite-
te den NS-Dozentenbund. Reden und 
Schriften waren publiziert, Zeitungen 
archiviert, Personalakten vorhanden. 

Doch Zeitzeugen schwiegen – 
mangels Nachfrage. Die Nachkriegs
geschichte der Hochschule war daher 
von Auslassungen geprägt: Belastete 

wurden geehrt, ohne dass ihre Rolle 
im Nationalsozialismus thematisie-
ret wurde.

Diesen Zustand skizzierte Georg Mül-
ler, Professor, Mineraloge und ehema-
liger Rektor der TU Clausthal, 1995 als 
jahrzehntelangen blinden Fleck. Er 
hatte die Quellen ausgewertet und 
die NS-Vergangenheit der Bergaka-
demie klar benannt. Die Hochschul-
leitung habe kaum Distanz zum Re-
gime gehalten. Müller zitierte den 
Rechenschaftsbericht zum Rektorats-
wechsel 1933, in dem Paschke erklär-
te: »Unsere liebe Bergakademie, eine 
von wenigen Hochschulen, die von je-
her nur Arier beherbergt, war stets eine 
fest gefügte nationale Hochburg.« Die 
Autarkie- und Rüstungspolitik des Re-
gimes machte die Bergakademie zum 

»kriegswichtigen Betrieb«. Paschke 
stellte seine metallurgische Expertise 
uneingeschränkt in den Dienst der NS-
Aufrüstung. 

Vom Wissen um die Vergangenheit 
zum gemeinsamen Erinnern bedarf es 
jedoch weiterer Schritte. Von außen an 
die TU Clausthal gekommen, traf ich 
auf eine Universität im Wandel. An-
lässlich der Jubiläen – 500 Jahre neu-
zeitlicher Bergbau und 250 Jahre Berg-
akademie – sollte die Vergangenheit 
vertieft untersucht werden: Wie wurde 
die Hochschule Teil der NS-Kriegswirt-
schaft? Welche politischen und wirt-
schaftlichen Verflechtungen bestan-
den? Welche personellen und institu-
tionellen Kontinuitäten wirkten in die 
Nachkriegszeit hinein? Und welchen 
Anteil hatten sie am fortgesetzten 
Schweigen? Dieses Schweigen selbst 
wurde so zum Gegenstand historischer 
Aufarbeitung.

Ich habe daher eine institutiona-
lisierte Erinnerungspraxis angeregt: 
eine Senatskommission, ein For-
schungsprojekt mit einer Historikerin, 
einen wissenschaftlichen Beirat und 
den Ausbau des Universitätsarchivs. 
Dies war kein technokratisches Vorha-
ben, sondern kulturpolitisch motiviert 

– und für eine kleine Universität mit 
begrenzten Ressourcen ein anspruchs-
volles Projekt. Im Zuge dieser Arbeit 
rückten bislang wenig beachtete As-
pekte in den Fokus, etwa die Aula Aca-
demica, 1927 eingeweiht. Als Zentrum 

eines neuen akademischen Forums er-
richtet, verband sie regionale Hand-
werkstradition mit moderner Archi-
tektur. Verantwortlich war der preu-
ßische Regierungsbaumeister Leopold 
Rother. Sein weiteres Schicksal blieb 
in Clausthal lange unbeachtet: Als 
Jude wurde ihm im Nationalsozialis-
mus die Stellung entzogen, er floh ins 
Exil nach Kolumbien. Währenddessen 
wandelte sich die Aula zu einem Ort 
symbolischer Selbstvergewisserung, 
in dem sich deutschnationales Den-
ken, akademische Repräsentation und 
staatliche Loyalitätsrituale verbanden. 
Farbgestaltungen waren früh übermalt 

worden, ein geschnitztes Professoren
gestühl mit NS-Symbolik dominierte 
den Raum. Nach 1945 wurden einzelne 
Symbole entfernt, ohne den Ort histo-
risch zu kontextualisieren.

Die unter meiner Verantwortung reali-
sierte Rekonstruktion der Aula machte 
diese Schichten sichtbar: Rothers Farb-
konzept wurde wiederhergestellt, das 
Gestühl verkleinert, neu platziert und 
historisch erläutert. Die Aula präsen-
tiert sich heute nicht als »unschuldiger« 
Raum, sondern als Ort reflektierter Erin-
nerung – sichtbar, erklärbar, diskutierbar.

Erinnerung ist damit mehr als histo-
rische Korrektur. Sie ist kulturelle Praxis 
und entscheidet darüber, welche Tradi-
tionen fortgeschrieben, welche gebro-
chen und welche neu gelesen werden. 
Die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit 
an der TU Clausthal zeigt: Institutio-
nen können lernen – wenn sie bereit 
sind, Archive zu öffnen, Zitate auszu-
halten und unbequeme Geschichten zu 
erzählen.

Nach meinem Wechsel im Jahr 2022 
als Staatssekretär in das Niedersächsi-
sche Ministerium für Wissenschaft und 
Kultur dauert die historische Forschung 
zu den NS-Verflechtungen der TU Claus-
thal durch die Historikerin Nadja Wisch-
meyer an. Auch im Ministerium haben 
wir die Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte des eigenen Standorts auf den 
Weg gebracht, aus der ein Erinnerungs-
ort mit Hörstationen hervorging.

Joachim Schachtner ist Staatssekretär 
im Niedersächsischen Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur. Von 2019 bis 
2022 war er Präsident der Technischen 
Universität Clausthal
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Marokko blickt auf 
eine lange Geschichte 
als Drehscheibe zwi­
schen Afrika, Europa 
und der arabischen 
Welt zurück

Das marokkanische 
Museumswunder 
Die SPK und die Welt (4) 

MARION ACKERMANN

Es ist stets bemerkenswert, wenn Ob-
jekte aus den Sammlungen und Ar-
chiven der SPK ihre Lebendigkeit an-
schaulich entfalten und, ganz im 
Sinne der Vision der SPK, »Menschen, 
Zeiten und Räume« miteinander ver-
binden. Zuletzt wurde dies in Marok
ko spürbar, wo wir mit der Fonda-
tion Nationale des Musées (FNM) 
eine strategische Partnerschaft in-
itiiert haben. Den Auftakt bildeten 

Workshops mit dem Goethe-Institut 
Rabat im Rahmen von CoMuse, unse-
rem Kollaborativen Museum, das völ-
lig neue Wege in der transkulturellen 
Museumsarbeit geht. Dieses inter
national einzigartige Projekt richtet 
seinen Fokus auf die Zusammen
arbeit mit Partnern aus den Regio-
nen, aus denen die Objekte stammen, 
die das Ethnologische Museum und 
Museum für Asiatische Kunst bewah-
ren. In diesem Fall ging es um Wachs-
zylinderaufnahmen aus dem Berliner 
Phonogrammarchiv, einer der welt-
weit bedeutendsten Sammlungen his-
torischer Tonaufnahmen traditionel-
ler Musik und Teil des UNESCO-Welt-
dokumentenerbes. Darunter befinden 
sich auch Aufnahmen von marokka-
nischer Instrumentalmusik, einge-
spielt von Kriegsgefangenen während 
des Ersten Weltkriegs. Um deutsch-
marokkanische Beziehungen und 
transkulturelle Prozesse für verschie-
dene Publika zugänglich zu machen, 
arbeiten Teams aus Berlin und Rabat 
sowie anderen marokkanischen Städ-
ten zusammen – und lernen dabei viel 
voneinander. Themen gibt es genug. 

Die Fondation Nationale des Mu-
sées ist eine noch junge Stiftung. Sie 
wurde 2011 gegründet und entwickelt 
sich rasant. Mehrere Museen befin-
den sich im Bau, die internationalen 
Kooperationen weiten sich aus. Und 
es gibt Parallelen zur SPK und ihren 
Museen: Auch zur Fondation Natio-
nale des Musées gehören zahlreiche 
große Häuser mit unterschiedlichen 
Profilen, darunter das Musée Al Batha 
des Arts de l’Islam in Fès, das Dar Ja-
maï (Musée National de la Musique) 
in Meknès, das Musée Mohammed VI 
d’art moderne contemporaine in 
Rabat, das Nationale Museum für We-
berei und Teppiche in Marrakech oder 
das Kasbah Museum der mediterra-
nen Kulturen in Tanger. Derzeit sind 
21 Museen für die Öffentlichkeit zu-
gänglich. Zusammen betrachtet spie-
geln sie die reiche Vergangenheit Ma-
rokkos mit ihren zahlreichen kultu-
rellen und religiösen Verflechtungen 
und weisen in die Zukunft. Bei mei-
nem Besuch im Januar hatte ich selbst 
Gelegenheit, einige von ihnen zu be-
suchen und war begeistert!

In der Königsstadt Fès befindet 
sich etwa das Musée Al Batha des 
Arts de l’Islam, das nach einer Res-
taurierung 2025 wiedereröffnet wur-
de. In einem prachtvollen ehemaligen 
Palast präsentiert es eine beeindru-
ckende Sammlung marokkanischen 
Kunsthandwerks und islamischer 
Kunst. In Erinnerung wird mir vor al-
lem bleiben, wie selbstverständlich 
das Museum dabei auch die jüdische 
Geschichte als integralen Bestand-
teil marokkanischer Identität und 

Handwerkskunst begreift und wür-
digt. Es sind diese vielfältigen histori-
schen Verflechtungen, die überall he-
rausstechen, besonders auch in der 
Welterbestätte Chellah in der Haupt-
stadt Rabat. Jahrtausendelang ha-
ben sich hier unterschiedlichste Kul-
turen und Religionen überlagert: 
Von der römischen Zeit etwa zeugen 
Überreste von Tempeln und Thermal
bädern; unter der Meriniden-Dynastie 
wurde Chellah zur königlichen Nekro-
pole und zu einem Ort für die Erhal-
tung kulturellen und religiösen Erbes.

Marokko blickt, auch aufgrund sei-
ner geografischen Lage, auf eine lan-
ge Geschichte als Drehscheibe zwi-
schen Afrika, Europa und der arabi-
schen Welt zurück. An der engsten 
Stelle der Straße von Gibraltar tren-
nen Marokko und Spanien nicht ein-
mal 15 Kilometer! Der Anspruch Ma-
rokkos, diese Rolle als Brückenbauer 
in Gegenwart und Zukunft noch aus-
zubauen, ist deutlich spürbar. 

Sichtbar wird das auch in einem 
neuen, ambitionierten Großprojekt 
der Fondation Nationale des Mu-
sées. In unmittelbarer Nähe des Mu-
sée Mohammed VI d’art moderne et 
contemporain – eines herausragen-
den Museums der modernen und zeit
genössischen marokkanischen Kunst  
 – entsteht das ganz neue Musée du 
Continent, Museum des Kontinents. 
Es ist ein beeindruckendes Projekt, 
das in der Neupositionierung Marok-
kos als Kunstzentrum auf dem afri-
kanischen Kontinent eine zentrale 

Rolle einnehmen könnte. Als Knoten-
punkt für Forschung, Restaurierung 
und Konservierung soll es künftig 
weit über Rabat hinauswirken. In sei-
nem Anspruch ähnelt es damit dem 
rund 3.400 Kilometer südöstlich ge-
legenen Museum of West African Art 
in Benin City, auf der anderen Seite 
der Sahara, mit dem die SPK eben-
falls freundschaftliche Beziehungen 
pflegt. Als Teil dieser Netzwerke neh-
men wir nicht nur an globalen Diskur-
sen teil, sondern vertiefen auch unse-
re Verbindungen zu Kolleginnen und 
Kollegen weltweit – Beziehungen, die 
selbst politisch angespannte Situati
onen überdauern können. 

Wie schon gesagt, gibt es zahl-
reiche Themen für die Zusammen
arbeit mit den marokkanischen Mu-
seen: Dazu zählen gemeinsame Aus-
stellungsprojekte, etwa im Bereich 
der modernen Kunst, ebenso wie ein 
systematischer Fachaustausch unse-
rer Expertinnen und Experten in ver-
schiedenen Disziplinen. Als erstes 
Feld drängt sich ein Thema geradezu 
auf: die vielen museumsspezifischen 
Herausforderungen in baulichen 
Fragen an der Schnittstelle von Ar-
chitektur, Materialwissenschaft und 
der nachhaltigen Erhaltung von 
Kunst und Kulturgut. Nicht zuletzt 
ist mit der aufwendigen Renovie-
rung des Pergamonmuseums auf der 
Museumsinsel und dem Neubau  
von berlin modern am Kulturforum 
auch die SPK eine visionäre Bauherrin.

Marion Ackermann ist Präsidentin  
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz

Blick auf Prenzlau in der Uckermark
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Von Ost nach West
Eine Verschiebung der Perspektive

JOHANN MICHAEL MÖLLER

Zwischen den Deutschen in Ost und 
West herrscht seit der Wiederverei-
nigung ein merkwürdiges Wechsel-
verhältnis von Anziehung und Ab-
stoßung, von Bewunderung und 
Verachtung, von Nähe und Distanz. 
Wobei die Distanz in letzter Zeit 
wohl größer geworden ist. Nach dem 
jüngsten Deutschlandmonitor sehen 
fast 40 Prozent der Ostdeutschen vor 
allem Nachteile in der Einheit.

Der Theaterkritiker und Schrift-
steller Simon Strauss, der in beiden 
Teilen unseres Landes aufgewachsen 
ist, stemmt sich dieser Entfremdung 
entgegen. Der Wunsch nach einer 
Annäherung an die Lebensverhält-
nisse und Sichtweisen im Osten war 
ein wichtiges Motiv für sein neues 

Buch »In der Nähe«; wobei Nähe 
für ihn vor allem eine »ostdeutsche 
Sehnsucht« ist. Strauss beginnt seine 
Nahaufnahmen in einer Zeit, in der 
die Ferndiagnosen über den rätsel-
haften Osten überhandnehmen, der 
»Zooblick« von außen, wie er an ei-
ner Stelle seines Buches schreibt. Die 
nächsten Landtagswahlen stehen 
bevor und der Riss durch das Land 
könnte noch tiefer werden. 

Als Westberliner, der in der Ucker-
mark aufgewachsen ist, im Ausland 
studiert hat, heute für die Frank-
furter Allgemeine Zeitung schreibt, 
schaut er sich seine Landsleute im 
Osten lieber wieder von nahem an, 
wobei der Titel seines Buches eine 
subtile Botschaft enthält. Strauss 
will nicht »aus« der Nähe beobach-
ten, sondern von innen, was für seine 
Hoffnung spricht, sich die Innenper-
spektive der Ostdeutschen auch tat-
sächlich aneignen zu können. Das ist 
kein ostalgisches Bedürfnis. Er traut 
der »Identitätskategorie Ost« viel 
mehr »gegenwärtige Bewusstseins-
kraft« zu, als gemeinhin behauptet; 
er spricht von »ostdeutsch« als »stol-
zer Selbstbeschreibung« und hört 
dabei einen Klang heraus, der nach 
Verwundung klingt, aber auch nach 
Können. »Könnensbewusstsein« ist 
ein neues, apartes Wort dafür. 

Folgen wir dem Autor nach Prenz-
lau in die nordbrandenburgische 
Uckermark, seinem Laboratoriums-
Ort für gemeinsame Nähe. Was er 
dort vorfindet, ist nicht spektaku-
lär. Strauss beschreibt eine kleine 
Stadt im strukturschwachen Osten, 
die ihre Verwundungen und Ver
narbungen im Angesicht trägt. Es 
sind die bekannten, oft gehörten 
Geschichten des Umbruchs, die er 
wieder erzählt; Beschreibungen ei-
ner gesellschaftlich und politischen 
Disruption, die viele nicht als Auf-
bruch erlebt haben. Er registriert den 

Niedergang der Betriebe und ihre 
manchmal wundersame Rettung; 
schreibt über die bekannten Konflikte 
um ein Asylbewerberheim, das zweite 
im Ort; sieht die bürokratische Hilf
losigkeit der Politik und natürlich den 
großen, den bedrohlichen Elefanten 
im Raum: die AfD und ihre wachsen-
de Präsenz im täglichen Leben.

Häufig unterscheidet sich seine 
Nahperspektive gar nicht so sehr von 
den üblichen Ferndiagnosen. Selbst 
persönliche Begegnungen über
raschen den Leser nicht, wenn sich 
die Neugier des Besuchers mit Rat-
losigkeit mischt. Wie auch im Ro-
man der jungen Schriftstellerin Elsa 
Koester, deren Heldin Nana sich 
an den äußersten Rand des Ostens 
begibt, dem »Land der Wölfe« wie 
sie es nennt, um in einem fiktiven 

Ort namens Grenzlitz den »rechten 
Oberbürgermeister« zu verhindern. 
Ihr Roman zeigt noch deutlicher, 
wie Zuordnungen und Grenzen ver-
schwimmen, wenn man den Dingen 
zu nahetritt.

Trotzdem hat mich der Begriff der 
Nähe fasziniert. Ich hatte die klei-
nen Beobachtungen am Rande er-
wartet, die leisen Mauerblümchen-
geschichten; Beschreibungen vom 
Verschwinden oder Bewahren, weni-
ger die politischen Fragen der Zeit. 
Denn die Wende hatte für den, der 
sie im Osten miterlebte, auch lei-
se, melancholische Töne. Da brach 
ein System mit dröhnendem Kra-
chen zusammen, aber das Flüstern 
seiner Bewohner, das blieb. Viel-
leicht ist es genau das, was den Wes-
ten jetzt so erschreckt. Dieser Osten 
flüstert nicht mehr. Er meldet sich 
plötzlich lautstark zu Wort. Es ist ein 
neues gemeinschaftliches Selbstbe-
wusstsein entstanden. Von der Erfin-
dung der Ostdeutschen spricht man 
jetzt überall. 

Die Stimmung in den neuen Län-
dern ist dadurch nicht besser gewor-
den. Wer aus dem Westen kommt, be-
gegnet einem sehr fremdartig ticken-
den Land. Was umgekehrt wohl nicht 
anders ist. Es verhält sich häufig wie 
mit der bekannten Ethnologenerfah-
rung. Man sucht nach dem Anderen 
und findet am Ende sich selbst.

So geht es am Ende wohl auch 
dem Autor Strauss. Was ich von ihm 
über Prenzlau und den Osten erfahre, 
ist keineswegs neu und überrascht 
mich auch nicht. Dafür muss ich kei-
ne Gebrauchsanweisungen lesen. Be-
eindruckend wird das Buch aber dort, 
wo ich mehr über den Autor erfah-
re, über seine Sicht auf den Osten, 
wo die politische Kultur »gärt« und 
von wo aus sich unser Land offen-
bar »besser beobachten lässt als in 
Schwabing oder auf Sylt«. 

»Ost« wird bei Strauss zum »Code-
wort« des Neuen, des Rebellischen 
und Unorthodoxen. Er glaubt das 
Bedeutende im Verborgenen zu 

erkennen, das Unscheinbare im Ge-
wöhnlichen. Der Alltag in Prenzlau 
ist ihm eigentlich schnuppe; es geht 
vielmehr um eine neue Idee davon; 
um die »Zeichen einer verschatte-
ten Dimension von Wirklichkeit«, die 
er aus den Gesten und Nebenbemer-
kungen der Leute liest. Seine Nah-
wahrnehmung ist eine romantische, 

man darf auch sagen: eskapistische 
Sicht auf den Osten. Aber – sie ist  
es eben nicht nur.

Wer weiß, schreibt Strauss, ob 
»Deutschlands Schicksal nicht bald 
unter neuen Vorzeichen steht«. Er 
betrachtet den dortigen Rechtsruck 
weniger »im apokalyptischen Licht 
einer zerstörungswütigen System-
feindschaft als im Zusammenhang 
mit einem rachsüchtigen Willen zum 
Nonkonformismus«. »Famous last 
words«, möchte man spotten, bevor 
der Sturm der Entrüsteten über den 
Autor hereinbricht. Für einen Mo-
ment will ich einen Spalt für die Fra-
ge öffnen, ob Strauss vielleicht etwas 
wahrnimmt, was anderen Beobach-
tern verschlossen blieb. Doch wahr-
scheinlich ist diese Frage ziemlich 
vergeblich. Die Fronten sind zu ver-
härtet. Strauss hat sein Buch gegen 
einen Westen geschrieben, der par-
tout nicht akzeptieren will, was im 
Osten gerade passiert. 

So sehe ich die Verortung des 
Geschehens in Prenzlau eher als 
Lokalkolorit. Prenzlau wird für 
Strauss vielmehr zum Vermessungs-
punkt einer neuen Sichtachse, die 
von Osten nach Westen verläuft. 
»The savage hits back«, hieß einst 
ein berühmtes Buch des Kölner Eth-
nologen Julius Lips, der Deutsch-
land in der Nazizeit verlassen muss-
te. Auch aus dem Osten kommen 
neuerdings solche Signale. Die Rän-
der verschieben sich in Richtung 
des liberalen Kerns unserer Repu
blik. Die Perspektive der Wiederver-
einigung kehrt sich um. Unser ver-
eintes Land könnte womöglich doch 
»östlicher« werden. Simon Strauss 
ist zum Beobachter, aber vielmehr 
zum Wahrsager eines schier un-
glaublichen Vorgangs geworden. 

Johann Michael Möller ist  
Publizist und Ethnologe
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Eine lang ge­
wachsene Tradi­
tion der wissen­
schaftlichen 
und kulturellen 
Zusammenarbeit 
und der damit 
verbundenen 
persönlichen 
Freundschaften 
verbindet unse­
re Länder und 
schlägt auch 
Brücken über ge­
legentliche Un­
terbrechungen

Luftbild des neuen Fundorts Karahantepe in der Türkei
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Zusammenarbeit in Kultur und Wissenschaft
Genese der Ausstellung »Gebaute Gemeinschaft«

BARBARA HELWING

D as Vorderasiatische Museum der 
Staatlichen Museen zu Berlin 
zeigt in der James-Simon-Galerie 

die Ausstellung »Gebaute Gemeinschaft. 
Göbeklitepe, Taş Tepeler und das Leben 
vor 12.000 Jahren«. Sie erzählt am Bei-
spiel einer Region im Südosten der Türkei 
rund um den UNESCO-Welterbeort Göbe
klitepe von einer der folgenreichsten so-
zialen Umwälzungen der Geschichte, dem 
Übergang vom mobilen Leben der Jäger-
Sammler-Gruppen zur Sesshaftigkeit. Bis 
heute bilden die damit verbundenen Inno-
vationen und Konsequenzen die Grundlage 
menschlicher Zivilisationen: Bauwesen, 
Landwirtschaft und Viehzucht, daraus fol-
gend Bevölkerungswachstum und Arbeits-
teilung, vor allem aber eine neue soziale 
Ordnung, die das Miteinander unter neu-
en Bedingungen regelt. Ein symbolisches 
System schreibt diese neue Ordnung fest 
und fort. Sie spiegelt sich in monumenta-
len Bauwerken und eindrucksvollen Bild-
werken, die in der Ausstellung zu sehen 
sind. Die jüngsten Forschungen in Göbe-
klitepe, vor allem aber auch in weiteren 
neu entdeckten Fundorten in der Region, 
haben unser Bild dieser Wendezeit radi-
kal verändert und den Blick von der Art 
des Wirtschaftens auf das soziale Mitei-
nander gelenkt. So steht der Gedanke der 
Gemeinschaft, sie zu schaffen und sie zu 
erhalten, im Mittelpunkt.

Was hier nun klingt wie eine »ganz nor-
male« Ausstellung, ist weit mehr als ein 
museales Alltagsgeschäft. Seit mehr als 
einem Jahrzehnt gab es keine Zusammen
arbeit zwischen der Türkei und Deutsch-
land im musealen Bereich. Daran hatte 
auch die 2011 erfolgte Rückgabe der zwei-
ten Berliner Sphinx aus der hethitischen 
Hauptstadt Hattuscha – ihr besser erhal-
tenes Gegenstück war bereits 1924 nach 
umfangreicher Restaurierung nach Istan-
bul zurückgekehrt – nichts ändern kön-
nen. Dass nun 89 originale Objekte aus den 
brandneuen Ausgrabungen nach Berlin 
reisen konnten, ist deshalb auch ein wich-
tiges kulturpolitisches Signal. Eine lang 
gewachsene Tradition der wissenschaft-
lichen und kulturellen Zusammenarbeit 
und der damit verbundenen persönlichen 
Freundschaften verbindet unsere Länder 
und schlägt auch Brücken über gelegent-
liche Unterbrechungen. 

Auf dem Gebiet der archäologischen 
Forschung haben Deutschland und die 

Republik Türkei, die sich selbst heute lie-
ber als Türkiye bezeichnet, seit über einem 
Jahrhundert eng kooperiert. Mit koordi-
nierter archäologischer Forschung, dem 
Aufbau universitärer Institute und seit fast 
einem Jahrhundert auch mit der Präsenz 
des Deutschen Archäologischen Instituts 
in Istanbul bestehen heute Beziehungen 
und Infrastrukturen, die dauerhafte wis-
senschaftliche Zusammenarbeit ermög
lichen und befördern. Die Bedeutung die-
ser Zusammenarbeit für die Pflege und 
Festigung der binationalen Beziehungen 
ist nicht zu unterschätzen. 

Die Geschichte forschender 
Zusammenarbeit

Ein Blick zurück in die Geschichte der Zu-
sammenarbeit in der archäologischen For-
schung zeigt einige grundlegende Linien 
auf. Nach einer ersten Phase beobachten-
der und sammelnder Forschungsreisen be-
gannen im letzten Viertel des 19. Jahrhun-
derts die ersten großen Ausgrabungen der 
Berliner Königlich Preußischen Museen, 
die damals sogar eine eigene Station in Iz-
mir, später Istanbul unterhielten. Zugleich 
entwickelte die Osmanische Verwaltung 
eigene Strukturen für die Denkmalpflege. 
Ein erstes Antikengesetz wurde 1883 ver-
abschiedet und 1891 öffnete ein Museums-
neubau in Istanbul. Doch trotz wachsen-
der Infrastruktur blieb die Beschäftigung 
mit den Altertümern ein aus dem Westen 
importiertes Konzept, das höchstens bei 
der osmanischen Elite auf Interesse stieß.  

Dies änderte sich aus zwei Gründen 
nach dem ersten Weltkrieg mit der Grün-
dung der Republik Türkei 1923 durch Mus-
tafa Kemal Atatürk. Zum einen verlang-
te die junge, stark nationalistisch ausge-
richtete Republik nach einem neuen Her-
kunftsnarrativ. Atatürks großes Interesse 
an der Archäologie galt deshalb auch der 
Suche nach einer umfassenden, auf Ana-
tolien bezogenen Herkunftserzählung. 
Von diesem Interesse profitierte auch die 
deutsche Wissenschaft, denn es erlaubte 
1924 eine Wiedereröffnung der Außen-
stelle der Museen. Fünf Jahre später wur-
de diese Einrichtung zum Ausgangspunkt 
für die Begründung der neuen Abteilung 
Istanbul des Deutschen Archäologischen 
Instituts (DAI).

Zum anderen bedurften Staatsumbau 
und Modernisierung einer Fachexpertise, 
die im Land nicht vorhanden war. Im 
Rahmen einer Bildungsoffensive wurden 

türkische Studenten verschiedener Fächer 
mit Stipendien nach Europa gesandt, da-
runter auch die türkischen Archäologen 
der ersten Generation. Einer der ersten 
Heimkehrer war nach seiner Promotion in 
Berlin der klassische Archäologe Arif Mü-
fid Mansel, der ab 1933 Direktor des Mu-
seums in Istanbul wurde. Diese erste Ge-
neration von Gelehrten blieb Deutschland 
lebenslang verbunden.

Ab 1933 entstanden mit einer Reform 
der Universitäten neue Lehrstühle und Ab-
teilungen an der Universität Istanbul. Den 
Bedarf an Lehrpersonal für die wachsen-
den Universitäten suchte man mit Perso-
nal aus Deutschland zu decken, wo der seit 
der Machtergreifung der Nazis zunehmen-
de Druck auf die jüdische Bevölkerung vie-
le Menschen ins Exil trieb. Besetzungs
vorschläge kamen von der 1933 in der 
Schweiz gegründeten »Notgemeinschaft 
deutscher Wissenschaftler im Ausland«. 

Die Mitarbeiter des deutschen Ar-
chäologischen Instituts und die exilier-
ten Hochschullehrer hatten einen nach-
haltigen Einfluss auf die Entwicklung der 
Altertumswissenschaften in der Türkei. Sie 
brachten den in Deutschland etablierten 
Methodenapparat mit und bauten ein ent-
sprechendes Curriculum auf. 

Zu diesen jungen Wissenschaftlern und 
Wissenschaftlerinnen gehörte in Istanbul 
ab 1940 die in Berlin als Tochter einer Di
plomatenfamilie geborene und an der Sor-
bonne promovierte Halet Çambel. Sie wur-
de 1960 als erste Professorin für türkische 
Vorgeschichte an die Universität Istanbul 
berufen. Halet Çambel ist eine Schlüssel-
figur für die Entwicklung der archäologi-
schen Forschung in der Türkei, denn ihr 
Interesse ging weit über die Feldforschung 
hinaus. Sie setzte sich für die Ausweisung 
von Natur- und Kulturschutzgebieten so-
wie für die Bewahrung des immateriel-
len Kulturerbes ein und initiierte in den 
1960er Jahren ein System internationaler 
Rettungsgrabungen in Stauseegebieten 
entlang des türkischen Euphrat. Seit 1968 
arbeiteten dort türkische, amerikanische, 
britische, französische, holländische und 
deutsche Grabungsteams parallel. Diese 
langjährigen Kooperationen zwischen den 
internationalen Teams begründeten trag-
fähige wissenschaftliche Netzwerke. Da-
raus ging wissenschaftlicher Nachwuchs 
hervor, der vielfach mit Hilfe des Deut-
schen Akademischen Austauschdienstes 
(DAAD) und anderer Stipendien eine Qua-
lifizierungszeit in Deutschland absolvierte. 

Gemeinsame Forschungen  
zur Sesshaftwerdung

Halet Çambel erforschte zusammen mit 
Robert J. Braidwood aus Chicago die frühe 
Sesshaftigkeit, das Thema der Ausstellung 
»Gebaute Gemeinschaft«. Das Projekt fo-
kussierte auf die wirtschaftlichen Grund
lagen der Sesshaftwerdung und führte in-
novative naturwissenschaftliche Metho-
den ein. Das Team besuchte 1963 auch 
erstmals den Göbeklitepe und registrierte 
ihn als Fundplatz mit reichem Steingeräte
inventar. Doch Forschungen begannen erst 
1995, nachdem andere Orte die Existenz 
von monumentalen Sondergebäuden be-
legt hatten. Göbeklitepe prägt heute, nach 
dreißig Jahren Forschung und seiner Ein-
schreibung in die UNESCO-Welterbelis-
te, das Bild der frühen Sesshaftigkeit in 
der Region. Monumentale Bauwerke, ton-
nenschwere T-Kopf-Steinpfeiler und Bild
reliefs von wilden Tieren sind ikonisch ge-
worden. Im Stadtbild von Şanlıurfa begeg-
net man T-Pfeilern in allen Größen, vom 
Blumentopf bis zum Kinderspielplatz, und 
der Kulturtourismus in der Region wächst 
stetig. Die Forschung hat mit der Auswei-
tung auf weitere Fundorte eine neue In-
tensität erreicht. 2021 initiierte die Gene-
raldirektion für Kulturgüter und Museen 
des Ministeriums für Kultur und Touris-
mus das Projekt Taş Tepeler, um diese Ak-
tivitäten zu koordinieren. In dem interdis-
ziplinären Projekt arbeiten Wissenschaft-
lerinnen aus insgesamt 36 türkischen und 
internationalen akademischen Instituti-
onen zusammen. Der Name steht, wört-
lich übersetzt, für die »Steinhügel«, un-
ter denen sich die Überreste jungstein-
zeitlicher Siedlungen und Monumental
bauwerke verbergen.

Gemeinsam Ausstellen

Der Wunsch, die faszinierenden Erkennt-
nisse der laufenden Forschungen einer 
breiten Öffentlichkeit in Deutschland 
nahezubringen, ist über Jahre gewach-
sen. Göbeklitepe stand in der öffentlichen 
Wahrnehmung isoliert und Kenntnisse der 
Vorgängerforschungen blieben auf Fach-
kreise beschränkt. Dies öffnete populären 
esoterischen Interpretationen Tür und 
Tor. Wir wollten eine Ausstellung auf der 
Grundlage wissenschaftlicher Erkennt-
nisse konzipieren und zugleich die Men-
schen über die visuelle Wahrnehmung er-
reichen. Und all das in Berlin, Basis von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern an den Universitäten, am Deutschen 
Archäologischen Institut und in den Mu-
seen, und zugleich Heimat zahlreicher 
Menschen mit Wurzeln in der Region der 
Taş Tepeler. 

Wie aber bringt man ortsfeste Monu
mente ins Museum? Wir entschieden 
uns für eine theaterhaft anmutende In-
szenierung der Bauwerke und richteten 
den Blick auf ihre gemeinschaftsstiften-
de Rolle, von der Errichtung über die Nut-
zung und ihr Ende – Team Building vor 
12.000  Jahren. Die damalige belebte Welt 
begegnet uns darin in den gefährlich an-
mutenden Tierskulpturen.

Dass diese gemeinsam deutsch-tür-
kisch kuratierte Ausstellung nun in Ber-
lin zu sehen ist, ist eine Gemeinschafts-
leistung. Institutionell ist sie zwischen 
der Generaldirektion für Kulturgüter und 
Museen am Ministerium für Kultur und 
Tourismus der Republik Türkiye, unter 
deren Dach das Archäologische Muse-
um Şanlıurfa und das Projekt Taş Tepe-
ler versammelt sind, und dem Vorderasia-
tischen Museum der Staatlichen Museen 
zu Berlin verortetet. Aber getragen wird 
sie von den persönlichen Netzwerken der 
Archäologinnen und Archäologen, die seit 
über hundert Jahren Brücken zwischen 
unseren beiden Ländern bauen.

Barbara Helwing ist Direktorin des 
Vorderasiatischen Museums der Staat­
lichen Museen zu Berlin
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Die Deutsche Welle 
ist die Marke der 
Freiheit, steht für un­
abhängigen, exzel­
lenten Journalismus, 
starke Präsenz und 
KI-Transformation

Die Deutsche Welle steht vor immensen Etatkürzungen
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Keine Verzwergung  
der Deutschen Welle!
Der weltweit tätige 
Auslandssender muss 
gestärkt werden

CHRISTIAN HÖPPNER

D ie Deutsche Welle (DW) als 
Deutschlands internationale 
Informationsanbieterin, die 
weltweit journalistische An-

gebote verbreitet – regionalisiert, dia
logisch, multimedial – und mit ih-
ren TV-, Online- und Radioangeboten 
wöchentlich 337 Millionen Nutzer in 
32  Sprachen erreicht, sowie zusammen 
mit der DW-Akademie die Entwicklung 
freier Medien in mehr als 50 Ländern 
unterstützt, erlebt eine dramatische Zä-
sur in ihrer Geschichte. Der Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages 
hat ihren Zuschuss für das Jahr 2026 
um 10  Millionen Euro auf insgesamt 
415  Millionen Euro gekürzt. Dazu kom-
men fehlende Ausgleichszahlungen für 
moderate Tariferhöhungen in Höhe von 
weiteren 11 Millionen Euro. Das Ergeb-
nis: Ein Kürzungspaket von 21 Millio-
nen Euro, das tief in den gesetzlich ver-
ankerten Kernauftrag der DW eingreift. 
Diese Entwicklung bedroht nicht nur 
die operative Leistungsfähigkeit des 
Senders, sondern auch seine grund
legende gesellschaftspolitische Funk-
tion als Brücke zwischen Deutschland 
und der Welt.

In einer eigens einberufenen Krisen-
sitzung haben der Rundfunkrat und der 
Verwaltungsrat den detaillierten Um-
setzungsplan der Intendantin Barbara 
Massing einstimmig gebilligt. Der Plan 
ist die Konsequenz politisch erzwun-
gener Kürzungen und mit gravieren-
den Einschnitten beim Personal, dem 
Programm und den Investitionen ver-
bunden.

Der Stellenabbau, rechnerisch sind 
160 Vollzeitäquivalente betroffen, soll 
sozialverträglich umgesetzt werden – 
ohne betriebsbedingte Kündigungen, 
stattdessen durch Altersteilzeit, frei-
willige Abgänge und natürliche Fluk-
tuation. Die Kürzungen lösen Existenz-
ängste bei den betroffenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern aus, die als 
Muttersprachler mit ihrem spezialisier-
ten Wissen und kulturellen Erfahrungs-
schatz wenig Chancen einer anderwei-
tigen Beschäftigung im Medienmarkt 
haben. Diese soziale Härte findet bis-
her in der öffentlichen Debatte viel zu 
wenig Beachtung. Die insgesamt rund 
3.700 festen und freien Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die hochmotiviert 
der Deutschen Welle mit Herz und Ver-
stand verbunden sind, bilden das Fun-
dament für den immensen Erfolg der 
Deutschen Welle, der sich nicht nur an 
Reichweite und Relevanz messen lässt. 

Zu den Kürzungsmaßnahmen gehört 
die vollständige Einstellung des grie-
chischsprachigen Dienstes nach mehr 
als 60 Jahren ununterbrochener Aus-
strahlung. Dieser Dienst hatte bereits 
während der griechischen Militärdikta-
tur und in der Eurokrise als verlässlicher 
Kanal unabhängiger Berichterstattung 
gedient und die deutsch-griechischen 
Beziehungen nachhaltig geprägt. 

Weitere Reduktionen betreffen die 
Budgets für das Portugiesisch-Angebot 
für Afrika sowie für Dari/Paschtu mit 
Fokus auf Afghanistan. Die spanisch-
sprachigen TV-Nachrichten verlieren 
Mittel, wobei Prime-Time-Produktio-
nen priorisiert bleiben. Komplett gestri-
chen werden mehrere etablierte Forma-
te: das russischsprachige Satiremagazin 
»Zapovednik« als externe Produktion, 
das Kunst- und Kulturmagazin »Arts 
Unveiled«, das Debattenformat »Auf 
den Punkt« in allen Sprachversionen, 

das Wissenschaftsmagazin »Tomorrow 
Today« auf Portugiesisch mit Schwer-
punkt Brasilien, das Umweltmagazin 
»Eco Africa« auf Portugiesisch sowie das 
Europa-Magazin »Europeo« in sieben 
Sprachen. Auch das deutschsprachige 
journalistische Angebot wird grund
legend umstrukturiert: Es fusioniert mit 
den Deutschlernkursen, was das verfüg-
bare Budget nahezu halbiert. Das neue 
hybride Produkt richtet sich an fort-
geschrittene Lerner ab Sprachniveau 

B1/B2 außerhalb der DACH-Region und 
verbindet unabhängigen Journalismus 
mit praktischem Orientierungswissen 
zu Leben und Arbeiten in Deutschland 
und Europa.

Mehr als ein Drittel der gesamten 
Einsparungen – also rund sieben Millio-
nen Euro – entfällt auf Bereiche außer-
halb des Programmbetriebs: Infrastruk-
tur, Verwaltung, Weiterbildungsmaß-
nahmen, Veranstaltungen, technische 
Ausstattung, die Weiterentwicklung di-
gitaler Apps sowie Sanierungsprojek-
te für Gebäude. Die Einrichtung neu-
er Auslandspräsenzen wird verzögert, 
Produktion und Vertrieb weiter ratio-
nalisiert. Die DW plant zudem den ver-
stärkten Einsatz von Künstlicher In-
telligenz zur Steigerung der Effizienz. 

Gesellschaftlich wirken die Kürzun-
gen tiefgreifend: Reichweite und Rele-
vanz schrumpfen, die jahrelang betrie-
bene Qualitätsoffensive gerät ins Sto-
cken, dringend erforderliche Investi-
tionen in die digitale Transformation 
werden in die Zukunft verschoben. In 
einer polarisierten Welt, geprägt von 
Desinformation, Fake News und hyb-
riden Bedrohungen, verliert Deutsch-
land so an Präsenz und Einfluss.

Die DW fördert nicht nur reine Infor-
mation, sondern auch kulturelle Teil
habe, Sprachkompetenz und werte
basierte Orientierung. Die Kürzungen 

stehen im Widerspruch zu gesellschafts-
politischen Zielen wie Diversifikation, 
europäischer Integration und der Stär-
kung des kulturellen Austauschs.

Diese politisch zu verantwortenden 
Kürzungen schwächen die Wettbe-
werbsfähigkeit der Deutschen Welle 
in einem global umkämpften Medien-
raum erheblich. In einer Zeit geopoli-
tischer Verwerfungen und Umbrüche, 
in der weltweit der Autoritarismus zu-
nimmt, Russland, China und der Iran 

ihre Propagandasender massiv ausbau-
en, die USA sich De-facto aus dem Aus-
landsrundfunk zurückziehen, Deutsch-
land und Europa dringender denn je 
neue Allianzen suchen, ist dieses poli
tische Signal der Verzwergung der 
»Stimme der Freiheit« kontraproduk-
tiv und fahrlässig.

Leider hat der Beauftragte für Kultur 
und Medien beim Bundeskanzler, Kul-
turstaatsminister Wolfram Weimer, seit 
seinem Amtsantritt kein Engagement 
für eine bedarfsgerechte Finanzierung 
der Deutschen Welle erkennen lassen, 
sodass der Eindruck entstehen könnte, 
dass der größte Einzelposten im Haus-
halt des BKM zum Steinbruch ander-
weitiger Finanzierungswünsche mu-
tiert sei. Die Prioritäten werden bei ei-
nem erfreulich gestiegenen Gesamtetat 
der BKM offenkundig nicht zu Gunsten 
der Deutschen Welle gesetzt, weder bei 

der Haushaltsanmeldung der Bundes-
regierung an das Parlament, noch in 
dem parlamentarischen Beratungspro-
zess bis hin zur Bereinigungssitzung, in 
dessen Verlauf Weimers Amtsvorgän-
ger immer wieder die Gespräche mit 
den Abgeordneten erfolgreich suchten.

Die Vorstellungen des Kulturstaats-
ministers über die Zukunft der Deut-
schen Welle werden von Gerüchten 
begleitet und im Rundfunkrat, dessen 
Mitglied Weimer ist, nicht beantwortet. 

In dieser Gemengelage taucht die alte 
Idee einer Verlagerung der Ressort
zuständigkeit in das Auswärtige Amt 
wieder auf, die auf Sicht eine zu disku-
tierende Option sein könnte.

Die Deutsche Welle ist die Marke der 
Freiheit, steht für unabhängigen, ex-
zellenten Journalismus, starke Präsenz 
und KI-Transformation. Zur DNA der 
Deutschen Welle gehört der Mutter-
sprachler-Journalismus, mit dem sich 
ein Höchstmaß an Authentizität und 
Glaubwürdigkeit verbindet. Im weltwei-
ten Medienwettbewerb muss diese un-
abhängige Stimme gestärkt werden. Die 
Deutsche Welle ist kein Instrument der 
Sicherheitspolitik, doch sie leistet ei-
nen essenziellen Beitrag zur Soft Power. 
Sie gewinnt strategische Partner, kon-
terkariert gezielte Desinformations-
kampagnen und stärkt die Werte eines 
regelbasierten, dem Völkerrecht ver-
pflichteten Zusammenlebens. In eige-
ner Verantwortung hebt die Deutsche 
Welle bereits Synergien durch die Zu-
sammenarbeit mit anderen Sendern. 
Das ist aber jeweils eine strategische 
und journalistische Entscheidung, die 
von der Intendantin und den Gremien 
verantwortet werden muss und nicht 
staatlich verordnet werden darf.

Die aktuelle Kürzung steht in di-
rektem Widerspruch zum Koalitions
vertrag der CDU, CSU und SPD, der 

eine deutliche Stärkung der DW ex-
plizit vorsieht. Es handelt sich bereits 
um das zweite große Kürzungspaket 
innerhalb von nur zwei Jahren – nach 
einem 20-Millionen-Euro-Paket zuvor. 

Es liegt im gesamtgesellschaft
lichen Interesse unseres Landes und 
in der Verantwortung von Bundestag 
sowie Bundesregierung, die Deutsche 
Welle als Juwel journalistischer Unab-
hängigkeit und Exzellenz gerade jetzt 
weiter zu stärken. Dazu braucht es 

spätestens mit dem Eckwertebeschluss 
des Bundeskabinetts im März 2026, so-
wie der Positionierung der Fraktions-
spitzen der Regierungsparteien ein ein-
deutiges Signal für eine bedarfsgerech-
te Finanzierung der Deutschen Welle. 
Sollten diese belastbaren Signale poli-
tischer Willensbekundung nicht erfol-
gen, muss mit der Umsetzung des Kür-
zungsplans im März begonnen werden. 
Die Bereinigungssitzung im November 
und den nachfolgenden Beschluss des 
Deutschen Bundestages für den Haus-
halt 2027 abzuwarten, würde die Pro
blemlage unverantwortlich verschärfen. 

Deshalb braucht es nicht nur die 
vollständige Deckung der Tariferhö-
hungen ab diesem Jahr, sondern auch 
einen spürbaren Zuwachs für die Er-
haltung der Programmvielfalt, die Wei-
terentwicklung digitaler Angebote und 
den Personalbedarf. 

In Bezug auf die investierten Steu-
ermittel erzielt die DW ein Vielfaches 
an Reichweite und Relevanz. Eine Ver-
zwergung wäre geopolitisch fatal und 
gesellschaftlich unverantwortlich. 

Christian Höppner ist Präsident des 
Deutschen Kulturrates, Mitglied  
im Rundfunkrat der Deutschen Welle, 
Vorsitzender des Programmausschusses 
und Haushaltsberichterstatter für  
den Rundfunkrat
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Das Kinojahr 2025 war überraschend erfolgreich
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Kinoreifer Kompromiss
Neuer Gesetzentwurf  
für die Filmproduktion

HELMUT HARTUNG  

D ie Auftragsrückgänge und Kla-
gen der deutschen Filmprodu-
zenten sowie deren Ruf nach 

mehr Förderung waren durchaus ein 
Grund, sich auch Sorge um die Kinos 
und den deutschen Marktanteil zu ma-
chen. Doch alles in allem ist die Ent-
wicklung 2025 positiver verlaufen, als 
Mitte des Jahres befürchtet. Das jeden-
falls belegen Zahlen, die die Filmförder-
anstalt (FFA) kurz vor der Berlinale pu-
blizierte. Mit 91,9 Millionen Euro ver-
kauften Tickets und 924 Millionen Euro 
Umsatz war das Kinojahr 2025 stärker 
als 2024. Der deutsche Marktanteil liegt 
bei 27,4 Prozent und damit 6,8 Prozent-
punkte über dem des Vorjahrs. Für deut-
sche Filme wurden 24,3 Millionen Ti-
ckets verkauft, ein Plus von 37,2 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr. »Deutsche 
Filme hatten 2025 einen Marktanteil 
von 27,4 Prozent – der höchste Wert in 
den letzten 5 Jahren«, so Peter Dinges, 
Vorstand der FFA. »Einen großen An-
teil daran hatte natürlich ›Das Kanu 
des Manitu‹, mit dem erstmals seit 2017 
wieder eine heimische Produktion an 
der Spitze der Kinocharts gestanden hat. 
Aber mit ›Die Schule der magischen Tie-
re 4‹ steht ein weiterer hiesiger Titel in 
den Top 10, und besonders im 2. Halb-
jahr zeigt sich der deutsche Film un-
glaublich vielfältig: Fortsetzungen, Ko-
mödien, Familienfilme, BookTok-Verfil-
mungen und anspruchsvolle Arthouse- 
und Festivalerfolge haben ein breites 
Publikum gefunden – und 2025 zu dem 
Jahr gemacht, in dem deutsche Filme 
die Kinobilanz gerettet haben.«

Diese gute Bilanz überdeckt das Ge-
rangel zwischen Bundesministerien, 
den Ländern, den Lobbyverbänden 
der Filmwirtschaft sowie privaten und 
öffentlich-rechtlichen Streamern um 
eine Aufstockung der Filmförderung 
in Deutschland. Seit 2022 gibt es Plä-
ne für ein sogenanntes steuerliches 
Anreizmodell sowie Investitionsabga-
ben von Plattformen wie Netflix oder 
Amazon, RTL Plus oder der ARD-Media-
thek. Doch während Bund und Länder 
stritten und sich an der Unterstützung 
für die Filmbranche nichts Grundsätz
liches änderte, schufen andere Länder 
Fakten. Deutsche Produzenten dreh-
ten zunehmend im Ausland, darun-
ter auch zahlreiche Auftragswerke für 
ARD und ZDF. Zudem waren heimische 
Studios und Dienstleiter immer weni-
ger gefragt. Die schwarz-rote Bundes
regierung versprach, angesichts des Kri-
senszenarios schnell zu handeln. Der 
erste Schritt bestand in einer nahezu 
Verdoppelung der Zuschüsse aus Bun-
desmitteln von 130 Millionen Euro auf 
250 Millionen Euro. Dafür wurde auf 
ein steuerliches Anreizmodell verzich-
tet, weil bei den Verhandlungen mit den 
Ländern, die einen Teil der Steuerver-
luste tragen sollten, kein Ende abzu-
sehen war. Allerdings wurden die zu-
sätzlichen 120 Millionen Euro durch 
das Bundesfinanzministerium so lan-
ge blockiert, bis Kulturstaatsminister 
Wolfram Weimer ein Gesetz vorlegt, das 

die Abgabepflicht für Streamingplatt-
formen umsetzte. 

Trat Weimer anfangs für ein solches 
Gesetz ein und sagte zu, bis zum Som-
mer vergangenen Jahres einen Ent-
wurf vorzulegen, änderte er nach Ge-
sprächen mit öffentlich-rechtlichen 
und privaten Streaminganbietern sei-
ne Meinung und plädierte nachdrück-
lich für eine Selbstverpflichtung.

In einem Konzept vom 1. Dezember 
2025 heißt es zur Begründung: »Als 
Ergebnis einer Vielzahl an individu-
ellen Gesprächen mit den durch ein 
etwaiges Investitionsverpflichtungs-
gesetz betroffenen Akteuren – Strea-
minganbieter und Sender sowie Pro-
duzentinnen und Produzenten – kann 
festgestellt werden, dass die wesent-
lichen Effekte einer gesetzlichen 
Investitionsverpflichtung auch durch 
eine freiwillige Selbstverpflichtung der 
Marktteilnehmer erzielt werden können  
 – und dies schneller, effizienter und mit 
geringerem bürokratischem Aufwand 
für Verwaltung und Unternehmen. Im 
verfassungsrechtlichen Sinne bestün-
den somit ohnehin Zweifel an der Er-
forderlichkeit einer gesetzlichen Re-
gelung; ein freiwilliges Bekenntnis zu 
Investitionen in den deutschen Markt 
unter Berücksichtigung leitender Kri-
terien ist damit gegenüber einem ge-
setzlichen Eingriff in den marktwirt-
schaftlichen Wettbewerb das deutlich 
verhältnismäßigere Mittel. Sämtliche 
potenziell von einem Gesetz betroffe-
nen Unternehmen und Sendeanstalten 
haben inzwischen angeboten, ihr künf-
tiges Engagement in entsprechenden 
individuellen Erklärungen gegenüber 
dem BKM schriftlich zu bestätigen und 
ihr Investitionsverhalten der nächsten 
Jahre einer Evaluierung durch die Film-
förderungsanstalt zu öffnen.«

Insgesamt ging Weimer von freiwil-
ligen Investitionsverpflichtungen und 
Investitionen in Höhe von rund 15 Mil-
liarden Euro innerhalb von fünf Jah-
ren aus. Auch in den vergangenen Wo-
chen bekräftigte er freiwillige Selbst-
verpflichtungen anstelle eines Gesetzes, 
mehrfach: »Die internationalen Aufträ-
ge kommen gerade zurück. Diese posi-
tive Dynamik dürfen wir jetzt nicht ka-
putt machen, schon gar nicht für eine 
gesetzliche Regelung. Ich stelle mich 
gegen zusätzliche Bürokratie und neue 
gesetzliche Auflagen. Das schadet un-
serer Wirtschaft.« Mehrere Gespräche 
zwischen Weimer und dem Bundesfi-
nanzministerium, zwischen CDU/CSU 
und SPD erbrachten keinen Kompromiss. 
Im Gegenteil beharrten die Sozialdemo-
kraten auf einem Gesetz, und ihr Finanz
minister gab die eingeplanten 120 Mil-
lionen Fördergelder nicht frei. 

Während es Anfang Februar noch 
so aussah, als würde der Produzen-
tentag in diesem Jahr ohne eine Rede 
des für die Branche zuständigen Mi-
nisters und voller Sorgenfalten bei 
den Beteiligten über die Bühne ge-
hen, nutzten zwei Bundestagsabge-
ordnete eine Reise in die »Hochburg 
des Bösen«, nach Los Angeles. Anja 
Weisgerber von der CSU und Wiebke 
Esdar von der SPD erdachten in den 
Tagen zwischen den Studiobesuchen 
einen Kompromiss, der das Wohlwol-
len beider Seiten fand. Der Ausbau der 

Filmförderung in Deutschland wird per 
Gesetz geregelt, das eine moderate Ab-
gabeverpflichtung von acht Prozent des 
Nettoumsatzes in Deutschland vorse-
hen soll. Eine Investitionsverpflichtung 
mit Öffnungsklauseln kann sicherstel-
len, dass Streamingdienstanbieter und 
Sender einen ihrer Marktstärke entspre-
chenden Beitrag zur Finanzierung deut-
scher und europäischer Produktionen 
leisten und so mehr private Mittel in den 
Produktionsstandort Deutschland flie-
ßen. Sollten sich Streaminganbieter zu 
Investitionen von mindestens 12 Pro-
zent verpflichten, können sie sich mit-
tels einer Opt-out-Option beim Rech-
terückbehalt oder auch den Quoten für 
verschiedene Produktionsbereiche frei-
kaufen. Es besteht damit die Hoffnung, 
so die von Weimer avisierten Investitio-
nen von rund 15 Milliarden Euro zu über-
treffen. Allerdings, darauf haben mehre-
re Verbände hingewiesen, müssen einer 
solchen Branchenvereinbarung das BKM 
oder die Filmförderanstalt (FFA) bezie-
hungsweise die Produzenten oder Sen-
der zustimmen. 

Der Entwurf sieht vor, dass 60 Pro-
zent in Investitionen für die Herstel-
lung neuer europäischer audiovisu-
eller Werke, 80 Prozent in original 
deutschsprachige Werke bzw. in Wer-
ke mit deutscher kultureller Prägung 
und 70 Prozent in Werke unabhängi-
ger Produzenten fließen müssen. Auch 
eine Quote für Kinofilme ist vorgesehen. 
Für Produktionen in Deutschland ist 
ein besonderer Anreiz geplant, wenn er 
europarechtlich zulässig wäre. Zu den 
wichtigsten Forderungen der Produzen-
ten gehört ein Rechtevorbehalt. Auch 
dieser soll im Gesetz festgeschrieben 
werden. Die Frist orientiert sich an den 
Finanzierungsanteilen und liegt zwi-
schen drei und sieben Jahren, nach de-
nen die Produzenten ihre Werke selbst 
vermarkten können. Bei Nichterfüllung 
der Vorgaben sind keine automatischen 
finanziellen Sanktionen geplant. Son-
dern diese sollen im Ermessen von BKM 
in Abstimmung mit der FFA liegen und 
unternehmensbezogene oder überge-
ordnete Umstände berücksichtigen. 

Bei seiner Rede zum Produzenten-
tag am 12. Februar hat der Kulturstaats
minister sein Umschwenken auch mit 
einer Forderung an die Produzenten 
verbunden. Sie sollten die Chancen, die 
sich durch mehr Geld ergäben, auch 
nutzen, Kreativität entfalten und den 
Wettbewerb annehmen. Sie müssten 
jetzt »richtig« in Technologie, in Krea-
tivität, in Produktion investieren, sag-
te Weimer. Wenn sie »diesen Tanz« mit 
den großen Plattformen bestehen woll-
ten, sei es notwendig »neue Größenord-
nungen« zu schaffen.

Wann der Gesetzesentwurf vorliegt, 
er im Bundestag beschlossen wird und 
die neuen Fördermittel freigegeben 
werden, steht noch nicht fest. Frühes-
tens ist wohl nach der Sommerpau-
se des Parlaments damit zu rechnen. 
Ebenso ist unklar, ab wann die Streamer 
ihren Abgabeverpflichtungen nachkom-
men. Möglicherweise werden sie kla-
gen, die öffentlich-rechtlichen Sender 
eingeschlossen, und das kann dauern.

Helmut Hartung ist Chefredakteur  
von medienpolitik.net

TV im Transforma-
tionsmodus
Neue Formen für das Bewegtbild

ÇIĞDEM UZUNOĞLU

Wir hatten zuletzt viel Besuch im 
Grimme-Institut, im Herbst und 
rund um die Jahreswende waren 
die Nominierungskommissionen zu 
Gast, Anfang Februar die Jurys für 
den Grimme-Preis. Unabhängig von 
Entwicklungen in einzelnen Kate-
gorien – wie Info und Kultur, Fiktion 
oder Unterhaltung – waren bei den 
Gesprächen auf den Fluren oder 
beim Essen die Veränderungen in 
unseren Medienlandschaften ein 
vielfach strapaziertes, übergreifen-
des Thema: die Stärke des Linear-TV 
und gleichzeitig dessen Transforma-
tion durch das Streaming.    

Grimme-Preis-prämierte Formate 
wie die »heute show« zeigen exem
plarisch die Veränderung: Ein er-
heblicher Teil der Nutzung erfolgt 
hier inzwischen durch die Media-
thek, also »on demand«, auch wenn 
der linear konsumierte Anteil un-
verzichtbar bleibt. Auch das gerade 
zu Ende gegangene »Ich bin ein Star  
 – Holt mich hier raus!« (IBES) ge-
hörte zu den meistgenutzten Inhal-
ten auf RTL+. Aber auch hier gilt: 
Ohne wöchentliche TV-Ausstrah-
lung würden viele Reality-Formate 
nicht die Reichweite erzielen, die sie 
haben – ob man sie mag oder nicht.

Aber: Erreichten große Sender 
– wie ARD, ZDF, RTL oder auch an-
dere – noch vor wenigen Jahren 
regelmäßig über zwei Millionen 
der 14- bis 49-Jährigen, gelten sol-
che Werte heute als Ausnahme und 
Quotenhit. Hier verändern sich die 
Reichweiten des einstigen Leit- und 
Massenmediums massiv.  

Gleichzeitig gibt es Inhalte, die 
fast ausschließlich live funktionieren, 
wie etwa Sportübertragungen und 
große Shows. So verzeichnen Anbie-
ter wie Sky deutliche Reichweiten-
steigerungen bei Fußball-Bundes
liga-Übertragungen – mehrheitlich 
im linearen Live-TV. Auch DAZN be-
stätigt, dass große Sportereignisse 
weiterhin »Lagerfeuermomente« 
schaffen und sich einer starken line-
aren Nutzung erfreuen, weiß etwa 
das Medienmagazin DWDL. 

Stichwort Lagerfeuer: Mit dem 
verkündeten Einstieg des US-Strea-
mingdiensts Paramount+, eigent-
lich eher ein Spielfilm- und Serien
anbieter, der für geschätzte 1,2 Mil-
liarden Euro die TV-Rechte der 
Champions League erworben hat – 
ab 2027 für vier Jahre –, werden die 
Lagerfeuer im Sport vermutlich eher 
zu noch mehr »Lagerfeuerchen«.

Der Markt fragmentiert zusehends 
und Zuschauerinnen und Zuschauer 

müssen immer tiefer in die Tasche 
greifen, wenn sie alle Wettbewerbe 
sehen wollen. Parallel erlebt lineares 
Fernsehen – im Streaming-Bereich  
 – eine Art Renaissance durch FAST-
Channels (Free Ad-Supported Strea-
ming TV): Anbieter wie Samsung 
TV Plus, Pluto TV, Joyn oder auch 
DAZN setzen zunehmend auf linea-
re Streams, die rund um die Uhr ku-
ratierte Inhalte anbieten, damit täg-
lich Hunderttausende erreichen und 
immer wieder Werbeeinblendungen 
zeigen. Ihr Empfang ist daher kos-
tenfrei oder zumindest kostengüns-
tig – eine Alternative zum kosten-
trächtigen, weil zersplitterten Abo-
Markt. FAST-Kanäle bedienen dabei 
sowohl Nischen als auch breite In-
teressen, digital ist beides möglich. 
Deutlich wird: Viele Menschen schal-
ten nach wie vor gerne ein vorge
gebenes Programm ein, statt ständig 
selbst entscheiden zu müssen, was 
sie sehen möchten.

Empirisch lässt sich das belegen: 
Innerhalb des Medienzeitbudgets 
2024 bleibt Bewegtbild die be-
liebteste Mediennutzungsart in 
Deutschland. Sie umfasst hoch
gerechnet 5 Stunden und 25 Mi-
nuten pro Tag, wobei der Löwen
anteil nach wie vor von der Fern-
sehnutzung mit über 3 Stunden bzw. 
188 Minuten täglich stammt, so die 
VAUNET- Mediennutzungsanalyse.

Und die jungen Zielgruppen? Die 
Ende 2025 erschiene JIM-Studie un-
ter 12- bis 19-jährigen Mediennut-
zerinnen und -nutzern stellt – we-
nig überraschend – einen markant 
gesunkenen Wert für die Fernseh
nutzung fest. Nichtsdestotrotz 
schaut immer noch die Hälfte regel-
mäßig TV, so die JIM-Studie. Fernse-
hen meint hier das Schauen des lau-
fenden Fernsehprogramms – egal  
ob an einem Fernsehgerät, per Live
stream über das Internet oder über 
einen anderen Weg.  

Zusammenfassend lässt sich sa-
gen: Das lineare Fernsehen ist und 
bleibt ein fester Bestandteil der 
Medienlandschaft – gerade für Live-
Sport, große Shows, regelmäßige 
TV-Rituale und zunehmend auch 
für FAST-Kanäle, die den Komfort 
des klassischen Fernsehens mit der 
Vielfalt digitaler Angebote verbin-
den. Linear-TV ist also noch lange 
kein Auslaufmodell – und verändert 
sich doch massiv.  

Und wenn ich auf die Nominie-
rungen des Grimme-Preises schaue, 
oder auch auf die Preisträger, die am 
12. März bekanntgegeben werden, 
hoffe ich natürlich, dass dadurch 
auch die eine oder andere heraus-
ragende Produktion mehr Zuschau-
erinnen und Zuschauer findet und 
sich am Ende Qualität und Quote 
hier die Hand geben – egal ob linear 
oder »on demand«. 

Çiğdem Uzunoğlu ist Direktorin  
des Grimme-Instituts
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Ich bin froh, dass trotz 
ihrer Bedrohung die 
jüdische Gemeinschaft, 
gerade weil sie so resi­
lient ist, sich nicht ent- 
mutigen lässt

Schlechte Texte
Das Feindbild der AfD sind Kultur und Kirchen

JOHANN HINRICH CLAUSSEN

Es ist höchste Zeit, schlechte Texte zu 
lesen. Zum Beispiel den Entwurf ei-
nes Regierungsprogramms des AfD-
Landesverbands Sachsen-Anhalt. Auf 
dem Parteitag am 11. und 12. April soll 
es in Magdeburg verabschiedet wer-
den. Hier kann man erfahren, was die-
sem Bundesland (und nicht nur die-
sem) droht, sollte die AfD die Mehr-
heit erhalten. Besonders Kirchen- und 
Kulturleute sollten sich informieren, 
denn sie sind für die AfD gleicher
maßen feindliche Zielobjekte. Für 
mich sind nach der – zugegeben, 
nicht leicht zu ertragenden – Lektüre 
drei Aspekte besonders wichtig.

1. Die Brandmauer heißt AfD

In rechten Medien und am Rand der 
CDU/CSU wird dafür geworben, die 

Distanz zur AfD aufzugeben. Man 
hofft auf eine Mehrheit rechts der 
Mitte, die unliebsame Kompromisse 
unnötig macht. Doch wer dieses Pro-
gramm liest, begegnet einer unbe-
dingten Feindseligkeit allen demo-
kratischen Parteien gegenüber. Die 
Haltung der AfD ist auf Verachtung 
und Angriffswut gestimmt. Respekt 
vor politischen Mitbewerbern und 
anderen Positionen, Bereitschaft 
zum Kompromiss, Interesse an Zu-
sammenarbeit und gemeinsamer Lö-
sungssuche gibt es hier nicht, nur 
die radikale Entschlossenheit, einen 
anderen Staat zu errichten. Zu den 
angefeindeten »Altparteien« (zur 
Erinnerung: die Nationalsozialisten 
sprachen von »Systemparteien«) ge-
hören natürlich auch CDU/CSU. 
Wer dort also von einer Zusammen-
arbeit mit der AfD träumt, sollte 
schnell aufwachen.

2. Die AfD ist demagogisch

Das Regierungsprogramm ist nicht ex-
plizit rassistisch oder nationalsozia-
listisch. Es ist demagogisch. Demago-
gie ist eine Flucht vor der Wirklichkeit. 
Sie greift reale Problem auf, um dann 
die Aufmerksamkeit von der tatsäch-
lichen Gegenwart weg- und auf eine 
imaginierte Vergangenheit auszurich-
ten. So beginnt das Programm mit der 
Demografie. Diese ist ein echtes Pro
blem. Reist man durch Sachsen-Anhalt 
(oder andere Gegenden Deutschlands), 
erschrickt man nicht selten über eine 
drückende Menschenleere. Doch will 
die AfD dieses Problem im Ernst an-
gehen und nachhaltig lösen? Dann 
müsste sie mehr vorschlagen als ein 
bisschen Geld hier und da. Das aber 
kann sie nicht. Um den Widerspruch 
zwischen eigener Problemwahrneh-
mung und -lösung zu überbrücken, 
flieht die AfD vor der Wirklichkeit und 
propagiert den Retro-Traum einer Fa-
milienidylle und einer ethnischen 
Homogenität, die es beides früher so 
nicht gegeben hat. Demagogische 
Träume funktionieren nur mit Hilfe 

von Feindbildern. Deshalb fantasiert 
das Programm von einer übermäch
tigen Regenbogenkoalition, die Homo- 
und Transsexualität propagiert, um 
die deutsche Familie zu zerstören. Das 
andere Feindbild ist das Schreckbild 
einer feindlichen Masseneinwande-
rung. Auch hier setzt die AfD bei ei-
nem realen Thema an: Deutschland 
ist ein Einwanderungsland, und Zu-
wanderung bewirkt neben Gutem auch 
Schlechtes. Doch die obsessive Fokus-
sierung auf die Probleme führt zu ei-
ner Haltung der Fremdenfeindlichkeit, 
die man gewaltträchtig finden kann.

3. Für die AfD ist Politik gleich­
bedeutend mit Kulturkampf

Neben den demokratischen Parteien 
hat die AfD zwei Hauptfeinde ausge-
macht: die Kunst und Kultur der Ge-
genwart sowie die evangelische und 
katholische Kirche. Ihnen wirft sie vor, 
einer nationalistischen Identitäts
bildung entgegenzuarbeiten. Darin 
trifft sie einen Punkt, denn Künste 
und Kirchen verstehen sich als nicht-
nationalistisch. Sie setzen sich für die 

Rechte und die Würde aller Menschen 
ein. Zugleich pflegen sie das geisti-
ge Erbe Deutschlands. Doch Traditio-
nen kann man nur weitergeben, indem 
man sie teilt und dabei fortschreibt. 

Das versteht die AfD nicht, weil sie ei-
nem auf Dominanz und Abgrenzung 
ausgerichteten Verständnis einer 
»stabilen nationalen Identität« folgt. 
Auch das funktioniert nur über Feind-
bilder. Deshalb sagt die AfD gleicher-
maßen Kultureinrichtungen und 
Kirchen den Kampf an. Deshalb sind 
diese gut beraten, sich in Sachsen-
Anhalt (und nicht nur dort) gemein-
sam für das Überleben der offenen 
Gesellschaft einzusetzen.

Johann Hinrich Claussen ist Kultur­
beauftragter der Evangelischen Kirche 
in Deutschland

Diplomat mit klarer Ansage
Über die Arbeit des Antisemitismusbeauftragten Felix Klein

ANDREAS KOLB

F elix Klein ist der erste »Beauf-
tragte der Bundesregierung für 
jüdisches Leben in Deutsch-
land und den Kampf gegen An-

tisemitismus«. Sein Amt gibt es noch 
nicht lange, erstmals im Januar 2018 
wurde in einer Bundestagsresolution 
ausdrücklich von der Bundesregierung 
gefordert, einen Beauftragten für die-
ses Thema zu berufen. 

Diese Forderung griff die Regierung 
Merkel auf. »Josef Schuster, Präsident 
des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land, hat mich für das Amt vorgeschla-
gen«, erläutert Klein, »und ich habe das 
gerne zugesagt. Ich hatte allerdings 
zwei Bedingungen, die mir dann auch 
gewährt wurden. Erstens: die Möglich-
keit, meine Pressearbeit unabhängig 
und eigenständig gestalten zu kön-
nen, und zweitens legte ich Wert dar-
auf, nicht in die Hierarchie des Minis-
teriums eingebunden zu sein. Denn 
ich muss im Zweifel auch die Bundes
regierung kritisieren können. Oder bei 
Bedarf an Hierarchien vorbei Sachen 
anstoßen. Das ist mir vom seinerzeit 
amtierenden Innenminister Seehofer 
tatsächlich bewilligt worden.« Kleins 
Agenda kurz zusammengefasst: die 
Ressort-Koordinierung der Bundes
regierung vornehmen, Gesetzesinitia-
tiven auf den Weg bringen, Öffentlich-
keitsarbeit machen und Ansprechper-
son sein für jüdische Organisationen.

Der 1968 in Darmstadt geborene 
deutsche Jurist und Diplomat stammt 
aus einer Familie von Siebenbürger 
Sachsen aus Sibiu (Hermannstadt). Zu 
seinen Vorfahren gehören evangelische 
Pfarrer. Felix Kleins Vater, Hans Klein, 
in den 1950er Jahren Geiger im Phil-
harmonischen Orchester in Hermann-
stadt, siedelte 1956 nach Deutschland 
über und lebte mit seiner Familie seit 
1967 in Darmstadt. 

In der Karriereplanung nahm sich 
sein Sohn Felix ein Beispiel am Vater, 
der sechs oder sieben Jahre Berufs
geiger war, dann aber umsattelte, Mi-
neralogie studierte und in die chemi-
sche Industrie ging. Seine Geige gab er 
später an seinen Sohn Felix weiter, der 
sich trotz entsprechender Begabung 
ebenfalls nicht für die Laufbahn als 
Musiker entschied, sondern für ein Ju-
rastudium. Dennoch spielt Felix Klein 
bis heute im Streichquartett und im 
Klaviertrio: »Das ist eine unheimliche 

Erfüllung, auch weil zu meinem Tätig-
keitsbereich unter anderem das jüdi-
sche Leben gehört und Musikschaffen-
de mit jüdischem Hintergrund unsere 
Musikkultur unheimlich bereichert ha-
ben. Für mich stellt Musik eine große 
Quelle für Ausgleich und Kraftschöp-
fung dar.« 

Obwohl in Deutschland geboren, hat 
Klein bis heute enge Beziehungen zu 
Siebenbürgen. »Das ist wirklich toll zu 
sehen, wie sich auch Siebenbürgen po-
sitiv entwickelt hat, insbesondere nach 
dem EU-Beitritt Rumäniens. Neue re-
pressive Maßnahmen Ceaușescus hat 
unsere Familie damals immer mit gro-
ßer Sorge zur Kenntnis genommen. Wir 
haben uns jedes Mal gefragt: Was be-
deutet das jetzt für die deutsche Min-
derheit? Was bedeutet das für unse-
re Familienangehörigen? Diese Erfah-
rungen machen Juden und Jüdinnen 
auch. Und das hat mir geholfen, im 
Verständnis und in der Einarbeitung 
in mein Amt.«

Dass Felix Klein weder Pfarrer noch 
Geiger und auch nicht Wissenschaft-
ler wurde, wie es bei seinem familiä-
ren Background vielleicht nahegele-
gen hätte, sondern Jurist und Diplo-
mat, lag nicht zuletzt am Einfluss des 

United World College in Duino/Italien, 
das er die beiden letzten Jahre bis zum 
Abitur besuchte. Es ist eines von 18 Uni-
ted World Colleges, einer Bildungs
bewegung, der derzeit 18 internationa-
le Schulen angehören, an denen Schü-
ler aus über 120 Ländern koedukativ für 
zwei Jahre gemeinsam lernen und zu-
sammenleben. »In so einer internatio-
nalen Schule ist man als Deutscher im-
mer ein bisschen auch Vertreter seines 
Landes«, erinnert sich Klein. »Wir ka-
men aus über 80 Nationen und muss-
ten in Duino alle zusammen lernen.« 
Hier wurde auch der Grundstein für 
Kleins Sprachkompetenz gelegt. Neben 
Deutsch spricht er Französisch, Eng-
lisch, Italienisch und Spanisch. Die be-
sondere Erfahrung einer internationa-
len Schule weckte aber auch sein In-
teresse für den Beruf des Diplomaten. 

Von seinem Jurastudium profitiere 
er bis heute, meint Klein, denn »wenn 
man für die Bundesregierung arbeitet, 
sind juristische Einordnungen von Vor-
gängen unumgänglich. Ich habe nach 
dem Jurastudium in Deutschland noch 
ein Jahr in London studiert, Völkerrecht, 
und habe mich von da an systematisch 
auf die Diplomatenschule vorbereitet. 
Ich bin in der glücklichen Lage, dass ich 

in meinem Leben nur eine einzige Be-
werbung abschicken musste, nämlich 
die zur Diplomatenschule, und die hat 
dann auch gleich geklappt.«

Felix Klein begann seine Karriere im 
Auswärtigen Amt in Bonn als Referent 
für die Beziehungen zu den südameri-
kanischen Ländern Peru, Bolivien und 
Ecuador. Anschließend war er auf Aus-
landsstationen als Rechts- und Kon-
sularreferent in Jaunde/Kamerun so-
wie als stellvertretender Generalkonsul 
in Mailand tätig. 2001 promovierte er 
mit der Arbeit »Eherecht und Ehewirk-
lichkeit in Kamerun« an der Universität 
St. Gallen zum Dr. iur. Seit 2007 arbei-
tete er im Außenministerium.

Wird Klein darauf angesprochen, wie 
sich die sieben Jahre als Antisemitis-
musbeauftragter auf sein Leben aus-
gewirkt haben, wird er nachdenklich: 
»Es hat sich trotz meiner und der Ak-
tivitäten der gesamten Bundesregie-
rung leider die Gesamtsituation in Po-
litik und Gesellschaft bezüglich des 
Themas Antisemitismus verschlech-
tert. Das liegt vor allem an Faktoren, 
die wir nicht selbst in der Hand haben. 
Ich denke da insbesondere an den Ter-
roranschlag auf Israel vom 7. Oktober 
2023. Das war einer der schlimmsten 
Tage in der Geschichte Israels. 

Klein hat positiv erfahren, dass auch 
dank seiner Aktivitäten unsere Gesell-
schaft heute besser in der Lage ist als 
früher, systematischer und systemi-
scher mit antisemitischen Vorfällen 
umzugehen. Konkret heißt das: »Ich 
habe mehrere Gesetzesinitiativen in 
den letzten Jahren erfolgreich auf den 
Weg gebracht, unter anderem ist es 
nunmehr ein Straftatbestand, Fahnen 
eines anderen Landes zu verbrennen. 
Auch sind bundesweit Antisemitismus-
beauftragte an den Staatsanwaltschaf-
ten berufen worden. Wir müssen Anti-
semitismus bekämpfen, nicht nur im 
Interesse der jüdischen Gemeinschaft, 
sondern im Interesse unserer demo-
kratischen Gesellschaft. Wir haben da 
überhaupt keine Alternative.«

Gerade vor dem Hintergrund der Zu-
nahme der Straftaten nach dem 7. Ok-
tober ist Felix Klein in der breiteren Öf-
fentlichkeit vor allem als Antisemitis-
musbeauftragter bekannt und nicht so 
sehr als Beauftragter für jüdisches Le-
ben. »Zuerst muss die Community ge-
schützt werden«, betont er, »sie muss 
sicher leben können. Das ist der Pflicht-
teil, darauf zu achten, dass der Staat 
dafür sorgt, dass jüdische Einrichtun-
gen geschützt werden, dass der Verfas-
sungsschutz gut funktioniert, dass die 
Polizei gut aufgestellt ist. Der schönste 
Teil meines Jobs ist natürlich der gestal-
terische und ideelle: jüdisches Leben 

sichtbarer zu machen, Kulturprogram-
me vorzuschlagen, Ausstellungsprojek-
te mitzubegleiten. Ich habe nur wenig 
an Fördermitteln, aber ich kann doch 
Vieles vermitteln. Ich bin froh, dass 
trotz ihrer Bedrohung die jüdische Ge-
meinschaft, gerade weil sie so resili-
ent ist, sich nicht entmutigen lässt, und 
dass es weiterhin viele Kulturtage gibt 
und alle möglichen interreligiösen Pro-
jekte weiterlaufen. Das sollte natürlich 
die Bundesregierung und die Öffent-
lichkeit sehr positiv begleiten.«

Kürzlich gab es die Meldung, dass 
sich immer mehr jüdische US-Bürger 
um die deutsche Staatsbürgerschaft be-
mühen. »Mit die bewegendste Situation 
in den sieben Jahren meiner Amtszeit 
war«, sagt Klein, »dass ich am General-
konsulat New York einem Termin bei-
wohnen durfte, bei dem Menschen die 
deutsche Staatsbürgerschaft bekamen. 
Der Ansturm, man kann es wirklich gar 
nicht anders sagen, von Juden weltweit 
auf die deutsche Staatsangehörigkeit ist 
wirklich ein tolles Zeichen.«

In seiner Sitzung vom 11. Februar 2026, 
also kurz vor Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe, hat das Bundeskabinett ent-
schieden, Felix Klein zum Sommer die-
ses Jahres die Leitung der Ständigen Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutsch-
land bei der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) in Paris zu übertragen. 

In einer Pressemitteilung äußert 
sich Klein: »Verantwortung und Auf-
gabe bleiben groß. Doch dazu beitra-
gen zu können, den Kampf gegen An-
tisemitismus in Deutschland wirksa-
mer zu gestalten, insbesondere durch 
die Schaffung von Strukturen und die 
Bündelung von Kräften, war mir eine 
Freude und eine Ehre. Bis zu meinem 
Abschied werde ich mich meinem jet-
zigen Amt auch weiter jeden Tag mit 
voller Kraft und persönlichem Einsatz 
widmen.«

Über seine Nachfolge ist derzeit 
noch nicht entschieden.

Andreas Kolb ist Redakteur  
von Politik & Kultur

Felix Klein
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PERSONEN &  
REZENSIONEN

Politik & Kultur informiert über 
aktuelle Personal- und Stellen-
wechsel in Kultur, Kunst, Medien 
und Politik. Zudem stellen wir in 
den Rezensionen alte und neue 
Klassiker der kulturpolitischen Li-
teratur vor. Bleiben Sie gespannt – 
und liefern Sie gern Vorschläge an  
redaktion@politikkultur.de.

ZUR PERSON …

Margrit Lichtschlag ist neue 
Geschäftsführerin des NRW- 
Kulturrates
Seit Anfang des Jahres leitet Margrit 
Lichtschlag die Geschäftsstelle des 
Kulturrates NRW und folgt damit auf 
Catalina Rojas Hauser. Die Literatur-
wissenschaftlerin bringt umfassende 
Expertise an der Schnittstelle von 
Nachhaltigkeit und Kultur mit. Zu-
vor war Lichtschlag als selbstständi-
ge Kultur- und Nachhaltigkeitsbera-
terin tätig, leitete das Kulturamt der 
Stadt Essen und war geschäftsfüh-
rendes Vorstandsmitglied beim Rat 
für Kulturelle Bildung e. V. Weitere 
berufliche Stationen führten sie in 
das Management des WDR Sinfonie
orchesters Köln sowie zur Studienstif-
tung des deutschen Volkes.

Çağla Ilk wird Intendantin des 
Berliner Gorki Theaters
Ab 2026 wird Çağla Ilk die Intendan-
tin des Berliner Maxim Gorki Theaters. 
Die Architektin, Dramaturgin und Ku-
ratorin arbeitete bereits ab 2013 un-
ter Intendantin Shermin Langhoff am 
Maxim Gorki Theater und leitete dort 
unter anderem den interdisziplinären 
Herbstsalon, der Theater, Performance 
und Bildende Kunst verbindet. Zuletzt 
kuratierte Ilk den deutschen Pavillon 
der Venedig-Biennale 2024 und leite-
te gemeinsam mit Misal Adnan Yıldız 
die Kunsthalle Baden-Baden.

Brigitte Franzen wird Leiterin des 
Bauhaus-Archivs in Berlin
Brigitte Franzen wird zum 1. April 
2026 Direktorin des Bauhaus-Archivs – 
Museum für Gestaltung in Berlin. Seit 
Oktober 2024 leitet sie die Hochschule 
für Gestaltung (HfG) Offenbach und 
war zuvor Direktorin des Senckenberg 
Naturmuseums in Frankfurt am Main. 
Franzen forscht und publiziert zur 
Kunst und Kultur der Bauhauszeit und 
der Weimarer Republik. Am Bauhaus-
Archiv möchte sie ihre Forschungs-
schwerpunkte weiterentwickeln und 
die museale Arbeit stärken. Geplant 
ist unter anderem ein neues Pro-
gramm zu den »Bauhaus Art Schools«, 
bei dem die HfG Offenbach eine zen
trale Rolle spielen soll.

Ata Delbasteh ist neuer Dezernent 
für Schulen und Kultur in Mainz
Ata Delbasteh ist neuer Dezernent 
für Schulen und Kultur in Mainz. Der 
SPD-Politiker übernimmt damit Tei-
le des bisherigen Zuständigkeits
bereichs von Marianne Grosse. Im 
Zuge einer Neustrukturierung wurde 
der Kulturbereich aus dem Bau- und 
Kulturdezernat herausgelöst und mit 
dem Schuldezernat zusammenge-
führt. Der gebürtige Mainzer plant, in 
seiner neuen Funktion Schwerpunkte 
auf Bildungsgerechtigkeit, moderne 
Schulentwicklung und kulturelle Teil-
habe zu setzen sowie die freie Kultur-
szene zu stärken und neue Orte für 
kreative Begegnung zu schaffen.

Armin Petras wird Intendant  
am Theater Bremen
Der Regisseur und Dramatiker Armin 
Petras übernimmt ab der Spielzeit 
2027/28 die Intendanz am Theater 
Bremen. Dem Haus ist er bereits ver-
bunden: 2018/19 war er dort Haus
autor und Hausregisseur. Weitere Sta-
tionen führten ihn ans Staatstheater 
Kassel, ans Schauspiel Frankfurt sowie 
an die Spielstätte »schmidtstraße12« 
in Frankfurt am Main. Von 2006 bis 
2013 war er Intendant am Maxim Gorki 
Theater, anschließend am Schauspiel 
Stuttgart, und war zuletzt Co-Leiter 
der Schauspielsparte am Staatstheater 
Cottbus. Petras wurde für seine Stücke 
mehrfach ausgezeichnet, u. a. mit dem 
Else-Lasker-Schüler-Dramatikerpreis 
(2019) für sein Gesamtwerk und mit 
dem Ludwig-Mülheims-Theaterpreis.

Moralkultur
Die Entdeckung unserer Seltsamkeit

D er moralische Absolutismus 
unserer Zeit erdrückt Kom-
promisse und kennt kein 
Entrinnen. Debatten pola-

risieren das Wir und das Sie. Die mo-
ralisch korrekte Wortwahl wird kul-
turelles Erkennungszeichen. Deshalb 
muss man über Moral nachdenken. 
Zur rechten Zeit meldet sich der Phi-
losoph der Universität Utrecht Han-
no Sauer zu Wort. 

Seine Erzählung beginnt mit der 
Entstehung der Menschheit. Die Ent-
wicklung von Moralvorstellungen 
sieht er als Etappen kulturellen Fort-
schritts. Eine zentrale Referenz ist für 
ihn der kanadische Anthropologe Jo-
seph Henrich. Mit ihm spricht er dem 
westlichen Abendland genau das ab, 
was sonst nie hinterfragt wird: die 
Universalität der Vorstellung von 
dem, was Gut und Böse ist. Vielmehr 
sei es der Sonderweg einer Minderheit 
des Alten Europa und seiner »western, 
educated, industrialized, rich, demo-
cratic«, kurz WEIRD genannten Men-
schen. Sauer übersetzt das mit »die 
Seltsamen«. Nicht mehr Clan, Sip-
pe und Familie bestimme Kultur und 
persönliche Identität, sondern die 
prosoziale gesellschaftliche Moral-
norm. Die Kultur der Seltsamen sei 
von 2.000 Jahren katholischem Erb-, 
Familien- und Eherecht geprägt. 

Diese These erstaunt angesichts 
der inneren, widersprüchlichen Viel-
falt der westlich-abendländischen 
Kulturen. Aber sie auszuleuchten 
und zu durchdenken ist eine lehrrei-
che und anregende, teils auch gera-
dezu vergnügliche Denkübung. Zur 

Entdeckung unserer Seltsamkeit lädt 
uns Sauer ein. 

Vor Augen führt er uns auch die ge-
genwärtig so nervigen Trigger-Mecha-
nismen der Entrüstungsprofis. Eine 
Auseinandersetzung mit dem Stan-
dardwerk von Steffen Mau (Trigger-
punkte) wäre allerdings wünschens-
wert, ebenso vermisst man die Be-
schäftigung mit der einschlägigen 
Jenaer Soziologie oder Rutger Breg-
mans’ Plädoyer für das Gute. Trotz-
dem: Von Sauers Buch lässt man sich 
gerne einmal triggern.
Günther Bachmann

Hanno Sauer. Moral. Die Erfindung 
von Gut und Böse. Eine philosophische 
Geschichte zu moralischen Wertvorstel­
lungen. München 2023

Großvaters Lampenladen
Eine Spurensuche

S tarkstromzeit« von Aron Boks ist 
ein ungewöhnliches Buch über 
die DDR, das persönliche Erin-

nerungen, Familiengeschichte und 
Alltagsbeobachtungen miteinander 
verbindet. Ausgangspunkt ist eine in 
einer DDR-Zeitschrift entdeckte Lam-
pe – entworfen vom Großvater des  
Autors. Von diesen Leuchten ausge-
hend entwickelt Boks ein lebendiges 
Bild der Lebenswirklichkeit in einem 
Staat, der heute nicht mehr existiert. 

Die Großeltern führten einen eige-
nen Leuchten- und Dekorationsbetrieb  
 – einen der wenigen selbstständigen 
Betriebe in der DDR. Für den privaten 
Verkauf gestalteten sie Lampen mit 
Stoffschirmen und Troddeln, zugleich 
erhielten sie staatliche Aufträge zur 
Ausstattung von Ferienheimen und 
Hotels. Anhand dieser unternehme-
rischen Tätigkeit zeigt Boks anschau-
lich, wie sich Individualität und staat-
liche Vorgaben, Kreativität und Plan-
wirtschaft im DDR-Alltag begegneten. 
Nach dem Ende der DDR verschwin-
den auch die Lampen aus dem öffent-
lichen Raum. Für Aron Boks wird die-
ses Verschwinden zum Ausgangspunkt 
einer persönlichen Spurensuche. Er 
fragt, was aus den Entwürfen seines 
Großvaters geworden ist, wer sie viel-
leicht noch besitzt und welche Ge-
schichten sich mit ihnen verbinden. 
Alltagsgegenstände wie Lampen wer-
den zu Symbolen gesellschaftlicher 
Strukturen, persönlicher Erfahrun-
gen und der tiefgreifenden Verände-
rungen nach der Wende.

Insgesamt ist »Starkstromzeit« eine 
nachdenkliche und gut lesbare Spuren-
suche, zugleich nahbar und anschau-
lich, ohne belehrend zu wirken. Das 

Buch regt auf sehr persönliche Weise 
dazu an, über die jüngste Vergangen-
heit, die Erinnerung an die deutsche 
Teilung und die eigene Beziehung zur 
deutschen Geschichte nachzudenken.
Jörn Brunotte

Aron Boks. Starkstromzeit. Hamburg 
2025

Widerstände 
sichtbar machen
Jüdische Designerinnen der Moderne

M it »Widerstände. Jüdi-
sche Designerinnen 
der Moderne« rückt ein 
Buch eine lange ver-

nachlässigte Perspektive der Design-
geschichte ins Zentrum. Der reich be-
bilderte Band stellt mehr als 60  jü-
dische Designerinnen vor – von 
Keramikerinnen über Textil- und 
Modeschöpferinnen bis zu Grafike-
rinnen – und würdigt ihren prägen-
den Beitrag zur ästhetischen Erneue-
rung der angewandten Künste im frü-
hen 20. Jahrhundert. Zugleich erzählt 
er von den Brüchen, die Antisemitis-
mus, Berufsverbote, Verfolgung, Exil 
und Mord in ihre Lebenswege schlu-
gen. Deutlich wird: Diese Gestalte-
rinnen wirkten nicht am Rand, son-
dern im Zentrum der Moderne. Ihre 
Arbeiten prägten Alltagskultur und 
Konsumwelten der Weimarer Repu
blik, verschwanden jedoch infolge na-
tionalsozialistischer Verfolgung und 
historiografischer Ausblendung aus 
dem Kanon. 

Thematisch gegliedert in Kapi-
tel wie »Widerstände«, »Vorreiterin-
nen«, »Warenwelten« oder »Ins Dunk-
le«, verbindet der Band biografische 
Skizzen mit Objektanalysen und his-
torischen Kontexten. Geschlechter-
rollen, Konsumkultur und die schritt-
weise Entrechtung jüdischer Gestal-
terinnen greifen ineinander. Die 
Spannweite der Arbeiten reicht von 
avantgardistischer Mode bis zu zere-
moniellen Objekten; eindrücklich ist 
die Konfrontation mit nationalsozia-
listischer Propaganda.

»Widerstände. Jüdische Designerin-
nen der Moderne« schließt eine zen
trale Leerstelle der Designhistoriogra-
fie und macht deutlich, wie nachhal-
tig die emanzipatorische Praxis dieser 
Gestalterinnen bis heute wirkt: eine 
wichtige, längst überfällige Publika
tion zur Kultur- und Designgeschichte 
des 20. Jahrhunderts. Der Band über-
zeugt durch seine klare Struktur, die 
dichte Bildauswahl und die Verbin-
dung von Design-, Sozial- und Ge-
waltgeschichte. Er richtet sich an ein 
kunst- und kulturinteressiertes Pu
blikum und bietet zugleich zahlreiche 
Ansatzpunkte für weitere Forschung. 
Damit setzt das Buch Maßstäbe für 
zukünftige Arbeiten zur Moderne. 
Yvonne de Andrés

Jüdisches Museum Berlin, Michal Fried­
lander (Hg.). Widerstände. Jüdische 
Designerinnen der Moderne. München 
2025

Die Reise ihres Lebens
Mascha Kaléko

D ie Dichterin Mascha Kaléko 
galt als junger aufstrebender 
Stern in der Berliner und deut-

schen Kulturszene der Weimarer Re-
publik. Sie war regelmäßiger und gern 
gesehener Gast im Romanischen Café, 
dem zentralen Treffpunkt der Literaten 
und Intellektuellen in Berlin. Ihre Ge-
dichte wurden in Zeitungen gedruckt, 
ihr erster Gedichtband, das »Lyrische 
Stenogrammheft« erschien 1933 (!) im 
Rowohlt Verlag. Als Jüdin musste und 
konnte sie 1938 quasi im letzten Mo-
ment mir ihrem Mann und dem zwei-
jährigen Sohn in die USA auswandern. 
Hier erlebte ihr Erfolg eine abrupte 
lange Pause. Im Zentrum von Volker 
Weidermanns Buch steht Kalékos ers-
te Reise nach Deutschland nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Mit zwiespältigen 
Gefühlen reist sie 1956 zunächst nach 
Hamburg, dann auch in ihr geliebtes 
Berlin. Von ihren Erlebnissen, Begeg-
nungen und Gefühlen erfahren wir ins-
besondere aus den zahlreichen Briefen 
an den in New York gebliebenen Ehe-
mann Chemjo Vinaver. Mascha Kaléko 
erlebt diese Zeit in Deutschland wie in 
einem Rausch, sie wird wiederentdeckt, 
eingeladen, hofiert, gibt Interviews 
und begleitet die Neu-Auflage ihres Ly-
rikbandes. Immer wieder begegnen ihr 
neue »Wunder«, nicht zuletzt, als sie 
ihre seit 20 Jahren vermisste Schwes-
ter in Ost-Berlin wiederfindet. In ihren 
Briefen plant sie schon die endgültige 
Rückkehr mit ihrer Familie. Gleichzei-
tig weiß sie, dass sie sich im Land der 
Täter aufhält und dass viele der Men-
schen, denen sie begegnet, Mittäter 
oder Mitläufer waren. Sie beginnt zu 

spüren, dass sie auch in Deutschland 
keine echte Heimat mehr hat, ebenso 
wenig wie in den USA. Später wird sie 
mit ihrem Mann nach Israel auswan-
dern, aber auch hier kein wirkliches 
Zuhause mehr finden. 

Volker Weidermann schafft hier 
eine großartige Kombination aus Do-
kumentation einer ganz besonderen 
Reise und Liebeserklärung an eine 
Dichterin und Frau, die wie Millionen 
andere ihr Leben nicht so leben konn-
te, wie sie gewollt hätte, weil ein ver-
brecherisches System es nicht zuließ. 
Die Millionenauflage ihrer Gedichte 
hat Mascha Kaléko nicht mehr erlebt. 
Barbara Haack

Volker Weidermann. Wenn ich eine 
Wolke wäre. Mascha Kaléko und die 
Reise ihres Lebens. Kiepenheuer & 
Witsch 2025
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An dieser Stelle des Grünen Bandes in Thüringen sind zwei benachbarte Beobachtungstürme erhalten geblieben. Diese beiden Türme im Milzgrund und  
am Warthügel dienen heute dem Naturschutz

Seine Präsenz, seine 
Bekanntheit und das 
große lokale, regiona­
le, landes- aber auch 
bundesweite Engage­
ment für das Grüne 
Band sind seine Stärke

Symbol der friedlichen Revolution 
Der Natur- und Kulturraum Grünes Band

OLAF ZIMMERMANN

W as ist das Grüne Band? 
Ein fast 1.400 km lan-
ger grüner, bewachse-
ner, teils überwachse-

ner Geländestreifen, der von der Ostsee 
im Norden bis zum bayrisch-sächsisch-
tschechischen Dreiländereck im Süden 
reicht. Und ein teilweise ebenso grü-
ner Streifen, der die Länder Branden-
burg und Berlin trennt, sowie die oft-
mals graue Trennlinie zwischen ehema-
ligem Ost- und Westteil Berlins. Oder 
um es kurz zu sagen: Das Grüne Band 
ist der heutige Flächenverbund der ehe-
maligen deutsch-deutschen Grenze.

Es ist das große, gar nicht hoch 
genug zu schätzende Verdienst des 
BUND, sich direkt nach der Öffnung der 
deutsch-deutschen Grenze dafür stark 
gemacht zu haben, dass die gefallene 
Grenze als Grünes Band erhalten bleibt. 
Schon während der Teilung konnte 
sich – insbesondere auf dem östlichen 
Teil der Grenze – eine beeindrucken-
de Fauna und Flora entwickeln. Dör-
fer waren geräumt worden, die Gren-
ze scharf bewacht, auch das »Hinter-
land« durfte nur mit Sondererlaubnis 
betreten werden, und an industrielle 
Landwirtschaft war kaum zu denken. 
Aber auch auf der westlichen Seite der 
Grenze wurde mit Schildern »Halt hier 
Zonengrenze« sehr nachdrücklich da-
rauf hingewiesen, dass nicht bis an die 
Grenze gegangen werden durfte.

Diese Sondersituation ließ es zu, 
dass bedrohte Tier- und Pflanzenarten 
in diesem Grenzstreifen überleben und 
sich entwickeln konnten.

Das große Verdienst des BUND be-
steht darin, sich für den Erhalt die-
ses Grenzstreifens als Naturschutz-
gebiet mit aller Kraft einzusetzen. Be-
reits am 9. Dezember 1989 verabschie-
deten Umwelt- und Naturschützer aus 

der Bundesrepublik und der DDR eine 
gemeinsame Resolution für den Schutz-
raum »Grünes Band«. Hier wurde auch 
der Name geboren. In den 1990er Jah-
ren wurde sich mit Nachdruck für diesen 
Schutzraum eingesetzt. Es wurde sich 
mit aller Kraft gegen landwirtschaftliche 
Übernutzung gestemmt, Flächen wur-
den aufgekauft und 1999 das Projektbüro 
Grünes Band, heute Kompetenzzentrum 
Grünes Band, in Nürnberg gegründet. 

Darüber hinaus wurde der Schulter-
schluss mit anderen europäischen Ini-
tiativen gesucht, sodass die »European 
Green Belt«-Bewegung entstand, die 
vom Nordmeer bis zum Schwarzen Meer 
reicht und Umwelt- und Naturschützer 
aus verschiedenen Ländern eint.

Heute ist das Grüne Band zumindest 
in Deutschland ein Begriff. Es ist teilwei-
se touristisch erschlossen, Ehrenamt
liche übernehmen die Pflege von Flä-
chen, und viele Flächen stehen unter 
Naturschutz. Bereits seit den 2010er  Jah-
ren wird sich für die Anerkennung des 
Grünen Bands als UNESCO-Weltnatur-
erbe eingesetzt, und es wurden ent-
sprechende Gutachten vorgelegt, die 
die Welterbefähigkeit belegen. Von den 
Anrainerländern setzt sich insbeson-
dere Thüringen bereits seit langem mit 
Nachdruck für das Grüne Band als Welt-
naturerbe ein und hat diverse Projekte 
finanziell gefördert, um das Vorhaben 
voranzubringen. Die Kulturministerkon-
ferenz hat im Dezember 2023 entschie-
den, das Grüne Band auf die Tentativliste 
für künftige Anmeldungen zum Weltna-
turerbe zu setzen und einen Prüfauftrag 
für die Einreichung einer gemischten 
Welterbestätte erteilt. Es wäre im Übri-
gen die erste gemischte Welterbestätte 
in Deutschland.

Seine Präsenz, seine Bekanntheit und 
das große lokale, regionale, landes- aber 
auch bundesweite Engagement für das 
Grüne Band sind seine Stärke.

Doch was ist die Schwäche? Genau das-
selbe. Wenn ich mit Menschen über das 
Grüne Band spreche, assoziieren die 
meisten damit ein Naturschutzgebiet. 
Bereits die Bezeichnung Grünes Band 
weckt mit dem Adjektiv »grün« sofort 
die Assoziation, dass es sich um ein Na-
turschutzvorhaben handelt. Der wichti-
ge kulturelle Aspekt schwingt nicht mit.

Diese Beobachtung schmälert nicht, 
dass sich der BUND von Beginn an be-
müht, die kulturelle Dimension mitzu-
denken und den Kontakt zu denjenigen 
sucht und pflegt, die insbesondere die 
erinnerungskulturelle Dimension des 
Grünen Bandes im Blick halten. Hierzu 
zählen beispielsweise die Grenzmuseen 
oder die verschiedenen Initiativen und 

Institutionen, die sich für Kunst im öf-
fentlichen Raum entlang der ehemali-
gen Grenze einsetzen. 

Das Grüne Band als Kulturraum zu 
begreifen und zu erschließen, heißt, 
sich mit der materiellen und der im-
materiellen Geschichte des Ortes aus-
einanderzusetzen. 

Die materielle Geschichte manifes-
tiert sich in den Denkmalen an der ehe-
maligen innerdeutschen Grenze. Hierzu 
gehören ehemalige Wachtürme, Grenz-
steine, der Kolonnenweg und andere 
Artefakte. Nachdem unmittelbar nach 
dem Mauerfall zuerst das Bestreben 
bestand, diese Grenzrelikte abzurei-
ßen, begann schon bald die fachliche 
Auseinandersetzung in den jeweiligen 

Denkmalschutzämtern vor Ort, die Ar-
tefakte unter Denkmalschutz stellten, 
womit die Verpflichtung verbunden ist, 
sie zu erhalten. Ebenso gilt es die Bo-
dendenkmale zu erfassen. Eine Aufgabe, 
die den entsprechenden Behörden vor 
Ort obliegt. 

Doch ist eine solche Erfassung, die 
eine hoheitliche Aufgabe ist, nur der ers-
te Schritt. Es muss sich wissenschaftlich 
mit der Frage auseinandergesetzt wer-
den, um was für eine Grenze es sich han-
delt. Bereits jetzt kann meines Erachtens 
festgehalten werden, dass eine weltweite 
Besonderheit darin liegt, dass diese von 
der DDR erbaute Grenze nicht in erster 
Linie gegen Feinde von außen gerichtet 
war, sondern gegen die eigene Bevölke-
rung, die mit Waffengewalt daran gehin-
dert werden sollte, das Land zu verlas-
sen. Dieses Alleinstellungsmerkmal ge-
genüber anderen Grenzanlagen, die be-
reits UNESCO-Welterbe sind oder zur 
Nominierung anstehen, sollte auf seine 
Tragfähigkeit geprüft werden.

Eine weitere Herausforderung be-
steht darin, den Blick von außen ein-
zunehmen. Bereits die für ein UNESCO-
Welterbenominierungsverfahren ver-
bindliche Vorprüfung wird von nicht-
deutschen Expertinnen und Experten 
vorgenommen. Im UNESCO-Kontext 
entscheiden internationale Expertin-
nen und Experten. Sie werden in der 
Regel weder von Marienborn noch von 
Schifflersgrund oder Mödlareuth etwas 
gehört haben. Die Berliner Mauer wird 
den meisten etwas sagen, doch kann 
sie und kann der 1.400 Kilometer lan-
ge Grenzstreifen quer durch Deutsch-
land mit dem Limes, mit der Chinesi-
schen Mauer oder anderen UNESCO-
Welterbestätten verglichen werden? 

Haben sie die gleiche Bedeutung für 
das Erbe der Menschheit? Was macht 
den Natur- und Kulturraum Grünes Band 
im Vergleich mit diesen bestehenden 
Welterbestätten und anderen Nominie-
rungen aus? Was ist das internationale 

Alleinstellungsmerkmal? Das im Aus-
tausch mit Expertinnen und Experten 
aus der Wissenschaft herauszuarbei-
ten oder zumindest den Prozess anzu-
schieben und zu begleiten, gehört zu den 
wesentlichen Aufgaben des Büros von 
BUND und Deutschem Kulturrat, das 
mit Unterstützung des Thüringer Um-
weltministeriums beim Deutschen Kul-
turrat angesiedelt ist. Das Büro soll den 
Bewerbungsprozess für das Grüne Band 
als Kultur- und Naturwelterbestätte der 
UNESCO unterstützen. 

Die Nominierung einer Welterbe-
stätte ist ein anspruchsvolles Vorha-
ben: Sie muss fachlichen Anforderun-
gen standhalten. Sie muss im inter-
nationalen Vergleich herausstechen, 
dies insbesondere bei einer Nominie-
rung aus Deutschland, dem Land, das 
schon sehr viele UNESCO-Welterbe-
stätten hat. Und es muss ein schlüssiges 
Managementkonzept vorliegen.

Letzteres stellt alle Anrainerländer 
des Natur- und Kulturraum Grünes 
Band vor die Herausforderung, über 
die eigene Landesgrenze hinaus Ver-
antwortung zu übernehmen. Besonders 
herausfordernd ist dabei, Kultur und 
Natur zusammendenken und hieraus 
eine schlüssige, nachvollziehbare und 
nachhaltige Konzeption zu entwickeln. 

Der Natur- und Kulturraum Grü-
nes Band ist eine große Chance für 
Deutschland und auch Europa zu zei-
gen, wie eine brutale Grenze durch den 
Mut von Menschen überwunden wurde, 
ohne dass auch nur ein Schuss fiel und 
kein Mensch dabei getötet wurde. Ge-
rade in der heutigen Zeit ist dieses Bei-
spiel wichtiger denn je. 

Der Natur- und Kulturraum Grünes 
Band ist das Symbol der friedlichen Re-
volution in Deutschland, ein Teil der 
deutschen Geschichte auf den wir ge-
meinsam wirklich stolz sein können.

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates

Politik & Kultur | Nr. 03/26 | März 2026 15ERINNERUNGSORTE DEUTSCHE TEILUNG



SCHLESWIG-HOLSTEIN

D as Grüne Band ist ein besonderer Kul-
turraum, der sich entlang der ehemali-
gen innerdeutschen Grenze entwickelt 
hat – auch in Schleswig-Holstein. Hier 

verdichten sich Landschaft, Geschichte und Erinne-
rung zu einem Raum, der zeigt, wie eng Natur und 
kulturelles Gedächtnis miteinander verbunden sind. 
Damit ist es weit mehr als ein Naturschutzprojekt.

Das Grüne Band verläuft im Norden durch offe-
ne Kulturlandschaften, entlang ehemaliger Grenz-
linien, Wege und Übergänge. Was früher trennte, 
ist heute ein Raum der Begegnung, der zur Ausei-
nandersetzung mit Geschichte einlädt. 

Orte wie die Grenzdokumentationsstätte 
Lübeck-Schlutup machen die Teilung Deutsch-
lands und ihre Folgen anschaulich. Sie erinnern 
daran, dass Freiheit, kultureller Austausch und of-
fene Räume keine Selbstverständlichkeit sind, son-
dern gesellschaftliche Errungenschaften.

Das Grüne Band bewahrt diese Erinnerung 
nicht in abgeschlossenen Räumen, sondern in 
der Landschaft selbst. Wege entlang der frühe-
ren Grenze, Informationstafeln, Gedenkorte und 
Vermittlungsangebote verbinden historische Bil-
dung mit Naturerfahrung. Gerade diese Verbin-
dung macht den Kulturraum Grünes Band so wirk-
sam: Geschichte wird nicht nur erzählt, sondern 
im Gehen, Verweilen und Wahrnehmen erfahrbar.

Das Grüne Band ist zugleich ein Ort der Gegen-
wart. Es steht für neue Formen von Teilhabe, für 
nachhaltigen Tourismus, für Bildungsangebote und 
kulturelle Projekte, die sich mit Erinnerung, Um-
welt und regionaler Identität befassen – im ver-
antwortungsvollen Einklang mit Naturschutz so-
wie den berechtigten Interessen von Wirtschaft 
und Landwirtschaft. In Schleswig-Holstein zeigt 
sich hier, wie Kulturlandschaften wachsen können: 
nicht durch Überformung, sondern durch behut-
sames Weiterdenken dessen, was da war und ist.

Das Grüne Band erinnert daran, dass Kultur 
auch in Natur-Räumen stattfindet, die ebenfalls 
Geschichte in sich tragen. Als lebendiger Kultur-
raum lädt es dazu ein, Vergangenheit zu verste-
hen, Gegenwart zu gestalten und Verantwortung 
für die Zukunft zu übernehmen.

Dorit Stenke ist Ministerin für Allgemeine  
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Bundesländer an der ehemaligen Grenze
Vier Kulturminister antworten auf unsere Frage zum Kulturraum Grünes Band

MEHR DAZU

Für diese Ausgabe haben wir alle Kulturminis-
terinnen und -minister der an das Grüne Band 
anrainenden Bundesländer gebeten, in einem 
kurzen Text die Frage zu beantworten: Welche 
Bedeutung hat das Grüne Band als Kulturraum 
für Ihr Bundesland und die dort lebenden Men-
schen? Vier Ministerinnen und Minister haben 
uns geantwortet.

An der Grenzgedenkstätte Helmershausen: ein längeres Stück des alten Grenzzauns 1, der Kfz-Sperrgraben und der Kolonnenweg
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NIEDERSACHSEN

D as Grüne Band als Denkmal der deut-
schen Teilung von 1945 bis 1989 ist ei-
nerseits ein wertvoller Naturraum. Es 
ist aber auch lebendiges Zeugnis deut-

scher Geschichte und ein Symbol für die wieder-
gewonnene Freiheit und Einheit der Deutschen. 
Entlang der früheren innerdeutschen Grenze er-
streckt sich heute ein grüner Streifen, der Natur, 
Kultur und Erinnerung miteinander verbindet. In 
Niedersachsen zieht sich das Grüne Band durch 
unterschiedliche Kultur- und Naturlandschaften. 
Es steht also nicht nur für ökologische Vielfalt, 
sondern auch für kulturelle Identität.

Hier treffen Geschichte und Geschichten auf
einander: von Trennung und Überwindung, von 
Menschen, deren Alltag durch die Grenze geprägt 
war. Zahlreiche Denkmale und Erinnerungsorte ma-
chen diese Vergangenheit sichtbar. Seit der Rück-
kehr des Amtes Neuhaus in den Landkreis Lüneburg 
1993 gehört auch ein Abschnitt auf früherem DDR-
Gebiet zu Niedersachsen. Davon zeugen die erhal-
tenen Wachtürme als stille Mahnmale des bruta-
len Grenzregimes. Sie erinnern an die Zeit, als die 
Grenze nicht nur Landschaften, sondern auch Le-
ben teilte. Ebenso ist die Dömitzer Eisenbahnbrücke 
als technisches Denkmal und Mahnmal der deut-
schen Teilung heute mit seinem Skywalk ein Erleb-
nis- und Lernort für Natur- und Kulturinteressierte: 
Hier werden Geschichte, Technik, Natur und poli-
tische Bildung anschaulich miteinander verbun-
den. Das von Thüringen und Niedersachsen ge-
meinsam finanzierte Grenzlandmuseum Eichsfeld 
in Teistungen vermittelt als authentischer histori-
scher Lernort die Geschichte der deutschen Teilung 
und des DDR-Grenzregimes wissenschaftlich fun-
diert an ein breites Publikum. Hier wird Geschich-
te nicht nur erklärt, sondern insbesondere jünge-
ren Generationen erlebbar gemacht.

Das Grüne Band ist aber nicht nur ein Ort des 
Erinnerns. Kulturinitiativen, Kunstprojekte und 
regionale Initiativen greifen die besondere Ge-
schichte auf und schaffen neue Perspektiven. 
Künstlerinnen und Künstler nutzen die Landschaft 
als Bühne, um Themen wie Freiheit, Natur und 
Zusammenhalt kreativ zu interpretieren. 

Für die hier lebenden Menschen ist das Grüne 
Band ein Stück Heimat mit besonderem Charak-
ter. Es bietet Raum für Erholung, für kulturelle 
Teilhabe und für das Bewusstsein, dass aus ei-
ner Grenze ein verbindendes Band geworden ist. 
Dies macht das Grüne Band zu einem besonde-
ren Kulturraum – einem Ort, an dem Geschichte, 
Natur und Kultur gemeinsam Zukunft gestalten.

Falko Mohrs, Niedersächsischer Minister  
für Wissenschaft und Kultur

Hier treffen Geschichte und 
Geschichten aufeinander

SACHSEN-ANHALT

V on den Elbauen im Landesnorden bis 
Benneckenstein im Harz verläuft das Grü-
ne Band im Westen Sachsen-Anhalts ent-

lang der ehemaligen Grenze zwischen Bundes-
republik Deutschland und Deutscher Demokra-
tischer Republik. So vielfältig wie das Land zieht 
es sich auf fast 1.400 km durch Deutschland und 
12.500 km durch ganz Europa. Was einst den Kon-
tinent entlang des »Eisernen Vorhangs« durch-
riss, verbindet heute wortwörtlich ein geeintes 

Europa. Den menschenfeindlichen Todesstreifen 
des DDR-Unrechtsregimes verwandelt das Grü-
ne Band in eine Lebenslinie und ein nationales 
Naturmonument.

Dieses Band verbindet damit nicht allein schüt-
zenswerte Naturräume, es verknüpft auch die Ge-
schichte mit unserer Gegenwart: Damit schafft das 
Grüne Band einen einzigartigen Raum europä
ischer Erinnerungskultur. Zu einem Zeitpunkt, an 
dem unter 40-Jährige keine eigenen Erinnerun-
gen mehr an die Zeit der Deutschen Teilung ha-
ben können, ist seine Bedeutung für kommende 
Generationen kaum hoch genug einzuschätzen.

Das Grüne Band reiht eine Vielzahl bemerkens-
werter Orte aneinander. Einer von ihnen ist Sta-
pelburg bei Wernigerode. Hier im Harz fand im 
November 1989 die erste Grenzöffnung jenseits 
von Berlin statt, hier brach sich die Freiheit Bahn. 
Bis dato ein wissenschaftliches Desiderat, legt das 
Institut für Landesgeschichte am Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt 
(LDA) nun seine erste Publikation zu diesem ge-
schichtsträchtigen Ort vor. »Vom Grenzraum zum 
Grünen Band. Interdisziplinäre Entdeckungen im 
Harzort Stapelburg« ist das Ergebnis mehrjähriger 
Forschungen unterschiedlicher Disziplinen. Ins-
gesamt zehn Studien aus den Bereichen Landes
geschichte, Baugeschichte, Denkmalpflege, Kunst-
geschichte, Archäologie und Biologie leisten lokale 
Tiefenbohrungen. Die Betrachtungen suchen nach 
der Geschichte des Ortes, forschen dessen Ökolo-
gie nach oder berichten von Grabungen zum All-
tag dort stationierter Grenztruppen. Entstanden 
ist ein lesenswerter Band voller Perspektivwechsel, 
ein wertvoller Beitrag zur Reflexion unserer jün-
geren und bisweilen bereits verblüffend weit ent-
fernten Geschichte. Wer die vielen Dimensionen 
des Grünen Bandes besser verstehen will, dem sei 
der Blick auf Stapelburg und ein Ortsbesuch sehr 
ans Herz gelegt.

Rainer Robra, Staatsminister und Minister  
für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt;  
Ansgar Lorenz, Referent, Staatskanzlei und Minis­
terium für Kultur des Landes Sachsen-Anhalt

Das Grüne Band reiht eine 
Vielzahl bemerkenswerter 
Orte aneinander

BRANDENBURG

D as Grüne Band ist für Brandenburg weit 
mehr als ein Naturprojekt. Entlang der ehe-
maligen innerdeutschen Grenze hat sich ein 

einzigartiger Kulturraum entwickelt, der Geschichte, 
Landschaft und das Leben der Menschen miteinan-
der verbindet. Wo früher Stacheldraht, Wachtürme 
und Sperrzonen den Alltag prägten, erstreckt sich 
heute ein Band der Erinnerung und der Begegnung.

Für Brandenburg besitzt das Grüne Band eine 
besondere historische Bedeutung. Es erinnert an 
die Zeit der deutschen Teilung und macht diese Ge-
schichte im Alltag sichtbar. Zeugnisse der ehemali-
gen Grenzanlagen entlang des Bandes ermöglichen 
es, Vergangenheit erfahrbar zu machen. Jahrzehn-
telang war die Elbe in dem Bereich unzugänglich. 
Die Grenztürme bei Gandow, in Cumlosen und Len-
zen sind eindrückliche Zeugen dieser Geschich-
te. Für viele Menschen in der Region ist das Grü-
ne Band Teil ihrer eigenen Biografie – ein Ort, an 
dem persönliche Erinnerungen mit der großen 
Geschichte verknüpft sind.

Gleichzeitig ist das Grüne Band ein wichtiger so-
zialer und kultureller Raum. Der Elbe-Radweg, 
Wanderwege, regionale Feste und verschiedenste 
Projekte fördern den Austausch zwischen Bürgern 
und Gemeinden und stärken das Gemeinschafts-
gefühl. Die Region gewinnt dadurch an Identität 
und Zusammenhalt. Das Grüne Band bietet Raum 
für Begegnungen, für Erholung und für kulturelle 
Aktivitäten, die das Leben im ländlichen Branden-
burg bereichern. Dies spiegelt sich auch im Projekt 
»Erlebnis Grünes Band« wider, welches den Auf-
bau eines Informationsangebots, einer einheit
lichen Beschilderung, die Ausweisung von Rad- und 
Wanderwegen sowie die Einrichtung von verschie-
denen Ausstellungen und so genannten Grenz
erfahrungspunkten zum Inhalt hat. Das Besucher-
zentrum auf der Burg Lenzen gewährt mit seinen 
Dauerausstellungen und wechselnden Sonder
ausstellungen vielfältige Einblicke in die Natur- 
und Kulturgeschichte der Region.

Nicht zuletzt hat das Grüne Band auch eine 
wichtige wirtschaftliche Bedeutung. Sanfter Tou-
rismus, regionale Produkte und Umweltbildung 
schaffen neue Perspektiven für strukturschwache 
Regionen. So steht das Grüne Band in Brandenburg 
symbolisch für den Wandel: vom Ort der Trennung 
zu einem Raum der Verbindung, der Natur, Kul-
tur und menschliches Miteinander auf besonde-
re Weise vereint.

Manja Schüle ist Ministerin für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur des Landes Brandenburg

Das Grüne Band bietet Raum 
für Begegnungen, für Er­
holung und für kulturelle 
Aktivitäten
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Mehr als ein Über-
blick im Geschichts­
buch geht die Begeg­
nung mit Zeitzeugen 
und Zeitzeugnissen 
unter die Haut

Wer sich diesen Traum 
nicht nehmen ließ, 
wer sich nicht ein­
schüchtern und ab­
schrecken ließ, be­
zahlte unter Umstän­
den mit dem Leben

Mauersegment am Ortsrand des thüringischen Dorfes Görsdorf
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Vom Schießbefehl zum Kulturraum 
Die Bedeutung der 
Erinnerungskultur

MONIKA GRÜTTERS

37 Jahre nach der Aufhebung 
des Schießbefehls an der 
innerdeutschen Grenze, 
dreieinhalb Jahrzehnte 

nach der Friedlichen Revolution sind 
die Spuren des DDR-Grenzregimes 
nahezu verschwunden: die Mauer, die 
Zäune, die Wachtürme, die Schussap-
parate und Minen, das schwere Kriegs-
gerät und die Maschinengewehre, mit 
denen etwa 50.000 Mann einen Staat 
zum Gefängnis für seine Bürgerinnen 
und Bürger machten und den totalitä-
ren Machtanspruch der SED-Diktatur 
durchzusetzen halfen. 

Bei allem Verständnis für das Bedürfnis 
der Menschen, die im Schatten der Mau-
er leben mussten, diese Spuren der Tei-
lung und Trauer in ihrer Nähe zu besei-
tigen: Viele Einheimische und Besucher 
empfinden es als Verlust, heute kaum 
noch sichtbare Zeichen der SED-Dikta-
tur im Stadt- und Naturraum zu finden 
und damit dieses wichtige dunkle Kapi-
tel unserer Geschichte beinahe aus dem 
kollektiven Gedächtnis zu tilgen.

Das darf nicht passieren – zu wenig 
ist gerade der nachgeborenen Genera-
tion bewusst, was hier mitten in unse-
rem Land noch vor Kurzem an Leid ge-
schehen ist.

Natürlich lässt sich die Grausamkeit 
dieses Grenzregimes auch ohne sicht-
bare Spuren vergegenwärtigen: etwa 
in den Dienstanweisungen, die Men-
schen in kalter Technokratensprache 
im wahrsten Sinne des Wortes zum Ab-
schuss freigaben. 

Die 1977 für die Grenzregimenter er-
lassene Dienstverordnung DV 718/0/002 
zum »Einsatz der Grenztruppen zur Si-
cherung der Staatsgrenze« erteilte in 
präzisem Verwaltungsdeutsch Instruk
tionen zur Verfolgung so genannter 
»Grenzverletzer« und formulierte un-
missverständlich, was dabei erwartet 
wurde: »Die Verfolgung hat das Ziel, 
Grenzverletzer in kürzester Zeit und 
unter Ausnutzung des Geländes fest-
zunehmen oder zu vernichten.« 

Solche Anweisungen zur »Vernich-
tung« von »Grenzverletzern« finden 
sich an mehreren Stellen; zusammen 
mit den Regelungen im DDR-Grenz
gesetz und öffentlichen Äußerungen 
der SED-Führung umschreiben sie jene 
totalitäre Praxis der Grenzsicherung, 
die unter dem Stichwort »Schießbefehl« 
subsumiert wird und die jeden Traum 
von Freiheit im Keim ersticken sollte. 

Wer sich diesen Traum dennoch 
nicht nehmen ließ, wer sich nicht ein-
schüchtern und abschrecken ließ, be-
zahlte unter Umständen mit dem Leben  
 – so wie der 15-jährige Heiko Runge: 
Zusammen mit seinem gleichaltri-
gen Freund Uwe Fleischhauer wagte 
er am 8. Dezember 1979 im Kreis Wer-
nigerode die Flucht. Gut 100 Meter 
vor dem Grenzzaun liefen die jugend
lichen »Grenzverletzer« den alarmier-
ten Grenzsoldaten in die Arme. Auf bei-
de wurden, weil sie nicht stehen blieben, 
insgesamt 51 Schüsse abgefeuert. Uwe 
Fleischhauer überlebte. Heiko Run-
ge wurde, der Dienstverordnung DV 
718/0/002 entsprechend, »vernichtet«.

Jedes einzelne derartige Schicksal er-
zählt von der Unmenschlichkeit der 
SED-Diktatur und von der Gnadenlosig
keit eines totalitären Regimes; und jede 
dieser Geschichten findet eine Fortset-
zung in weiteren Geschichten von Leid 
und Unrecht. Denn Familien und Freun-
de der »Grenzverletzer« wurden massiv 
ausgespäht und sahen sich den Schika-
nen, Repressionen und Zermürbungs-
strategien des Staatssicherheitsdiens-
tes ausgesetzt.

Persönlichen Geschichten Gehör zu 
schenken, individuellen Schicksalen 

Aufmerksamkeit zu verschaffen und 
hinter abstrakten Zahlen den einzel-
nen Menschen sichtbar zu machen  
 – das sind wir den Opfern staatlicher 
Unterdrückung und Gewalt schuldig, 
auch und nicht zuletzt jenen, die an der 
innerdeutschen Grenze für Freiheit und 
Selbstentfaltung ihr Leben ließen. 

Sowohl für ein würdiges Gedenken 
als auch für die politische Bildung ge-
rade junger Menschen, für das Lernen 
aus Diktaturerfahrungen und die Sensi-
bilisierung für den Wert demokratischer 
Freiheitsrechte ist die Konfrontation mit 
den erschütternden Geschichten hinter 
der leidvollen deutsch-deutschen Tei-
lungsgeschichte unverzichtbar: Denn 
mehr als ein Überblick im Geschichts-
buch geht die Begegnung mit Zeitzeu-
gen und Zeitzeugnissen unter die Haut, 
sei es in persönlichen Gesprächen, sei es 
in Filmen und Büchern, sei es in Doku
mentationen und vor allem auch an au-
thentischen Erinnerungsorten. 

Deshalb war es wichtig und ist es 
richtig, dass entlang der ehemaligen 
deutsch-deutschen Grenze, dass im 
Verlauf des sogenannten Mauerstrei-
fens ein Grünes Band entstanden ist. 
So bleibt die deutsch-deutsche Tei-
lung in Erinnerung – positiv gewen-
det als Naturraum, aber markiert mit 
wichtigen geschichtlichen Stationen, 
die anhand einzelner Ereignisse die 
Monstrosität dieser 1378 km langen 
Grenze in Erinnerung verwahren. Die 
Mauer, die West-Berlin umschloss, war 
155 km lang – an 29 Standorten entlang 
des Weges wird an die Toten an der 
Berliner Mauer erinnert. Der zentrale 

Gedenkort für die Opfer der Mauer be-
findet sich auf dem Areal der Gedenk-
stätte in der Bernauer Straße in der 
Mitte der Hauptstadt. 

Markante Stationen entlang der Mau-
er gibt es in ganz Deutschland – z. B. in 
Bayern/Thüringen der Ort Mödlareuth; 
41 Jahre lang verlief die innerdeutsche 
Grenze mitten durch das Dorf. In Hes-
sen ist es die Station Point Alpha, an der 
sich die Vorposten von NATO und War-
schauer Pakt bis zum Jahr 1990 gegen-
überstanden – es war einer der heißes-
ten Punkte im Kalten Krieg. 

In Sachsen-Anhalt liegt der ehemals 
größte Grenzübergang Marienborn. 
Dort versuchte der 23-jährige Zimmer-
mann Fred Woitke aus Eisenhüttenstadt 
am 21. April 1973 mit einem LKW die 
DDR-Grenze zu durchbrechen. Sein 
Fluchtfahrzeug überschlug sich an der 
Straßenrollsperre, woraufhin vier Gren-
zer das Feuer auf den Fliehenden eröff-
neten. Woitke verstarb wenige Stunden 
später im Krankenhaus.

Die Dokumente, die er zu diesem 
Zeitpunkt bei sich trug, gelangten 
aus den Beständen des Ministeriums 
für Staatssicherheit in den Besitz des 
Bundesarchivs. Dieses stellt die Objek-
te mit Unterstützung der Angehörigen 
der Öffentlichkeit zur Verfügung. Sie 
sind nun erstmals am Ort der Ermor-
dung Woitkes zu sehen und erinnern an 
das Leben des jungen Mannes. Insbe-
sondere Woitkes von einem Einschuss-
loch gezeichneter Sozialversicherungs-
ausweis symbolisiert die Brutalität des 
DDR-Grenzregimes.

Zur notwendigen Aufarbeitung der 
SED-Diktatur gehören das Erinnern und 
Gedenken an die Opfer, gehört die Aus-
einandersetzung mit ihren Schicksa-
len, dazu gehört aber auch die umfas-
sende wissenschaftliche Erforschung 
der DDR-Geschichte und des SED-
Unrechts. Um das Geschehene einord-
nen zu können, um es politisch, histo-
risch, rechtlich und moralisch bewer-
ten und vergleichen zu können, um sei-
ne Ursachen und Folgen benennen und 
daraus die richtigen Schlüsse ziehen 
zu können, braucht es eine buchstäb-
lich anschauliche Erinnerungsarbeit – 

die Erzählung der Zeitzeugen und die 
Wirkung authentischer Orte sind kaum 
durch andere Formate zu überbieten.

Erinnerung verdienen die Opfer 
staatlicher Unterdrückung und Ge-
walt, nicht zuletzt jene, die an der in-
nerdeutschen Grenze für ihre Sehn-
sucht nach Freiheit mit dem Leben 
bezahlten. Erinnerung bedeutet aber 
auch, den Mut all jener DDR-Bürgerin-
nen und -Bürger anzuerkennen, die sich 
den Traum von einem selbstbestimm-
ten Leben selbst hinter Mauern und 
Stacheldraht nicht nehmen ließen und 

deren Sehnsucht nach Freiheit schließ-
lich 1989 revolutionäre Kraft entfaltete. 
Denn Erinnerung bietet große Chancen 
für die Zukunft. Erinnerung kann Men-
schen, die den Schrecken eines tota
litären Unrechtsregimes nie selbst erle-
ben mussten, den Wert demokratischer 
Grundrechte wie auch die Gefahren to-
talitärer Ideologien vermitteln.

So war der Mauerbau vor 60 Jahren so-
wohl Bankrotterklärung der kommu-
nistischen Diktatur als auch Fanal der 
28 Jahre währenden Spaltung Europas 
in zwei Welten. In der einen war Frei-
heit offener Lebensraum, in der ande-
ren nur heimlicher Lebenstraum. Es 
sind insbesondere die Zeitzeugnis-
se des menschenverachtenden DDR-
Grenzregimes, die uns das Wunder der 
Friedlichen Revolution vor 36 Jahren 
vor Augen führen: Was für ein Glück, 
was für ein Geschenk – vor allem aber: 
Was für ein Triumph der Demokratie-
bewegung über den totalitären Macht-
anspruch der SED-Diktatur! 

Was für ein Triumph der Freiheit 
über Unfreiheit und Unterdrückung! 

Was für ein Triumph des Rechtsstaats 
über das kommunistische Unrechts-
regime! 

Was für ein Triumph jener Werte, für 
die Menschen hier an der innerdeut-
schen Grenze ihr Leben riskierten und 
vielfach verloren – jener Werte, für die 
Hunderttausende DDR-Bürgerinnen 
und Bürger im Herbst 1989 mutig und 
selbstbewusst ihre Stimme erhoben 
und für die Oppositionellen und Bür-
gerrechtler, Friedensbewegte und Um-
weltschützer über viele Jahre gekämpft 
haben und zermürbende Repressionen 
in Kauf nehmen mussten! 

Ohne das Grüne Band, das den Ver-
lauf der Mauer markiert und genau 
dort zur Bewanderung und zu einem 
wahren Geschichts-Parcours einlädt, 
wäre vieles längst vergessen. Verges-
sen auch deshalb, weil über die deut-
sche Teilung vielleicht in der Schule 
gesprochen wird – doch am Grünen 
Band mit all seinen Stelen, die infor-
mieren und zum Innehalten einladen, 
werden ja ganz andere Zielgruppen 
und viel mehr Menschen erreicht.

Zum Glück ist Demokratie korrek-
tur- und lernfähig, sie eröffnet Hand-
lungs- und Mitgestaltungsspielraum, 
und das berechtigt immer zur Hoff-
nung auf eine bessere Zukunft. Bit-
ter sind deshalb die Wahlerfolge po-
pulistischer Demokratieverächter, die 
keine Scheu haben, sich Leitsätze der 
Friedlichen Revolution von 1989 anzu-
eignen, um Stimmung zu machen ge-
gen demokratische Institutionen und 
Grundprinzipien, um Mauern der Ab- 
und Ausgrenzung zu errichten und die 
Gesellschaft in verhärtete Fronten zu 
spalten.

Leider vielerorts mit Erfolg: Obwohl 
die Narben, die die jahrzehntelange 
Spaltung Deutschlands und Europas 
in Freiheit und Unfreiheit hinterlassen 
hat, im Stadtbild Berlins und entlang 
der einstigen innerdeutschen Grenze 
längst verblasst sind, fürchten heute 
mehr als 80 Prozent der Menschen laut 
Deutschlandtrend der ARD eine Spal-
tung der Gesellschaft – kein Wunder an-
gesichts sprachlicher Verrohung, ange-
sichts hasserfüllter Hetze und Gewalt, 
angesichts allgegenwärtiger Ab- und 
Ausgrenzung im öffentlichen Diskurs. 
Was für eine bittere Ironie der Ge-
schichte, dass sich dabei ausgerech-
net Rechtspopulisten aus dem Westen 
Deutschlands erfolgreich als einzige 
Stimme der Ostdeutschen inszenieren! 

So ist die Erinnerung an die Fried-
liche Revolution vor 36 Jahren heute 
auch ein Appell, der Saat der Demo
kratieverachtung in populistischen 
Tiraden gegen Andersdenkende und 
Andersglaubende, gegen demokrati-
sche Institutionen wie eine freie Pres-
se, gegen demokratische Parteien und 
eine unabhängige Justiz keinen Bo-
den zu bieten. 

Ich hoffe dabei auf den Stolz und 
das Selbstbewusstsein jener Men-
schen, die in Ost und West in vielfäl-
tiger Weise für ein geeintes, demo-
kratisches Deutschland und Europa 
gekämpft haben – für jene demokra-
tischen Freiheitsrechte, deren Demon-
tage neue politische Kräfte in unserem 
Land heute vorantreiben. 

Ich bin überzeugt: Die Auseinan-
dersetzung mit den Diktaturerfahrun-
gen des 20. Jahrhunderts kann helfen, 
den politischen Gegnern der europä
ischen Idee entschieden entgegenzu-
treten, und sie kann auch motivieren, 
für Freiheit und Demokratie einzuste-
hen. Dafür brauchen wir die Unterstüt-
zung der Wissenschaft, dafür brauchen 
wir die Arbeit unserer Gedenkeinrich-
tungen, und dafür brauchen wir vor al-
lem die authentischen Orte dieser un-
serer Geschichte. 

Monika Grütters ist Staatsministerin 
a. D. für Kultur und Medien
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Durch die Einbindung 
in das System der 
UNESCO-Welterbe­
stätten könnte das 
»Grüne Band« zu 
einem zentralen Refe­
renzraum werden

Damit erfüllt das 
»Grüne Band« zentrale 
Merkmale einer he­
rausragenden Kultur- 
und Naturlandschaft

Ein Stück des Kolonnenwegs: Das Naturschutzgebiet Himmelreich im sächsischen Gebiet des Grünen Bandes
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Der UNESCO-Welterbestatus 
Herausforderungen und Chancen für das »Grüne Band«

HERMANN PARZINGER

D er UNESCO-Welterbestatus 
gilt weltweit als eine der 
höchsten Auszeichnungen 
für Stätten des Kultur- und 

Naturerbes. Die UNESCO kennzeichnet 
damit Orte von außergewöhnlichem 
universellem Wert. Der Status bietet für 
Einrichtungen und Kulturstätten große 
Chancen, aber auch Herausforderungen. 

Der wichtigste Aspekt des UNESCO-
Welterbestatus ist der internationale 
Schutz. Kulturstätten wie historische 
Bauwerke, Altstädte, Kulturlandschaf-
ten oder archäologische Fundorte wer-
den als Teil des gemeinsamen Erbes der 
Menschheit anerkannt. Damit geht die 
Verpflichtung einher, diese Orte dau-
erhaft zu erhalten und vor Zerstörung, 
Verfall oder unangemessener Nutzung 
zu schützen. Gleichzeitig bedeutet der 
Status eine enorme internationale 
Wertschätzung. Er macht die Bedeu-
tung einer Stätte über nationale Gren-
zen hinaus sichtbar und stärkt ihr kul-
turelles Prestige.

Mit der Auszeichnung durch den 
UNESCO-Welterbestatus sind aber auch 
klar definierte Pflichten verbunden. Die 
Träger und zuständigen Einrichtungen 
müssen langfristige Erhaltungs- und 
Managementpläne vorlegen, bauliche 
Veränderungen und andere Eingriffe 
streng regulieren und die historische 
Authentizität und Integrität bewahren. 
Der Welterbestatus ist daher kein »Ti-
tel auf Lebenszeit«. Bei schwerwiegen-
den Verstößen kann eine Stätte auf die 
»Rote Liste« gefährdeter Welterbestät-
ten gesetzt, und im Extremfall kann der 
Status auch aberkannt werden.

Für viele Kulturstätten bringt der 
UNESCO-Welterbestatus eine stärkere 
öffentliche Wahrnehmung und Wert-
schätzung, was häufig mit einem deut-
lichen Anstieg der Besuchendenzahlen 
verbunden ist. Dies kann positive Effek-
te haben, wie etwa höhere Einnahmen 
für die Trägereinrichtungen, neue Ar-
beitsplätze sowie am Ende auch bes-
sere finanzielle Möglichkeiten für Res-
taurierung und Forschung. Gleichzei-
tig entstehen Herausforderungen, etwa 
durch Übertourismus, steigende Kos-
ten für Instandhaltung oder Nutzungs-
konflikte zwischen Denkmalpflege und 
wirtschaftlichen Interessen. Diese In-
teressenskonflikte müssen klug mode-
riert und produktiv gelöst werden, um 
einerseits den UNESCO-Welterbestatus 
nicht zu verlieren und andererseits aber 
auch weiterhin auf lokale Akzeptanz 
bauen zu können. 

UNESCO-Welterbestätten haben zu-
dem eine wichtige Bildungsfunktion. 
Sie vermitteln Geschichte, kulturel-
le Vielfalt und gemeinsames Mensch-
heitserbe. Für die lokale Bevölkerung 
stärken sie das kulturelle Selbstver-
ständnis und die Identifikation mit dem 
eigenen Lebensraum. Insbesondere für 
Museen, Archive, religiöse Einrichtun-
gen oder historische Stadtkerne bedeu-
tet der UNESCO-Welterbestatus eine 
enorme Aufwertung ihrer Rolle als Orte 
des Lernens und der Erinnerung.

Der UNESCO-Welterbestatus ist also 
weit mehr als ein symbolisches Gütesie-
gel. Für Einrichtungen und Kulturstät-
ten bedeutet er Anerkennung, Schutz 

und neue Chancen, aber er ist auch 
verbunden mit Verantwortung, Ver-
pflichtungen und organisatorischen 
Herausforderungen. Richtig genutzt, 
kann er wesentlich dazu beitragen, 
kulturelles Erbe für zukünftige Gene-
rationen zu bewahren und zugleich le-
bendig zu halten.

Der UNESCO-Welterbestatus für den 
Natur- und Kulturraum »Grünes Band« 
wäre ein herausragender Weg, um die 
Relevanz dieses Status für komplexe 
Erinnerungs- und Naturlandschaften 
zu verdeutlichen. Der Welterbestatus 
basiert auf der UNESCO-Welterbekon-
vention von 1972, die den Schutz sowohl 
kultureller als auch natürlicher Stät-
ten vorsieht. Zentrale Kriterien sind der 
außergewöhnliche universelle Wert, die 
Authentizität (bei Kulturgütern) sowie 
die Integrität (bei Naturgütern). In jün-
gerer Zeit gewinnen Kulturlandschaf-
ten und grenzüberschreitende Nomi-
nierungen an Bedeutung, da sie his-
torische Prozesse und Mensch-Natur-
Beziehungen abbilden. 

Dies würde in besonderer Weise 
auch für das »Grüne Band« gelten. Es 
erstreckt sich entlang der ehemaligen 
innerdeutschen Grenze und ist Teil 
des europaweiten Projekts »European 
Green Belt«. Es vereint in einzigartiger 
Weise einen herausragenden natur-
schutzfachlichen Wert, bedingt durch 
jahrzehntelange Nutzungsfreiheit, ei-
nen hohen kulturhistorischen und erin-
nerungspolitischen Wert als Relikt der 
deutschen und europäischen Teilung 
sowie eine ausgeprägte symbolische Di-
mension als Landschaft des Übergangs 
von Trennung zu Verbindung. Damit 
erfüllt das »Grüne Band« zentrale 

Merkmale einer herausragenden Kul-
tur- und Naturlandschaft, wie sie im 
UNESCO-Kontext definiert wird.

Der UNESCO-Welterbestatus würde 
den langfristigen Schutz dieser Land-
schaft institutionell absichern und ein 
integriertes Managementkonzept erfor-
dern, das Naturschutz, Denkmalpflege 

und Bildungsarbeit systematisch mitei-
nander verbindet. Er würde die Bedeu-
tung des »Grünen Bandes« als europä
ische Erinnerungslandschaft internati-
onal stärker sichtbar machen und seine 
Rolle im Diskurs über Diktaturerfah-
rungen, Grenzregime und Versöhnung 
stärken. Er würde ferner die pädago-
gische Funktion des »Grünen Bandes« 
als außerschulischer Lernort stärken, 
an dem Themen wie deutsche Teilung, 
Kalter Krieg, Biodiversität und nach-
haltige Landschaftsentwicklung ver-
mittelt werden.

Das »Grüne Band« steht ohnehin vor 
erheblichen Herausforderungen: Nut-
zungskonflikte zwischen Naturschutz, 
Tourismus und regionaler Entwicklung, 

ein hoher administrativer Aufwand so-
wie die Notwendigkeit, unterschied
liche Akteursinteressen dauerhaft zu 
koordinieren. Zudem muss die histo-
rische Authentizität des Grenzraums 
bewahrt werden, ohne ihn museal zu 
überformen. Der UNESCO-Welterbe
status kann dabei ein wirkungsvolles 
Instrument zur zukünftigen Sicherung 
dieses Kultur- und Naturraums sein. Der 
Status würde nämlich nicht nur Schutz 
und Anerkennung bedeuten, sondern 
darüber hinaus auch eine vertiefte Aus-
einandersetzung mit Geschichte, Erin-
nerungskultur und nachhaltiger Land-
schaftsentwicklung befördern. Damit 
stünde das »Grüne Band« exemplarisch 
für einen erweiterten Welterbebegriff, 
der Natur- und Kulturwerte nicht ge-
trennt, sondern in ihrem historischen 
Zusammenhang betrachtet.

Die mit diesem Status verbundene 
Schutzverpflichtung sichert den lang-
fristigen Erhalt. Zentrale Instrumen-
te sind dabei Managementpläne, re-
gelmäßige Monitoring-Verfahren und 
Berichtszyklen an das Welterbekomitee. 
In Deutschland zeigt sich dies exempla-
risch etwa an der Museumsinsel Berlin, 
wo der Welterbestatus maßgeblich zur 
Entwicklung integrierter Schutz- und 
Nutzungskonzepte beigetragen hat. 
Denkmalpflege, Stadtentwicklung und 
touristische Nutzung werden hier in ei-
nem dauerhaften Aushandlungsprozess 
aufeinander abgestimmt. 

Gut vergleichbar mit dem »Grü-
nen Band« sind die Welterbestätten 
der Römischen Grenzanlagen (römi-
scher Limes), der in ähnlicher Weise 
Kultur und Geschichte, Natur und Öko-
logie verknüpft. Sie fungieren als eine 

transnationale Forschungslandschaft 
zur Militär-, Verwaltungs- und Alltags-
geschichte des Römischen Reiches und 
fördern vergleichende archäologische 
Forschung über Ländergrenzen hinweg. 
Oder: Die Kulturlandschaft Oberes Mit-
telrheintal mit ihren zahlreichen bedeu-
tenden Burgen, Schlössern und histori-
schen Städten. Diese Region steht ex-
emplarisch für die Herausforderung, 
kulturelle Authentizität, ökologische 
Sensibilität und wirtschaftliche Nut-
zung miteinander in Einklang zu bringen. 

Durch die Einbindung in das System 
der UNESCO-Welterbestätten könnte 
das »Grüne Band« zu einem zentralen 
Referenzraum werden, in dem histori-
sche Prozesse, soziale und politische 
Entwicklungen und die Ausgestaltung 
von Naturlandschaften vergleichend er-
forscht und sichtbar gemacht werden 
können. Das »Grüne Band« würde so zu 
einem einzigartigen Lernort für Demo-
kratie-, Friedens- und Umweltbildung 
werden. International könnte dies den 
interkulturellen Dialog fördern, weil 
unterschiedliche historische Erfahrun-
gen sichtbar gemacht und als gemein-
sames Erbe der Menschheit verstan-
den werden. Das »Grüne Band« wür-
de auf diese Weise entscheidend dazu 
beitragen, eng miteinander verflochte-
nes Kultur- und Naturerbe nicht nur zu 
bewahren, sondern als lebendigen Be-
standteil gegenwärtiger und zukünf
tiger Gesellschaften zu verstehen.

Hermann Parzinger ist Archäologe. 
Von 2008 bis 2025 war er Präsident  
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz.  
Derzeit ist er Executive President  
von Europa Nostra
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Im Scherz macht man 
selbst heute noch  
»rüber«, wenn man an 
einem der braunen 
Schilder die ehemalige 
Grenze überquert

Grenzsäule im Wald am Bromer Bogen in Sachsen-Anhalt
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Identifikationsort in einer geteilten Region
Das Grüne Band fördert  
das Zusammenwachsen

FRANZISKA KERSTEN

A ls 1945 Deutschland geteilt und 
1961 die Mauer gebaut wur-
de, trennte sie nicht nur geo-

grafisch Regionen, sondern Familien, 
Freundschaften und Beziehungen. Stra-
ßen endeten im Nirgendwo, Zugver-
bindungen existierten auf einmal nicht 
mehr, und jahrhundertealte Wirtschafts- 
und Kulturbeziehungen wurden ge-
kappt. Wer früher nach Helmstedt ins 
Theater fuhr, musste nun nach Magde-
burg oder eben andersherum. 

Wenn man heute durch die ehema-
lige Grenzregion fährt, sind die Aus-
wirkungen dieser Teilung immer noch 
spürbar. Mein Wahlkreis Börde-Salz-
landkreis verläuft ein gutes Stück an 
der ehemaligen innerdeutschen Gren-
ze, heute zwischen Sachsen-Anhalt 
und Niedersachsen. Die Gegend war 
zwar schon immer ländlich geprägt, 
aber man merkt doch noch einmal 
verstärkt die kleinen Straßen und feh-
lende Industrie. Im Scherz macht man 
selbst heute noch »rüber«, wenn man 

an einem der braunen Schilder die ehe-
malige Grenze überquert. Die gefühlte 
Distanz »zur anderen Seite« ist weiter 
als die wirkliche geografische.

Doch es gibt 35 Jahre nach der deut-
schen Einheit natürlich auch Zeichen 
des Zusammenwachsens. Das Grüne 
Band ist dabei wohl eins der wichtigs-
ten. Ich kam mit dem Grünen Band das 
erste Mal in den 2010er Jahren konkret 
in Berührung. Nachdem ich 1989 in 
Leipzig bei den Montagsdemonstrati
onen mitgelaufen war, hatte ich zu-
nächst eine Weile in Westdeutschland 
und Belgien gelebt. Bei meiner Rück-
kehr nach Sachsen-Anhalt wurde ich 
nach verschiedenen anderen Stati
onen Anfang 2019 Geschäftsführerin 
der Landgesellschaft Sachsen-Anhalt. 
Diese war damit beauftragt, Ausgleichs-
flächen für das Grüne Band zu besorgen. 
Einige Monate später wurde das Grüne 
Band Nationales Naturmonument, was 
noch einmal für besondere Aufmerk-
samkeit für das Thema sorgte. Endlich 
gab es da ein gemeinsames Projekt, 
bei dem sich die Menschen der Region 
wieder kennenlernen konnten und sich 
vernetzten. Umwelt- und Kulturverbän-
de, die Staatskanzlei und das Umwelt-
ministerium arbeiteten gemeinsam. 

Das Grüne Band wurde identitätsstif-
tend. Eine Erfahrung, die ich als heuti-
ge SPD-Bundestagsabgeordnete in den 
Kulturausschuss mitgenommen habe.

Seitdem geht der Erfolg des Grünen 
Bandes weiter: Am 30.01.2026 konsti-
tuierte sich der neue Fachbeirat Grünes 
Band für Sachsen-Anhalt. Vertreterin-
nen und Vertreter aus Kommunen, von 
Landeigentümern, der Erinnerungs
politik und anderen Interessengrup-
pen werden hier Empfehlungen für die 
Landesregierung erarbeiten. Sie sollen 
insbesondere den neuen Pflege-, Entwi-
cklungs- und Informationsplan (PEIP) 

für das Grüne Band mit konkreten Maß-
nahmen hinterlegen. Für den Natur-
schutzteil des PEIP bedeutet das z. B. 
Artenschutzmaßnahmen. Mit dem kul-
turellen Teil soll das Grüne Band erleb-
bar und erreichbarer werden. Wie kön-
nen v. a. junge Menschen vom Grünen 
Band begeistert werden, die bisher we-
nig Interesse an der Aufarbeitung un-
serer geteilten Geschichte haben? Da-
bei geht es natürlich um die Menschen 
vor Ort, aber auch um Touristinnen und 
Touristen. Und es gibt viele Ideen: von 
der Rad- oder Wanderwegeerschlie-
ßung über Zelt- und Grillplätze für Ju-
gendliche an lost places wie aufgegebe-
nen Dörfern, ehemaligen Grenzanlagen 
oder Kolonnenwegen bis hin zu digita-
len Angeboten wie der Grenzwandler-
App, die zeigen kann, wie es früher an 
der Grenze aussah. Ziel muss es sein, 
dass die Besucherinnen und Besucher 
aktiv die Natur und Geschichte die-
ses ganz besonderen Ortes erleben. In 
diesem Kontext wünsche ich auch der 
UNESCO-Bewerbung des Grünen Ban-
des von Herzen viel Erfolg. 

Hiervon wird auch die Region pro-
fitieren. Je bekannter das Grüne Band 
wird, desto mehr kann es Identität stif-
ten und Gebiete, die früher abgehängt 

waren, können wieder Regionalstolz 
entwickeln. Viele Heimatvereine sind 
zentrale Akteure, wenn es um kultu-
relle Veranstaltungen am Grünen Band 
geht. Für sie kann das Grüne Band ein 
echtes Alleinstellungsmerkmal für För-
deranträge sein. Es überrascht daher 
nicht, dass eine große Anzahl Verbände 
großes Interesse an einer Beteiligung 
im neugegründeten Fachbeirat Grünes 
Band angemeldet haben.

Eine Maßnahme könnte die Identi
fikation mit dem Grünen Band noch 
einmal relevant stärken: Im Koaliti-
onsvertrag des Landes Sachsen-Anhalt 
wurde vereinbart, ein »Besucherzen
trum Grünes Band der Erinnerung Sach-
sen-Anhalt« zu schaffen. Eine Machbar-
keitsstudie hat drei mögliche Orte für 
die Errichtung eines solchen Zentrums 
identifiziert. Es wäre im Interesse aller 
Beteiligten, dieses Projekt noch vor den 
nächsten Landtagswahlen anzustoßen. 
Ein solcher Ort könnte Raum geben für 
die weitere Wiederaufnahme von Kon-
takten in der Region und über die ehe-
malige Grenze hinweg.

Franziska Kersten ist SPD-Bundes­
tagsabgeordnete und Mitglied des 
Ausschusses für Kultur und Medien

Kein Ziel von Spaziergängen
Erinnerungen an den ehemaligen Todesstreifen

KATRIN BUDDE

I mmer wieder haben mich Menschen 
nach der Friedlichen Revolution und 
Wiedervereinigung gefragt, wie war 

das so zu DDR-Zeiten, wenn du an der 
innerdeutschen Grenze warst. Im ers-
ten Moment bin ich dann, auch heute 
noch, irritiert. Wie kommen Menschen 
darauf, dass ich dort hingegangen bin? 
Warum überhaupt sollte ich dort hin
gehen? Es war für mich eine Gefah-
renzone, eine No-Go-Area. Man wuss-
te, dass man schon weit vor der Grenze 
angesprochen werden würde. Was wol-
len Sie hier? Wohin wollen Sie? Zeigen 
Sie Ihre Papiere. 

Dann überlege ich. Nein, nicht ein-
mal in Berlin, wenn wir auf Klassenfahrt 
oder privat dort waren, bin ich auf die 
Idee gekommen, Richtung Grenze zu ge-
hen. Am nächsten kam ich ihr vor dem 
Brandenburger Tor, denn die Straße 
Unter den Linden ging man natürlich 
immer entlang. Richtung Checkpoint 
Charlie bin ich nie gegangen. 

Und das heutige »Grüne Band«, die 
innerdeutsche Grenze über Felder und 

Wälder? Niedersachsen war nicht weit. 
Aber ehrlicherweise wäre ich zu DDR-
Zeiten gar nicht auf die Idee gekommen, 
mich der Grenze ohne Grund zu nähern. 
5 km vor den Grenzanlagen – und die-
se waren ja auch breit – war eh Schluss. 
Mit dem Zug ging es schon eher. Man 
bekam ohne Passierschein oder Geneh-
migung gar keine Fahrkarte. Und wäre 
man sitzen geblieben, wäre man raus-
gefischt worden. Keine schöne Vorstel-
lung, von Grenzkontrolleuren aus dem 
Zug geholt zu werden und zur Befra-
gung verbracht zu werden. Diese Grenze, 
die heute das längste Naturschutzgebiet 
Deutschlands ist, sie war da, aber sie war 
kein Ziel von Spaziergängen.

Von westdeutscher Seite aus war das 
anders. Man konnte ja bis an die Mauer 
oder den Zaun heran.

Und trotzdem gab es auch für mich 
Berührungen. Mein Mann war für den 
Wehrdienst an die Grenze geschickt wor-
den. Da war die Angst auch bei mir im-
mer im Hinterkopf. Ich wusste, er würde 
nicht schießen wollen. Ich war mir si-
cher, er würde es auch nicht tun. Aber 
wir wussten auch beide, Nichtschießen 

hätte schlimme Konsequenzen für ihn 
persönlich gehabt. Geredet haben wir 
erst sehr viel später darüber. Für ihn 
war es ganz sicher eine der schwierigs-
ten Zeiten in seinem Leben. Gut, dass er 
nie in die Situation gekommen ist, sich 
entscheiden zu müssen.

Und dann war da noch der Ernte
einsatz am Beginn meines Studiums. 
Der war verpflichtend für alle Studie-
renden. Schließlich sollten wir auch in 
der Praxis dem Sozialismus dienen. Wir 
waren zur Kartoffelernte eingesetzt. Un-
sere Unterkunft, die Felder und die Sor-
tieranlagen lagen in der 5-km-Zone an 
der Grenze nach Niedersachsen. Das war 
das einzige Mal in meinem Leben, dass 
ich einen Passierschein für dieses Gebiet 
bekam. Aber man konnte nicht einfach 
raus und rein. Man kam einmal rein und 
am Ende der Zeit einmal raus. Weil das 
Ferienlager, in dem ich im Sommer ge-
arbeitet hatte, eine Auszeichnung be-
kam, durfte ich dann doch einmal zwi-
schendurch nach Magdeburg und da-
nach zurück zum Einsatz fahren. Ich 
kann mich immer noch an das eigen-
artige und ungute Gefühl erinnern, als 
ich kontrolliert wurde. Ich hatte den 
Schein ja, aber in einer Diktatur, in 

einem repressiven Staat, empfand man 
jede solcher Kontrollen als Bedrohung.

Pilze suchen war übrigens in diesem 
Sperrgebiet eine Freude. Das heutige 
Grüne Band war schon damals ein Na-
turreservat der besonderen Art. Und so 
verbinde ich dieses Wohnen und Arbei-
ten in Grenznähe auch mit dem Duft 
von geschmorten Pilzen auf dem klei-
nen Kohleofen in unserer Unterkunft. 
Ein trügerischer Duft von heiler Welt. 

Durch meine Arbeit an den Gesetzen 
»Zur Rehabilitierung in der DDR aus po-
litischen Gründen Verfolgter« kam mir 
das heutige Grüne Band dann sehr nahe. 
Als 1965 Geborene waren mir die 1950er 
und 1960er Jahre aus familiären Erzäh-
lungen bekannt. Aufgewachsen in einer 
katholischen Familie mit auch diesem 
Umfeld waren viele kritische Themen 
am Abendbrottisch oder bei Geburts-
tagen präsent. Aber da wir in der Fami-
lie nicht betroffen waren, auch nicht im 
Freundeskreis, war das Thema Zwangs-
umsiedlung nicht so sehr präsent. Das 
Leid, das die Aktion »Ungeziefer«, die 
Zwangsumsiedlung in der Nacht, ohne 
Ankündigung, der Verlust des Zuhau-
ses und die Verleumdung dieser Men-
schen gebracht hat, kann nicht unge-
schehen oder wiedergutgemacht werde. 
Aber dass uns bei der letzten Gesetzes-
novelle eine Anerkennung dieses Lei-
des gelungen ist, das ist gut und wichtig.

Diese innerdeutsche Grenze wurde 
nach und nach undurchdringlicher. 
Es war ein Prozess, der in einem To-
desstreifen mit Tretminen und Selbst-
schussanlagen endete. Nahezu unüber-
windbar und oft tödlich für die, die es 
trotzdem versuchten. Aber auch töd-
lich für junge Männer, die zum Dienst 
an dieser Grenze gezwungen wurden 
und den Druck nicht ertragen konnten.

Dass sie heute als Grünes Band, wei-
terexistiert, gesehen und bewandert 
werden kann in ihrem unglaublichen 
Ausmaß, ist gut. Sie ist gleichzeitig Zeit-
zeugin, Mahnerin und Zukunft von Na-
tur. Es das ist das Beste, was wir tun kön-
nen mit diesem Streifen, der Deutsch-
land und die dort lebenden Menschen 
so lange teilte und jetzt wieder verbin-
det. An vielen Stellen wird man sich 
der ehemaligen Grenze gar nicht mehr 
bewusst, und auch das ist gut. Genau-
so wie die Stellen an denen man ganz 
bewusst die ehemalige Grenze sicht-
bar macht. Viele Jüngere sind in dem 
Glauben aufgewachsen, dass Grenzen 
etwas Vergangenes sind. Leider ist auch 
das ein trügerischer Glaube.

Katrin Budde ist Ministerin für Wirt­
schaft und Technologie des Landes 
Sachsen-Anhalt a. D. Von 2017 bis 2025 
war sie Vorsitzende des Bundestags­
ausschusses Kultur und Medien
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Grenzgedenkstätte Untersuhl mit Beobachtungsturm, Zaunelementen und Beobachtungsbunker
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Die Rückgabe 
des Grenzstrei­
fens an die Gärt­
ner und Gärtne­
rinnen der Parks 
und der Beginn 
der Wieder­
herstellungs­
maßnahmen 
der Anlagen hat 
sich als beson­
ders emotionaler 
Moment in die 
Geschichte der 
Potsdamer Gär­
ten und unserer 
Stiftung, der 
Stiftung Preußi­
sche Schlösser 
und Gärten Ber­
lin-Brandenburg, 
eingebrannt

Gartenkunst, Naturschutz 
und Geschichtsort
Die Potsdamer Parks und die ehemalige deutsch-deutsche Grenze

KATHARINA MATHEJA & 
CHRISTOPH MARTIN VOGTHERR

D ie DDR-Grenzanlagen durch-
schnitten zwischen 1961 und 
1989 auf brutale Weise die 
Potsdam-Berliner Kulturland-

schaft. Das Grenzregime schränkte durch 
das gewaltsam durchgesetzte Ausreise
verbot Menschenrechte grundlegend ein, 
die Verantwortlichen nahmen auch To-
desfälle in Kauf. Mehrere Fluchtversuche 
misslangen auch im Bereich der Potsdamer 
Parks, wo das West-Berliner Ufer auf der 
anderen Havelseite gut sichtbar war und 
erreichbar schien. Die menschliche Bruta-
lität der Anlagen war entlang der ganzen 
deutsch-deutschen Grenze dieselbe, doch 
kam in Potsdam im Bereich der Parks Ba-
belsberg, Neuer Garten und Sacrow noch 
der völlige Mangel an Achtung gegenüber 
einem einmaligen Ort der Kunst und Ge-
schichte hinzu. In allen drei Parks wurden 
erhaltene Anlagen eingeebnet, Gebäude ab-
gerissen und dem Verfall überlassen. Ent-
lang des Grenzverlaufs wurden Bäume ge-
fällt und Vegetation chemisch vernichtet, 
während der überwiegende Teil der Gär-
ten dem Wildwuchs überlassen wurde. Im 
Park Babelsberg gab es zu DDR-Zeiten ein 
verstörendes Nebeneinander von Volks-
park und Grenzanlage: In den 1970er und 
1980er  Jahren wurden die schlossnahen 
Partien im Park Babelsberg nach histori-
schem Vorbild wiederhergestellt, im Schloss 
war seinerzeit ein Museum eingerichtet. 
Schulklassen spielten auf den Rasenflächen 
am Pleasureground, während wenige Me-
ter weiter im abgezäunten Gebiet Patrouil-
len die Grenze sicherten. 

Sacrow wurde im Zuge der Grenzerrich-
tung komplett isoliert und mit einem eige-
nen Grenzposten gesichert. Die Heilands-
kirche wurde Teil der Grenzmauer, Gebäu-
de und Park wurden vom Zoll der DDR ge-
nutzt. Noch vor dem Mauerfall konnten 
Teile der Kirschenfassade auf Initiative des 
damaligen Regierenden Bürgermeisters 
von West-Berlin Richard von Weizsäcker 
restauriert werden, doch erst mit der Über-
nahme durch die Potsdamer Schlösser
verwaltung 1990 wurde das gesamte En-
semble wiederhergestellt.

Im Neuen Garten nutzte der dama-
lige Parkleiter Otto Raudensky in den 
1980er  Jahren die Anweisung zur Entfer-
nung morscher Bäume im Grenzbereich 
für einen raffinierten Schachzug: Er nahm 

den Befehl als Anlass, um die zugewachse-
nen Sichtbeziehungen vom Marmorpalais 
zum Schloss auf der Pfaueninsel und dem 
Schloss Sacrow wieder freizulegen. Der so-
genannte »Raudensky-Coup« verdeutlicht, 
wie tief der Wunsch zum Erhalt des Welt-
erbes bei den Menschen verwurzelt war. 

Alle drei genannten Anlagen gehörten 
zu den Parkanlagen des preußischen Kö-
nigshauses, die nach einem Masterplan des 
herausragenden Gartenarchitekten Peter 
Joseph Lenné um Potsdam herum zu einer 
durchgehenden Landschaft von atembe-
raubender Schönheit zusammengefasst 
worden waren. Diese Schlösser und Parks 
der Landschaft um Potsdam (und im Süd-
westen Berlins) erhielten 1990 UNESCO-
Welterbe-Status. Ironischerweise hatte die 
DDR diesen Status selbst noch beantragt  
 – gedacht war an die erste UNESCO-Welt-
erbestätte im Land – und ebenso ironi-
scherweise wurde dieser Antrag ange-
nommen, als die DDR bereits nicht mehr 
existierte. 

Die Rückgabe des Grenzstreifens an die 
Gärtner und Gärtnerinnen der Parks und 
der Beginn der Wiederherstellungsmaß-
nahmen der Anlagen hat sich als beson-
ders emotionaler Moment in die Geschich-
te der Potsdamer Gärten und unserer Stif-
tung, der Stiftung Preußische Schlösser 
und Gärten Berlin-Brandenburg, einge-
brannt. Viele Menschen, die die Zerstörung 
und Verwahrlosung des ihnen Anvertrau-
ten selbst hatten beobachten müssen, ar-
beiteten nun mit großer Leidenschaft und 
Sachkenntnis daran, die Spuren der Ge-
walt des Grenzregimes zu beseitigen. Auf 
den kontaminierten Böden des ehemali-
gen Grenzgebietes wurden mit großer Ge-
duld und Hingabe neue Gehölze gepflanzt, 
während in den jahrelang vernachlässig-
ten Bereichen die gestalterischen Struktu-
ren mühevoll herausgearbeitet wurden. So 
gelang in erstaunlich kurzer Zeit die um-
fassende Wiederherstellung dieser Garten-
kunstwerke. Die Idee, dass das Welterbe 
über die Gewalt triumphiert, ist zutiefst 
anrührend und hatte enorme Energien 
freigesetzt. Sie ist sogar zum Thema ei-
nes Films und eines Buchs mit Interviews 
geworden (Jens Arndt, Gärtner führen kei-
ne Kriege, Berlin 2016), die nach wie vor 
auf großes Interesse stoßen. Heute wei-
sen nur noch wenige Spuren auf die Ge-
schichte der Teilung hin. Oft muss man sie 
sorgfältig suchen, wie beispielsweise die 
letzten Überreste der weißen Wandfarbe 

am Dampfmaschinenhaus im Park Ba-
belsberg. Um Flüchtende in der Dunkel-
heit besser zu erkennen, wurden Teile der 
Außenwände des historischen Gebäudes, 
das im Stil einer Moschee erbaut wur-
de, weiß angestrichen. Als prominentes-
te Spur ist hier die unterschiedliche Far-
be der Glienicker Brücke auf Potsdamer 
und Berliner Seite zu nennen, die auf den 
Kalten Krieg zurückgeht. 

Die Potsdamer Situation ist also in 
mehrerlei Hinsicht eine Ausnahme inner-
halb des Grünen Bandes, denn hier koexis-
tieren mehrere Bedeutungsebenen, die un-
terschiedliche Herangehensweisen erfor-
dern. Im Bereich unserer Stiftung steht das 
gesamte Gelände des Grünen Bandes als 
historische Gartenanlage unter Denkmal-
schutz, nur Teile der Havel zwischen dem 
Neuen Garten und Sacrow, Teile des Jung-
fernsees sowie die Sacrower Anlage stehen 
außerdem unter Naturschutz. Insbesonde-
re aber sind die Anlagen Welterbe im Sinne 
der UNESCO und stehen dadurch unter be-
sonderem Schutz für die gesamte Mensch-
heit. Dafür gibt es ein durch ICOMOS im 
Auftrag der UNESCO organisiertes Moni-
toring, die Aufgabe der Erhaltung über-
nehmen aber laut Welterbe-Konvention 
die jeweiligen Staaten, hier also die Denk-
malpflegebehörden in der Bundesrepublik 
Deutschland (für die genannten Parks des 
Landes Brandenburg). Dies alles ist ein-
deutig und sicher auch unstrittig. Kompli-
zierter wird es erst bei den Kriterien der 
Unterschutzstellung, denn die UNESCO 
hat sich 1990, für die damalige Zeit typisch 
(aber vielleicht unbewusst?), für eine Ar-
gumentation ausschließlich mit dem 18. 
und 19. Jahrhundert entschieden. Die spä-
tere deutsche und europäische Geschich-
te hat in der UNESCO-Begründung keinen 
Raum, ist in dieser Argumentationslogik 
vielmehr ein Störfaktor: »Die historische 
Entwicklung zwischen 1939 und 1989 hat 
am Potsdamer Gut aufgrund von Vernach-
lässigung, Umnutzung von Gebäuden für 
die gesamte Gesellschaft und des Baus mi-
litärischer Einrichtungen Spuren hinter-
lassen; gleichwohl folgt die Gestaltung 
noch immer Lennés Plan.« 

Sechsunddreißig Jahre später haben 
sich die Fragen und das Interesse des Pu-
blikums verschoben. Neben die beson-
dere Schönheit und künstlerische Rele-
vanz der Parks ist auch ihre Bedeutung als 
Geschichtslandschaft getreten. Ein gro-
ßes Forschungsprojekt der staatlichen 

Schlösser und Gärten in Deutschland ar-
beitet zur Geschichte ihrer Gebäude und 
Anlagen im 20. Jahrhundert. Angebote 
zur Geschichte der Potsdamer Parks im 
20. Jahrhundert, gerade auch zu Grenz-
anlagen und Wiederherstellungsmaß-
nahmen nach 1990 stoßen auf großes 
Interesse. Die Mauerzeit ist einer der 
wesentlichen Gründe für ausländische 
Touristen, nach Berlin zu fahren. Unse-
re Aufgabe ist es also, diese unterschied-
lichen Ansprüche zusammenzubringen. 
Auf die wenigen Spuren im Originalbe-
stand muss in Zukunft besser hingewie-
sen werden. Mitarbeitende, die in der Zeit 
der Teilung bereits in den Gärten arbei-
teten, geben in speziellen Führungen als 
Zeitzeugen einen Einblick in die bewegte 
Vergangenheit der betroffenen Parkanla-
gen. Gleichzeitig hat unsere Stiftung das 
Thema für die digitale Vermittlung iden-
tifiziert. Das »Serious Game« Borderzone 
kann vor Ort im Park Babelsberg gespielt 
werden und zeigt mit Mitteln der Aug-
mented Reality die Situation zur Zeit der 
Teilung. Dies wird teilweise im Rahmen 
von Schulprogrammen getan, um Border
zone als Einstieg in historische Diskussi-
onen zu nutzen. Dieses Spiel wird von uns 
frei angeboten, darüber hinaus bieten wir 
Schulprogramme und Fortbildungen für 
Lehrkräfte an, die mit einer Spiele-App, 
der Action Bound-App arbeiten. Als drit-
tes Element ist ein kontinuierliches Pro-
grammangebot zur Geschichte der Parks 
während der Teilung gefragt und notwen-
dig. Wir planen, diesem Thema auch im 
sanierten Schloss Babelsberg in Zukunft 
prominenten Raum zu geben.

Aus guten Gründen ist also das Gelände 
der Grenzanlagen in den Potsdamer Parks 
1990 nicht direkt unter Naturschutz ge-
stellt, sondern vorrangig als Kulturdenk-
mal und Welterbe betrachtet worden. Das 
macht die Vermittlung des widersprüch
lichen und oft brutalen Erbes in der ehe-
maligen Grenzzone zu einer besonders 
wichtigen Aufgabe. Die Einbindung in 
das Grüne Band kann hier einen wichti-
gen Baustein liefern.

Katharina Matheja ist Direktorin 
der Abteilung Gärten in der Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten  
Berlin-Brandenburg. Christoph Martin 
Vogtherr ist Generaldirektor der  
Stiftung Preußische Schlösser und  
Gärten Berlin-Brandenburg
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Grenz-Beobachtungsturm auf dem Freilichtgelände des Deutsch-Deutschen Museums Mödlareuth
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»Mit Rechten reden, aber klare rote Linie ziehen«
Sebastian Krumbiegel im Gespräch
Der Sänger der »Prinzen« spricht mit 
Ludwig Greven über Freiheiten und 
Unterdrückung in der DDR, Fehler 
bei der Wiedervereinigung und sein 
Engagement gegen Feinde der Demo
kratie im Osten.

Ludwig Greven: Sie sind in der DDR 
groß geworden. Als Sie 23 waren, 
wurde die SED-Diktatur gestürzt. 
Hatten Sie bis dahin überhaupt 
schon Demokratie erlebt?
Sebastian Krumbiegel: Auf jeden Fall. 
Ich möchte die DDR auf keinen Fall 
schönreden. Sie war keine Demokratie, 
kein Rechtsstaat. Und ich möchte auch 
niemanden brüskieren, der unter der 
SED gelitten hat. Aber ich hatte damit 
wenig zu tun. Ich war privilegiert, weil 
ich im Thomaner-Chor aufgewachsen 
bin und wir viel durch die Welt gereist 
sind und natürlich auch demokrati-
sche Systeme erlebt haben. Aber wir 
haben nicht 24 Stunden am Tag gesagt, 
wir leben in einer Diktatur, und wie 
schlecht es uns geht. Wir haben uns 
eingerichtet und mit den Gegebenhei-
ten arrangiert Wir haben unser Leben 
genossen, so gut es ging.

Gab es in DDR-Schulen Frei-
heiten? Oder nur Gehorsam 
gegenüber Staat und Partei?
Es gab morgens manchmal Fahnen
appell. Aber die ganze Rotlicht
bestrahlung, den Staatsbürgerkunde-
Unterricht und die Pioniernachmit-
tage haben wir eher belächelt und 
uns darüber lustig gemacht. Wenn 
ich jedoch meinem 90-jährigen Vater 
sage, so schlimm war das doch alles 
gar nicht, dann sagt er mir: Du bist 
zu jung, Du hast nicht erlebt, was 
wir in den 1950er und 1960er  Jahren 
durchgemacht haben. 

Meine Eltern haben in der Pauli-
nerkirche in Leipzig an der Univer-
sität geheiratet. Diese Kirche wurde 
1968 auf Geheiß von Walter Ulbricht 
gesprengt. Mein Vater hat Eingaben 
dagegen geschrieben, bis nach Berlin. 
Er hat nach dem Mauerfall durch sei-
ne Stasiakte erfahren, dass ihm das 
in seiner Karriere als Wissenschaftler 
schwer geschadet hat. Weil er aufbe-
gehrte, wurde er von der Forschung 
in die Produktion versetzt. Er war da-
mals an der Akademie der Wissen-
schaften, dem heutigen Umwelt
forschungszentrum, und hat nach
gewiesen, dass die Kinder in der Che-
mieregion um Leipzig und Bitterfeld 
an Atemwegserkrankungen litten. 
Er durfte diese Studien nicht veröf-
fentlichen. Aber es war uns allen klar. 
Was übrigens zeigt, wie sehr die Ge-
schichte der Wiedervereinigung auch 
mit dem Umweltthema verknüpft ist.

War Ihr Vater dadurch ein  
Vorbild für Sie?
Ich bin stolz darauf, dass er gerade 
geblieben ist und er sich nicht hat 
einschüchtern lassen. Meine Eltern 
haben uns den Kompass mitgegeben: 
Seid zwar vorsichtig, aber sagt eure 
Meinung. Natürlich konnten wir nicht 
sagen, die Mauer muss weg, Honecker 
ist ein Schwein. Aber auf unserer ers-
ten Platte haben wir 1987 ein Lied ge-
sungen, »He Betriebsdirektor, schau 
Dir an, die Fische schwimmen alle 
auf dem Rücken. Schalt mal Deine 
Filteranlagen ein.« Die Leute haben 
das verstanden und geklatscht. Da-
mals konnte noch keiner ahnen, dass 
die Geschichte so einen Verlauf neh-
men würde. Doch wir haben unse-
re Möglichkeiten genutzt. Die DDR 
war wirklich dreckig, der Schnee war 
am Abend schwarz von den Umwelt
giften. Das sage ich allen, die sich die-
sen Staat zurückwünschen. Allein die 
Luft ist heute anders als die, die wir 
damals eingeatmet haben.

Wurde in Ihrer Familie über  
solche Themen gesprochen?
Ja. Wenn wir morgens in die Küche 
kamen, lief Deutschlandfunk, also 
Westradio. Ich will meine Eltern nicht 
als Helden stilisieren. Und ich war 
auch kein Dissident. Aber man konn-
te anständig bleiben. Meine Mutter 
hat mir immer gesagt: Hinterfrag 
Autoritäten! Das war für mich eine 
wichtige Lehre. Allerdings immer mit 
dem Hintergrund: Lehn dich nicht zu 
weit aus dem Fenster. Du willst Abi 
machen und was werden. Lass dich 
aber trotzdem nicht verbiegen.

Sie konnten in Rockbands singen, 
selbst während des Wehrdienstes 
in der Volksarmee. Haben Sie Ihr 
Leben in der DDR dennoch als un­
frei empfunden?
Mir war immer klar, dass es eine Dik-
tatur war. In meinen Tagebüchern 
habe ich auf die DDR geschimpft. Das 
war auch die klare Meinung meiner 
Freunde und Klassenkameraden. Wir 
waren gegen alles, was mit Marxis-
mus-Leninismus zu tun hatte, auch 
wenn ich heute sagen muss, dass 
Marx in vielem durchaus recht hatte.

Hatten Sie die Hoffnung, dass  
das DDR-System irgendwann 
stürzen würde?
Spätestens mit Gorbatschow kam die-
se Hoffnung. Deswegen wurde er in 
der DDR gefeiert. Wir haben ein Lied 
über ihn gemacht: »Hallo lieber Mi-
chail, sag uns, was spielst du da für 
ein neues Spiel? Bring uns doch mal 
die Spielregeln bei.« Das konnten wir 
damals singen.

Was waren Ihre stärksten Gefüh­
le, als die Mauer fiel und die SED-
Bonzen abtreten mussten: Freude 
darüber, endlich frei reisen und 
auch im Westen auftreten zu kön­
nen? Oder darüber, nun über das ei­
gene Leben frei bestimmen und das 
Land anders gestalten zu können?
Das war mein Hauptgedanke: Hey, 
jetzt passieren ganz neue Sachen. Ich 
habe damals allerdings nicht gese-
hen, wovor Bürgerrechtler gewarnt 
haben, dass von den Ideen, die sie 
im Neuen Forum und in der DDR-
Umweltbewegung hatten, nicht viel 
bleiben würde. Sie wollten die DDR 
reformieren, nicht die schnelle Wie-
dervereinigung. Rückblickend be-
trachtet hätte man die Chance nutzen 
sollen, positive Dinge zu übernehmen, 
die es in der DDR gab, wie das gemein-
same Lernen in den Schulen oder die 
Polykliniken. Von der Bundesrepublik 
wurden viele Fehler gemacht. Zu sa-
gen, ihr habt 40  Jahre ein falsches Le-
ben gelebt, nichts stimmt von dem, 
was ihr hattet, war falsch. Man hät-
te sich auch eine neue Hymne geben 
können. Bei vielen schwingt immer 
noch die erste Strophe mit: »Deutsch-
land, Deutschland über alles«. Das 
holen sie jetzt wieder raus. Deshalb 
sträubt sich nach wie vor irgendwas  
in mir, die Hymne zu singen.

Die Fehler bei der Wiederverei­
nigung wirken bis heute?
Die Mentalität im Westen, wir ha-
ben gewonnen, ihr seid die Loser, das 
fällt uns heute im Osten auf die Füße. 
Man hat den Leuten ihre Identität ge-
nommen. Sie durften auf nichts mehr 
stolz sein. Viele im Westen haben bis 
jetzt keine Ahnung, wie wir im Osten 
gelebt haben. Wir haben nicht jeden 
Tag gerufen: Hilfe, Hilfe!

Aber woher kommt es, dass es 
nicht nur bei Menschen, die die 
DDR noch erlebt haben, sondern 
auch bei ihren Kindern und Enkeln, 
die in Freiheit und Demokratie 

aufgewachsen sind, wieder einen 
so starken Wunsch gibt nach ei­
nem autoritären Staat?
Das wird durch die Generationen wei-
tergereicht, dieser Frust und die Ent-
täuschung. Die Eltern geben das an 
ihre Kinder, und die tragen das weiter. 
Diese erste Generation zündet heute 
keine Asylbewerberheime mehr an wie 
in den 1990er Jahren in Hoyerswerda 
und Rostock-Lichtenhagen. Aber die 
Gedanken sind immer noch da.

Hätte es nach der Einheit eine all­
gemeine politische Schulung ge­
braucht, um zu lernen, dass Demo­
kratie nicht einfach heißt, die 
Mehrheit entscheidet, sondern 
dass dazu Minderheitenrechte ge­
hören. Und dass Demokratie un­
bequem ist und eigenes Engage­
ment verlangt?
Das braucht es heute noch viel mehr. 
Auch wenn ich denke, dass bei vie-
len das sprichwörtliche Kind schon in 
den Brunnen gefallen ist. Der Histori-
ker Ilko-Sascha Kowalczuk hat gesagt: 
In einer Diktatur zu leben, ist bequem. 
Wenn man sich an die Spielregeln 
hält, muss man sich um nichts küm-
mern. Der Staat gibt alles vor. Viele 
sehnen sich danach zurück. Freiheit 
ist, wie Rosa Luxemburg einst sagte, 
immer auch die Freiheit der Anders-
denkenden. Wir müssen allerdings 
aufpassen, dass wir in unseren Blasen 
nicht selbst sagen, nur unsere Mei-
nung zählt. Ich weiß auch nicht im-
mer, was richtig oder falsch ist.

Sehen Sie sich als Botschafter der 
Demokratie, auch als Musiker?
Ich mache mich für die Demokratie 
gerade und sage klar meine Meinung. 

Aber ich bin kein Aktivist. Meine neue 
Platte ist wieder ziemlich politisch 
geworden. Doch ich will niemandem 
vorschreiben, wie er zu leben hat. Ich 
will Denkanstöße geben und nicht 
danebenstehen und nichts machen in 
diesen wirren Zeiten.

Sind Sie manchmal frustriert, 
wenn Sie sehen, wie sich trotz 
Ihres Engagements und das von 
vielen anderen die Dinge in die 
falsche Richtung entwickeln und 
die AfD immer stärker wird?
Ich kriege oft um die Ohren gehauen, 
das bringt doch alles nichts. Ich hal-
te das für einen Irrtum. Wenn es nicht 
Leute gäbe, die aktiv sind, wäre es 
noch viel schlimmer. Wir machen seit 
1997 zum Beispiel eine Aktion »Leip-
zig zeigt Courage« gegen Neonazis. 
Wir müssen sowas noch viel mehr 
machen. Wir müssen die Demokratie 
vor ihren Feinden schützen. Mich 
schmerzt, dass Rassismus, Antisemi-
tismus und Queerfeindlichkeit wieder 
so viel Oberwasser bekommen.

Woran liegt das?
Das hat auch damit zu tun, dass von 
der Politik viele Fehler gemacht wor-
den sind. Zum Beispiel dass man alle 
Jugendclubs im Osten zugemacht hat, 
weil sie FDJ-Clubs waren. Die Jugend-
lichen verloren dadurch Orte, an de-
nen sie zusammenkommen konnten. 
Die haben sich dann an der Tanke ge-
troffen und sind auf dumme Ideen ge-
kommen. Und es ist genauso ein gro-
ßer Fehler, dass man nun an der Kul-
tur spart. Kultur ist überlebenswich-
tig. Wenn wir auf Kultur verzichten, 
werden wir kulturlos. Dann geht man 
unkultiviert miteinander um. Und 

wenn dann auch noch so etwas pas-
siert wie jetzt mit den Epstein-Akten, 
dass die gesamten Eliten am Pran-
ger stehen, ist das alles Wasser auf die 
Mühlen derjenigen, die sagen: »die  
da oben«.

Würden Sie vor AfD-Anhängern 
auftreten, um sie mit Ihren Über­
zeugungen zu konfrontieren?
Ja, würde ich. Nicht vor den AfD-
Kadern. Aber man muss mit den Leu-
ten reden. Wir haben im vorigen Jahr 
vor den Landtagswahlen ein Minifes-
tival gemacht in dem kleine Ort The-
mar in Thüringen. Da gab es jahre-
lang ein Rechts-Rock-Festival »ge-
gen Überfremdung«. Wir haben ver-
sucht, dem etwas entgegenzusetzen. 
Abends saßen wir bei der Mutter des 
Veranstalters in ihrem Nest mit sechs 
Häusern auf dem Balkon, und sie sag-
te: »Der Nachbar da wählt AfD, der da 
hängt immer die Reichskriegsflagge 
raus. Wir sind hier umgeben von 
Rechtsextremisten. Aber wenn der 
Nachbar eine Bohrmaschine braucht, 
kriegt er sie geliehen. Doch wenn 
er sich ein Hakenkreuz an die Jacke 
macht, kriegt er eine Anzeige.« Diese 
Haltung, die Leute nicht zu verteufeln, 
das Gespräch zu suchen und offen zu 
sein, aber klare rote Linie zu ziehen  
 – das halte ich für die genau richtige. 
Das ist jedenfalls auch meine.

Sebastian Krumbiegel machte seine 
Gesangsausbildung im Thomaner-Chor 
und an der Musikhochschule Leipzig 
und gründete 1987 mit drei anderen die 
»Herzbuben«, 1991 umbenannt in  
»Die Prinzen«. Er engagiert sich für 
Demokratie, Frieden und Menschen­
rechte. Ludwig Greven ist Publizist
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Grenzen trennen – Natur verbindet
Das Grüne Band Europa

LIANA GEIDEZIS

G renzen mit und für die Natur 
zu überwinden, funktioniert 
nicht nur in Deutschland. Auch 

in Mitteleuropa, im Baltikum und Bal-
kan hinterließ der Eiserne Vorhang gro-
ße Landstriche in Abgeschiedenheit. 
Auch hier blieb die Natur fast 40 Jahre 
lang weitgehend von zerstörerischen 
menschlichen Eingriffen verschont und 
ist als grenzübergreifender Biotopver-
bund ein starkes Symbol für das Zu-
sammenwachsen. Entlang des ehema-
ligen Eisernen Vorhangs verläuft heute 
das Grüne Band Europa. Vom Eismeer 
bis zur Adria und zum Schwarzen Meer 
verbindet es einzigartige Landschaften, 
kulturelle Besonderheiten und Men-
schen. Auf über 12.500 km entstand ein 
einmaliger ökologischer Korridor und 
eine lebendige Gedächtnislandschaft.

Eine europäische Lebensader

50 Nationalparke und über 7.000 
Schutzgebiete liegen entlang des Grü-
nen Bandes und bilden in einem etwa 
50 km breiten Korridor ein ökologi-
sches Netzwerk. Dieses ermöglicht 
die Ausbreitung von Pflanzen und die 

Wanderung von Tieren – eine Selten-
heit im dicht besiedelten Europa. Das 
Grüne Band leistet damit einen wichti-
gen Beitrag zum Erhalt der biologischen 
Vielfalt und ist ein zentrales Element 
des europäischen Schutzgebietsnetzes. 
Gerade in Zeiten des Klimawandels ist 
dieser Süd-Nord-Wanderkorridor von 
großer Bedeutung. Zudem bietet das 
Grüne Band wichtige Ökosystemleis-
tungen wie sauberes Wasser, frische 
Luft, fruchtbare Böden und vielfälti-
ge Erholungsräume. Zahlreiche grenz-
überschreitende Initiativen und Part-
nerschaften stehen für Natur, Koope-
ration und ein Europa ohne trennen-
de Grenzen.

Eine europäische 
Gedächtnislandschaft

Das Grüne Band Europa ist ein mittler-
weile international bekanntes Symbol 
der jüngeren europäischen Geschichte. 
Dieses lebendige Denkmal erinnert uns 
an die friedliche Überwindung des Kal-
ten Krieges und Eisernen Vorhangs. Es 
transformiert die tragische Geschichte 
des 20. Jahrhunderts durch europäische 
Zusammenarbeit unterschiedlichster 
Akteure in ein Zeichen gegen Grenzen 
und für Begegnung. Das Grüne Band ist 
kein Gleichnis für Trennung, sondern 

ein Symbol für die Symbiose von Natur-
schutz und Erinnerungskultur.

Europäische Zusammenarbeit  
für eine Vision 

Die Vision, das europäische Natur- und 
Kulturerbe zu schützen, verbindet die 
zahlreichen Anrainerländer. Seit 2003 
arbeiten Regierungs- und Nichtregie-
rungsorganisationen in der Initiative 
Grünes Band Europa zusammen. Die 
Akteure der Initiative treffen sich regel-
mäßig, um die Zusammenarbeit zu stär-
ken und sich auszutauschen. Auf der 
10. Paneuropäischen Konferenz zum 
Grünen Band im thüringischen Eisen-
ach verabschiedeten die Teilnehmen-
den 2018 die »Eisenacher Resolution« 
als gemeinsame Botschaft. Sie appel-
liert an politische Entscheidungsträger, 
ihren Beitrag zum Schutz und zur För-
derung des Grünen Bandes zu leisten.

Symbol der Trennung und  
der friedlichen Wende 

Der Eiserne Vorhang war nicht nur eine 
Grenze. Er teilte Länder, Landschaften, 
Gesellschaft, Wirtschaft und das all-
tägliche Leben. Die Menschen in den 
östlichen Ländern hatten nur sehr be-
grenzte Mitgestaltungsmöglichkeiten. 

Zahlreiche Menschen verloren ihre Hei-
mat oder bei Fluchtversuchen ihr Leben. 
Es bildeten sich immer wieder Oppositi-
onsbewegungen, die vielfach mit syste-
mischer oder auch militärischer Gewalt 
niedergeschlagen wurden: 1953 Volks-
aufstand DDR, 1956 Posener und unga-
rischer Aufstand und 1968 Prager Früh-
ling, um nur einige zu nennen. In den 

1970er Jahren folgten Arbeiterproteste in 
Polen. Insbesondere Glasnost und Peres-
troika sowie die polnische Solidarność-
Bewegung ab 1980 und die Samtene 
Revolution 1989 in der Tschechoslowa-
kei ebneten der friedlichen Wende in 
Deutschland den Weg.

Viele Naturschützer waren sich des 
Naturreichtums entlang des Eisernen 
Vorhangs früh bewusst. Angeregt durch 
die erste öffentliche Äußerung im Jahr 
2002 von Hubert Weiger, des jetzigen 
Ehrenvorsitzenden des Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutschland e. V. 
(BUND) von einem Grünen Band durch 
ganz Europa entwickelte sich eine gro-
ße Dynamik. Von Beginn an dachten 

und gestalteten Naturschutzgruppen 
auch den Gedächtnis- und Aufarbei-
tungsprozess mit. Allerdings ist der 
Stand an gesellschaftspolitischer Auf-
arbeitung in den Ländern noch sehr 
unterschiedlich.

Versprechen der Demokratie:  
Gib nicht auf!

Vor dem Hintergrund der aktuellen geo-
politischen Situation und der Minder-
wertschätzung des Konzeptes einer re-
gelbasierten Zusammenarbeit erfährt 
die Kooperation am Europäischen 
Grünen Band wieder ganz neue Rele-
vanz. Wenn Menschen sich kennen und 
schätzen, miteinander arbeiten und ein 
gemeinsames Ziel verfolgen, sich ih-
rer Vergangenheit stellen, um die Zu-
kunft zu gestalten, kann Europas längs-
ter Biotopverbund und Lebensader der 
Erinnerung erhalten werden. Die An
erkennung als Welterbe der UNESCO 
wäre ein starkes Signal in die Welt.

Mehrere Anrainerstaaten sind be-
reits an das Nationale BUND Kompe-
tenzzentrum Grünes Band mit dem In-
teresse an einer gemeinsamen Welt
erbestätte herangetreten, die den 
Biotopverbund und die Gedächtnisland-
schaft von weltweiter, herausragender 
Bedeutung anerkennt.

Liana Geidezis ist Leiterin des 
Nationalen BUND Kompetenz- 
zentrums Grünes Band

Das Grüne Band ist 
kein Gleichnis für 
Trennung, sondern ein 
Symbol für die Sym­
biose von Naturschutz 
und Erinnerungskultur

Was hat der Ziegenmelker je für mich getan?
Der Wert des 
Artenreichtums

ECKART VON HIRSCHHAUSEN

W er sind »echte Leistungs-
träger« in diesem unse-
rem Land? Für mich sind 
das die Ameisen, Bienen 

und andere Bestäuber, Singvögel und 
die Eibe. Was sie leisten, ist ein Vielfa-
ches wert von dem, was menschliche 
Wirtschaftskraft schafft. Die Leistun-
gen der Natur sind die Grundlage von 
allem, was wir essen, die Basis unseres 
Wohlstandes und der Gesundheit. Und 
was hat es mit der Eibe auf sich? Naja, 
aus ihren Nadeln stammt die Substanz 
eines der erfolgreichsten neuen Mit-
tel gegen Krebs! So wie auch über die 
Hälfte aller neuen Antibiotika ihre Mo-
leküle, ihre Ideen aus der Natur haben. 
Kein Wunder, sie konnte ungestört über 
Millionen Jahre experimentieren – von 
ein paar Meteoriten und in den letzten 
10.000 Jahren von uns Menschen ab-
gesehen. Innovationsoffen sozusagen.

Wir feiern in diesem Heft das Grü-
ne Band – vom Todesstreifen zur Le-
benslinie für die Natur. Klaus Töpfer 
nannte das Grüne Band »Das Tafel-
silber der Einheit«. Silber kann man 
nicht essen. Kein Mensch kann Photo-
synthese. Keine künstliche Intelligenz 
kann das, was jeder Grashalm kann, 
aus Sonnenlicht, C02 und Wasser et-
was Essbares machen. Wenn wir uns in 
die Sonne begeben, werden wir nur rot, 
nie grün. Apropos C02: Als Elon Musk 
einmal großkotzig twitterte: »Ich bie-
te 100 Millionen für eine Erfindung, die 
C02 binden kann«, schrieb jemand zu-
rück: »Dürfen sich auch Bäume bewer-
ben?« Das ist mein Humor. Was blüht 
uns auf dem Mars? Nix! Der einzige Pla-
net mit Luft zum Atmen, Wasser zum 
Trinken und Pflanzen zum Essen ist die 
Erde. Kaffee, Sex und Schokolade gibt es 
nur, wenn wir geerdet bleiben und die 
knappen fruchtbaren Böden erhalten. 
Aus dem Weltall sieht man keine men-
schengemachten Grenzen, wohl aber 
den menschengemachten Klimawan-
del. Dort, wo es lange grüne Flächen 

gab, schreit im Sommer auf dem Satel-
litenbild die braune Dürre gen Himmel. 
Die wichtigsten Grenzen, die wir in die-
sem Jahrzehnt verteidigen müssen, sind 
nicht die politischen, sondern die Pla-
netaren Grenzen. Sieben von neun der 
Planetaren Grenzen haben wir schon 
überschritten, rasen auf Kipppunkte 
zu, überhitzen unseren einzigen Plane-
ten. Und unsere beste Waffe für diesen 

Kampf ist keine, die knallt, sondern die 
leise Wunden heilen und zuwachsen 
lässt, mit des Frühlings blauem Band, 
das eigentlich grün ist. Die »nature 
based solutions« wie Moore, Wälder, 
Wiesen und intakte Wasserkreisläu-
fe sind effektiver als jede Technik zur 
C02-Bindung. 

Von den versprochenen »blühen-
den Landschaften« ist ein Streifen wahr 
geworden, ein Streifen, der den Hori-
zont erweitert. Das Grüne Band erin-
nert uns daran, dass etwas zusammen-
wächst, was zusammengehört. Wenn 
wir Wunden in Ruhe lassen, heilen sie. 
Solange es noch genug Regenerations-
kraft an den Rändern gibt. 

Seit dem Fall der Mauer hat der 
BUND entlang der innerdeutschen 
Grenze auf rund 1.400 Kilometern eines 
der größten und bedeutendsten Natur-
schutzprojekte geschaffen – vom Ost-
seestrand bis ins sächsisch-bayerische 
Vogtland. Der ehemalige Grenzstreifen 
wurde zu einem Refugium für mehr als 

1.200 seltene und gefährdete Pflanzen- 
und Tierarten, wie Fischotter, Schwarz-
storche oder Arnika. Und den Ziegen-
melker – ein flatterhafter Schmetterling, 
dessen Lebensraum und der aller Insek-
ten immer mehr versiegelt wird. Das 
Grüne Band ist die größte »Entsiege-
lungsaktion« am Band! Deshalb unter-
stütze ich auch den BUND mit der For-
derung, die Lücken des Grünen Bandes 

zu schließen und auf seiner ganzen 
Länge zum Nationalen Naturmonu-
ment mit dem Grünen Band Europa 
als UNESCO-Weltnatur- und Kultur
erbe gesichert zu werden. 

Als Arzt und Gründer der Stiftung 
Gesunde Erde – Gesunde Menschen 
bin ich gerne Pate, um dieses weltweit 
einmalige Denkmal bekannter zu ma-
chen. Denkmale sind oft monumental, 
hoch, aus Beton. Dieses Denkmal gibt 
zu denken, weil es markiert, wo Beton 
uns trennte. Das »Grüne Band« ist nicht 
hoch, dafür lang! Und wird künftig hof-
fentlich mit immer mehr Lebensräumen 
rechts und links verbunden, damit aus 
dem Band ein Netz wird, wo alles, was 
da kreucht und fleucht, frei hin und her 
kann, als Teil des Netzwerks des Lebens, 
das uns alle trägt. Deshalb dürfen auch 
bitte keine Zuwachsflächen versiegelt, 
bebaut oder zu Ackerland werden. Diese 
einzigartige Erinnerungslandschaft der 
jüngeren Zeitgeschichte ist unbedingt 
zu erhalten. Sie steht für Politik, Kultur 

und Resilienz. Das letzte »Niemands-
land« ist unendlich kostbar!

Was kann ein einzelner Mensch 
schon in seinem Leben erreichen? 
Viel! Wenn er nicht alleine bleibt! So 
wie der junge Kai Frobel, der als Jugend-
licher mit dem Fernglas an der inner-
deutschen Grenze die Vögel beobach-
tete, während auf der anderen Seite mit 
Ferngläsern nach flüchtigen Menschen 
geschaut wurde. Aus diesem Engage-
ment, der Kartierung der seltenen Ar-
ten, entstand direkt nach dem Mauer-
fall ein historisches Treffen von Um-
weltschützern aus Ost und West und 
die Idee. 

Als Kind der Mauerstadt Berlin/West 
kannte ich das Phänomen. Ein Freund 
von mir beobachtet Molche und hat-
te seine besten Jagdgründe Ende der 
1970er Jahre in den verwilderten Grenz-
gebieten. Als Berliner kannte ich auch 
den Slogan »Mit dem grünen Band der 
Sympathie« der Dresdner Bank, der mir 
heute noch als Melodie im Ohr klingt, 
wenn ich über das Grüne Band schrei-
be. Absurd, wie Werbeschrott sich ins 
Gedächtnis frisst. Die Bank gibt es nicht 
mehr, aber ihren Ohrwurm. Bei Ohrwür-
mern wünscht man sich gezieltes Aus-
sterben, denn sie sind für unsere Auf-
merksamkeit die Hölle! Und jetzt alle: 
»Hölle, Hölle, Hölle!« 

Das Grüne Band erinnert mich da-
ran, wie wir aus meiner Heimatstadt 
durch alle Grenzkontrollen nach Ös-
terreich in den Urlaub fuhren und an 
jeder Tankstelle die Windschutzschei-
be putzen mussten, weil es so viele In-
sekten gab. Ihr massenhaftes Sterben 
erleben wir erstmal als Arbeitserleich-
terung. Weil wir keine Ahnung haben, 
was Insekten eigentlich lieber tun, als 
am Auto zu enden. Blüten finden! Keine 
Insektenhotels, lieber Insekten-Restau-
rants! Quizfrage: Was würde ein Glas 
Honig kosten, wenn die Bienen Min-
destlohn bekommen? Trommelwirbel. 
Sie kommen nicht drauf. 300.000 Euro! 
Wir nehmen ständig Subventionen an 
von der Natur, preisen sie nicht ein in 
unsere Bilanzen, geben aber im Gegen-
zug 65 Milliarden Euro jährlich an kli-
maschädlichen Subventionen aus. Höl-
le, Hölle, Hölle. 

Kurioserweise entstanden durch die 
Grenzstreifen ökologisch einzigartige 
Flächen. Das hatte mir Michael Succow 
bei einem Besuch in einem Naturschutz-
gebiet bei Greifswald für mein Buch 
»Mensch, Erde!« erzählt. Die russischen 
Panzer in den militärischen Sperrgebie-
ten richteten weniger Schaden an als 
die Monokulturen in der Landwirtschaft. 
Michael Succow gelang es zusammen 
mit einer Handvoll Gleichgesinnten in 
einem Geniestreich, in der letzten Volks-
kammersitzung diese Flächen zu Na-
turschutzgebieten umzuwidmen. Noch 
mehr »Tafelsilber« der Einheit. Und was 
für eine Symbolik: Panzer störten die 
Schmetterlinge weniger als Pestizide. 
Schwerter zu Pflugscharen – Militär
gebiete zu Überlebensgebieten.

Mit dem Grünen Band haben wir ein 
deutsch-deutsches Symbol, das immer 
faszinierender wird, je länger man sich 
damit beschäftigt. Es geht buchstäb-
lich um Leben und Tod. Was verbindet 
uns als Menschen mit der Natur? Ist 
die Frage irreführend, so als wären wir 
Menschen nicht Teil von ihr? Wie ma-
chen wir Boden wieder gut? Warum ist 
Leerstand von Wohnungen etwas an-
deres als »Leerstand« von Blühwiesen?

So, wie das Band aus Deutschland 
einmal durch Europa geht, so zieht 
ein zweites Band einmal um den Erd-
ball, um den Äquator. Die artenreichs-
ten Gebiete der Welt sind in den Regen-
wäldern von Brasilien, dem Kongo, den 
asiatischen Regenwäldern, also genau 
die »Silberschätze«, die wir für Rind-
fleisch, Handys und Palmöl massakrie-
ren. Deutschland ist immerhin mit der 
KfW der größte Biodiversitätsförderer 
weltweit, z. B. mit dem Legacy Land-
scape Fund. Ich erwähne das, weil es 
mit dem Erhalt der Arten ist wie mit 
einem Kreuzworträtsel. Senkrecht und 
waagrecht gemeinsam ergeben die Lö-
sung. Einmal längs durch Europa und 
dann quer rund um den Erdball, nur so 
bewahren wir die Schöpfung. Und vor 
der Haustür anfangen. Happy Birthday, 
grünes Band!

Eckart von Hirschhausen ist Arzt, Best­
sellerautor und Gründer der Stiftung 
Gesunde Erde –  Gesunde Menschen

Grenzsignal- und Sperrzaun auf dem Gelände des Deutsch-Deutschen 
Freilandmuseums bei Behrungen
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Kristallisations­
punkte der dezentra­
len und zivilgesell­
schaftlich geprägten 
Erinnerungskultur 
sind die vielfältigen 
Grenzmuseen

Das Abfertigungsgebäude der Grenzübergangsstelle Schwanheide, eine von acht Übergangsstellen im Schienenverkehr  
an der innerdeutschen Grenze
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Erinnerungskultur  
am historischen Ort
Grenzmuseen  
am Grünen Band

CHRISTIAN STÖBER

A m Anfang stand der Sturz der 
SED-Diktatur, ja der Zerfall 
der ganzen Sowjetunion und 

das Ende des Kalten Krieges. Während 
der »Eiserne Vorhang«, der Europa 
jahrzehntelang teilte, in atemberau-
bender Geschwindigkeit verschwand, 
entwickelte sich an der ehemaligen 
innerdeutschen Grenze eine ein-
zigartige Gedächtnislandschaft, ein 
Erbe von Revolution und Einheit. Eine 
Vielzahl von Einrichtungen und Ini-
tiativen entstand, die sich der Aus-
einandersetzung mit der Teilungs-
vergangenheit verschrieben und sich 
wie auf einer Perlenkette entlang des 
Grünen Bandes aufreihten. Kristal
lisationspunkte der dezentralen und 
zivilgesellschaftlich geprägten Er-
innerungskultur sind die vielfälti-
gen Grenzmuseen, die größtenteils 
an historischen Orten wie früheren 
Grenzübergängen, Relikten der Sperr-
anlagen oder anderen exponierten 
Stellen errichtet wurden.

Exemplarisch dafür steht das Grenz-
museum Schifflersgrund an der hes-
sisch-thüringischen Landesgrenze, 
das mit rund 550 Metern einen der 
längsten erhaltenen Grenzabschnitte 
mit dem Todesort des erschossenen 
DDR-Flüchtlings Heinz-Josef Große 
umfasst. Bereits am 3. Oktober 1991 
eröffnet, befindet sich die Einrich-
tung nach wie vor in Vereinsträger-
schaft. Zwar sind inzwischen Mit
arbeiter zur Entlastung und Profes-
sionalisierung beschäftigt, doch ist 
das Ehrenamt hier wie andernorts 
weiterhin von großer Bedeutung. 

Die Aufgabenfelder der Grenz
museen reichen von der Bewahrung 
baulicher Überreste, der Sammlung 
von Objekten und der Dokumenta-
tion immaterieller Überlieferungen 
wie den Erinnerungen von Zeitzeu-
gen über das Gedenken an Leid und 
Opfer des menschenverachtenden 
DDR-Grenzregimes bis hin zur his-
torisch-politischen Bildung für di-
verse Zielgruppen. In Ausstellungen, 
Veranstaltungen und pädagogischen 
Angeboten – zunehmend auch in hy-
briden Formaten – werden Wissen, 
Kompetenzen und Werte vermittelt. 
Sie sind Motoren für die Verstän-
digung und das Zusammenwach-
sen zwischen Ost und West in einer 
hochsensiblen Region, Leuchttürme 
der historischen Vergegenwärtigung 
und Bewusstwerdung von Freiheit, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.

Bereits 1996 haben sich die ver-
schiedenen Einrichtungen in einem 
länderübergreifenden bundesweiten 
Netzwerk, der Arbeitsgemeinschaft 
Grenzmuseen, zusammengeschlos-
sen. Nach einem zwischenzeitlichen 
Stillstand wurde die AG 2025 wieder-
belebt. Sie umfasst mehr als 20 Ein-
richtungen von Hof über das Eichs-
feld und den Harz bis nach Lübeck. 

Darunter befinden sich sowohl mitt-
lere und große Gedenkstätten wie das 
Deutsch-Deutsche Museum Mödla-
reuth oder die Stiftung Berliner Mauer, 
die hauptamtlich geführt werden, als 
auch kleinere Museen und Initiativen 
im ehrenamtlichen Betrieb

Zweck der AG ist der Austausch zu 
konzeptionellen, pädagogischen und 
wissenschaftlichen Themen. Fast alle 
Einrichtungen sind mit den struktu-
rellen Herausforderungen des länd-
lichen Raums konfrontiert, ganz zu 
schweigen vom stetigen Ringen um 
die Existenzsicherung und Projekt-
mittel. Wie kaum jemand sonst wis-
sen Grenzmuseen um Fluch und Se-
gen, wenn Verwaltungs- und damit 
auch Fördergrenzen über die oft weit-
läufigen Außenbereiche verlaufen. 
Sie befinden sich größtenteils in ei-
ner zentralen Randlage in der Mitte 
Deutschlands mit mangelhafter An-
bindung an den öffentlichen Nahver-
kehr und eingeschränkter touristi-
scher Infrastruktur.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die 
Bündelung und Vertretung gemein-
samer Interessen nach außen, aktu-
ell insbesondere vor dem Hintergrund 
des laufenden Nominierungsverfah-
rens für den Natur- und Kulturraum 
Grünes Band als UNESCO-Welterbe. 
Dabei steht die AG im Austausch mit 
dem BUND Kompetenzzentrum Grü-
nes Band und dem Deutschen Kultur-
rat. Schwerpunktmäßig arbeiten vie-
le Grenzmuseen seit vielen Jahren mit 
Akteuren aus dem Umweltschutz zu-
sammen und sind überdies in attrak-
tive Naturlandschaften eingebettet.

Die Ausweisung des Grünen Bands 
in Deutschlands als gemischtes Na-
tur- und Kulturerbe, die bei allen noch 
vorhandenen Unklarheiten von den 
Grenzmuseen unterstützt wird, dürf-
te zahlreiche Chancen und Perspek-
tiven für die Grenzmuseen eröffnen: 
mehr Besucher, neue Zielgruppen und 
verbesserte Zugänge zu Fördermit-
teln. Eine Managementstruktur ohne 
die Einrichtungen als tragende Säu-
len ist gar nicht denkbar. Schon jetzt 
sind Grenzmuseen unschätzbare Mul-
tiplikatoren vor Ort. Ihnen wird von 
Anwohnern, Besuchern und Interes-
sierten eine Omnikompetenz zu allen 
erdenklichen Fragen rund um die Ge-
schichte, Gegenwart und Zukunft des 
ehemaligen Grenzraumes zugeschrie-
ben. Insofern könnte und sollte das 

Welterbeverfahren neben dem Schutz 
des einmaligen Biotopverbundes einen 
großen Beitrag zur langfristigen Erhal-
tung, Stärkung und nachhaltigen Wei-
terentwicklung der lebendigen Erinne-
rungskultur am Grünen Band leisten, 
in der sich die universellen Werte von 
Freiheit und Demokratie, die mit der 
friedlichen Überwindung des »Eiser
nen Vorhangs« errungen wurden, ge-
radezu modellhaft widerspiegeln.

Christian Stöber ist Leiter des 
Grenzmuseums Schifflersgrund und 
Vorsitzender der AG Grenzmuseen

Lernen am authentischen Ort
Erinnerung an die deutsch-deutsche Grenze in Helmstedt

BEATE ZIEHRES

D ie Wahrnehmung der ehemali-
gen deutsch-deutschen Grenze 
im Raum Helmstedt ist facetten-

reich. Sie reicht von Erleichterung dar-
über, dass die Grenze heute praktisch 
nicht mehr wahrnehmbar ist, bis hin zu 
Fassungslosigkeit über Gestalt, Funktion 
und Auswirkungen – je nach Alter und 
Erfahrung der Menschen, die über den 
damaligen Eisernen Vorhang sprechen 

Ältere Helmstedter, die an der DDR-
Grenze gelebt und miterlebt haben, wie 
die anfangs noch relativ durchlässige 
Grenze innerhalb kurzer Zeit zu einem 
regelrechten Bollwerk ausgebaut wur-
de, sind sich heute einig: Die Wieder-
vereinigung ist das Beste, was je pas-
siert ist. Sobald sich das Gespräch um 
die Grenze dreht oder der Grenzbereich 
in Sichtweite kommt, werden Erinne-
rungen wach: an Gefühle der Ohnmacht, 
des Ausgeschlossenseins und an gera-
dezu groteske Situationen.

Helmstedter Jugendliche lernen heu-
te oft erst im Rahmen einer Klassenfahrt 
an die ehemalige DDR-Grenze die ge-
schichtlichen Besonderheiten ihrer Hei-
mat kennen. Um Wissen zur deutschen 
Teilung an authentischen Orten leben-
dig und anschaulich zu vermitteln, bu-
chen Lehrkräfte die in der Stadt angebo-
tene Rundfahrt Grenzenlos. Ihre Schü-
lerinnen und Schüler reagieren vielfach 
fassungslos, wenn sie erfahren, mit wel-
chem Aufwand und welcher Brutalität 
Menschen daran gehindert wurden, die-
se Grenze zu überqueren.

Auf der Westseite der DDR-Grenze 
nutzten insbesondere junge Menschen 
die Freiheit zu gehen. Daneben litt die 
Region Helmstedt nach der Grenz-
schließung unter gekappten mensch-
lichen Verbindungen und wirtschaft-
lichen Verlusten. Zu beklagen war der 
Wegfall von Arbeitskräften und Arbeits-
plätzen, Infrastruktur und Ressourcen. 

So verloren die in Helmstedt ansässigen 
Braunschweigischen Kohlebergwerke 
über Nacht ihr einziges Kraftwerk und 
die dazugehörigen Braunkohlevorkom-
men an die DDR. Im Einzelhandel fehl-
ten die Kunden aus den Nachbarorten. 
Später wurden wirtschaftliche Nach-
teile zumindest teilweise durch Zonen-
randförderung und Naherholungssu-
chende aus Berlin ausgeglichen.

Die Euphorie der Grenzöffnung ist 
bekannte Geschichte. Noch heute er-
zählen die Helmstedter von Menschen-
mengen in der Neumärker, der Fußgän-
gerzone der Stadt, von Hubschraubern, 
die das Begrüßungsgeld brachten, von 
Nachtschichten, um ebendieses wie-
der auszuzahlen und von einzigarti-
gen Begegnungen. Helmstedt wurde zur 
»Stadt der Einheit«. Gleichzeitig ahn-
te man im Rathaus schon bald, dass die 
Menschen schnell vergessen würden. 
Anhand von Grenz-Relikten rund um 
Helmstedt wollte man die Erinnerung 
wachhalten und deutsch-deutsche Ge-
schichte für nachfolgende Generatio-
nen erlebbar machen. Zu diesem Zweck 
initiierten Menschen, die sich verant-
wortlich fühlten, zwischen Helmstedt 
und Magdeburg das Projekt Grenzenlos.

So entwickelte sich der ehemali-
ge Grenzstreifen im Raum Helmstedt 
schon bald nach dem Mauerfall zu ei-
nem Ort gegen das Vergessen. Men-
schen aus Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt nutzen den gewachsenen Natur- 
und Kulturraum des Grünen Bands ger-
ne zum Bewegen und Entspannen, aber 
auch, um über die Vergangenheit und 
aus der Vergangenheit zu lernen.

Einrichtungen wie die heutige Ge-
denkstätte Deutsche Teilung Marien-
born oder das Grenzdenkmal Hötens-
leben wurden zu kulturtouristischen 
Anziehungspunkten für Besucher aus 
Deutschland und der ganzen Welt. Doch 
es sind nicht nur diese bekannten Orte, 
die die Bedeutung des Grünen Bands 

ausmachen. Grenzpfähle und Grenz-
türme zeugen im Lappwald von der Ver-
gangenheit und erinnern Spaziergän-
ger, Radfahrer und Wanderer an die Zeit, 
als der Eiserne Vorhang die Erholungs-
landschaft in zwei Teile trennte. 

Seit vielen Jahren denken Ehren-
amtliche aus den beiden Nachbarlän-
dern grenzenlos. Gemeinsam entwi-
ckeln sie grenzübergreifende Rad- und 
Wandertouren, schließen Lücken im 
Wegenetz und schaffen Verbindungen, 
die jahrzehntelang gekappt waren. Das 
Grüne Band spielt dabei eine wichti-
ge Rolle, sowohl als Natur- als auch als 
Kulturraum. Ein Beispiel ist die 51 Ki-
lometer lange Radtour »Grenzenlos – 
Rundkurs Deutsche Einheit«, die nicht 
nur Zeugnisse der deutschen Teilung 
miteinander verbindet, sondern auch 
die urwüchsige Schönheit des Grenz-
forsts offenlegt.

Um die Verbindung zweier loser En-
den geht es auch am Lappwaldsee. Hier 
wurde das Grüne Band durch den stei-
genden Wasserspiegel in den ausge-
kohlten Braunkohletagebauen Helm-
stedt und Wulfersdorf unterbrochen. 
Die Lücke im Grünen Band wieder zu 
schließen und die ganz besondere Ge-
schichte dieses ehemaligen Grenzab-
schnitts erlebbar zu machen, zählt zu 
den Anliegen der Akteure im Planungs-
verband Lappwaldsee. Unter Vorsitz des 
Helmstedter Bürgermeisters Wittich 
Schobert engagieren sich in diesem 
Gremium Vertreter der Stadt Helmstedt 
und der sachsen-anhaltischen Nachbar-
gemeinde Harbke gemeinsam für die 
Zukunft des Gewässers. Wie das Grü-
ne Band als Nationales Naturmonu-
ment im einzigen Tagebau, der grenz-
übergreifend Kohle gefördert hat, erlebt 
werden kann, wird die Zukunft zeigen.

Beate Ziehres ist Mitarbeiterin  
des Vereins »Grenzenlos – Wege zum 
Nachbarn e. V.«

Wie kaum jemand 
sonst wissen Grenz­
museen um Fluch 
und Segen, wenn Ver­
waltungs- und damit 
auch Fördergrenzen 
über die oft weit­
läufigen Außenberei­
che verlaufen
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In der Gegenwart 
ist die Gedenk­
stätte ebenso 
wie die Grenz­
übergangsstelle 
ein Sonderfall 
der Erinnerungs­
kultur: Viel­
mehr als andere 
DDR-Gedenk­
stätten oder 
auch Grenzmu­
seen ist sie ein 
westdeutscher 
Erinnerungsort

Ehemaliger BT-6 Führungsturm Seeben
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Erinnerung an einen Sonderfall 
Von der Grenzübergangsstelle zur Gedenkstätte Deutsche Teilung Marienborn

FELIX LUDWIG

S chon die immense Beleuchtung hat-
te vermutlich dafür gesorgt, dass 
westdeutschen Reisenden das La-

chen verging. Sichtbar über Dutzende 
Kilometer hinweg sollte der Lichtkegel 
der riesigen Flutlichtmasten das Gelände 
der Grenzübergangstelle (GÜSt) Marien-
born »blend- und schattenfrei« ausleuch-
ten. Niemand sollte sich am größten in-
nerdeutschen Grenzübergang vor den Kon
trolleurinnen und Kontrolleuren verbergen 
können – keine Saboteure und vor allem 
keine Flüchtlinge. Die Scheinwerfer reih-
ten sich so in ein dichtes und ausgeklügel-
tes Kontrollsystem ein, in das die Verant-
wortlichen – allen voran das Ministerium 
für Staatssicherheit und die Grenztruppen 
der DDR – viel Aufwand gesteckt hatten. 
Für die Stasi waren die Grenzübergangs-
stellen schließlich Schwachstellen in ei-
nem zunehmend dichteren Grenzregime  
 – und für die Reisenden aus der Bundes
republik und dem globalen Westen eine 
einschüchternde Festung. Eltern verpflich-
teten ihre Kinder auf striktes Schweigen 
und fürchteten selbst, dass vermeintliche 
oder tatsächliche Vergehen gegen die zahl-
reichen Bestimmungen des Grenzüber-
tritts entdeckt würden. Diese millionen-
fach geteilte Erfahrung schrieb sich fest in 
die Nachkriegserinnerung der Bundesre-
publik ein. Trotz der überraschend zahlrei-
chen Verflechtungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten war es für viele Men-
schen der einzige unmittelbare Kontakt 
mit der ostdeutschen Diktatur. 

So war denn der Grenzübergang bei 
Marienborn bereits von 1945 an ein Sym-
bol der deutschen Teilung, nachdem die 
sowjetische Besatzungsmacht im Juli ei-
nen ersten Kontrollpassierpunkt errich-
tet hatte. Die rasche Sicherung der Zonen-
grenze an dieser Stelle war kein Zufall: Die 
Strecke von Marienborn nach Berlin war 
die kürzeste Transitstrecke für die west
alliierte Versorgung. Entsprechend kann-
te die Welt den Namen Marienborn spä-
testens, als die Sowjets 1948 und 1949 die 
Zugänge zu den westlichen Sektoren der 
ehemaligen Reichshauptstadt blockierten. 
Ab 1952 übernahm die DDR die Kontrolle 

über den Grenzübergang. Aufgrund des in 
den 1960er  Jahren rasch wachsenden Reise
verkehrs rissen die Verantwortlichen die 
alte, zwischenzeitlich auch deutlich ge-
wachsene Anlage ab und errichteten eine 
deutlich größere. Der Neubau der GÜSt 
Marienborn litt freilich an ähnlichen Krank-
heiten wie die meisten deutschen Groß-
bauprojekte: Anstatt zwei Jahre brauchte 
es von 1972 bis 1974 drei Jahre für den Ab-
schluss, und der Bau kostete mit 70  Mil
lionen Mark der DDR rund 10 Millionen 
mehr als ursprünglich im Plan vorgesehen.

Die neue Grenzübergangsstelle diente 
drei sehr unterschiedlichen Funktionen, 
die sich auch in ihrer Architektur spiegel-
ten. Erstens sollte die Anlage einen moder-
nen, effizienten Staat in Richtung Westen 
repräsentieren: Moderne Großdächer, kla-
re Formen im Design bis hin zu den Toilet-
tenfiguren und nicht zuletzt eine strom
linienförmige Begrüßungsstele direkt 
hinter der Grenze sollten zeigen, dass die 
DDR in den 1970er Jahren angekommen 
war. Zweitens sollten die Grenzübergangs
stellen westdeutsche Reisende möglichst 
effizient und zahlreich abfertigen. Die Rei-
senden brachten der finanzarmen Diktatur 
schließlich dringend benötigte Devisen in 
Millionenhöhe über die pauschal von der 
Bundesrepublik überwiesenen Visa- und 
Straßenbenutzungsgebühren, über die be-
rüchtigten Bußgelder an den Transitstre-
cken, die Einkäufe beim Intershop am Rast-
hof Börde kurz vor Magdeburg und über 
den unbeliebten Pflichtumtausch. Drittens 
sollten Fluchten aus der DDR ebenso wie 
Beeinflussung durch Propagandamaterial 
des »Klassenfeindes« um jeden Preis ver-
hindert werden. 

Zwischen diesen drei Funktionen be-
stand freilich ein Spannungsfeld, das die 
GüSt Marienborn als Sonderfall der Grenz-
befestigungen auszeichnete: Eine Grenz-
übergangsstelle konnte nicht gleichzeitig 
repräsentativ wirken, rasch viele Reisende 
abfertigen und eine nach innen gerichte-
te Festung sein. Die Prioritäten in der von 
der Staatssicherheit dominierten Institu-
tion waren indes klar: Fluchtverhinderung 
und Kontrolle schlugen im Zweifel den Ab-
fertigungsdruck und die Repräsentativi-
tät. Die Folgen waren zahlreiche vereitelte 

Fluchtversuche mit anschließender Haft 
sowie fünf gewaltsame Todesfälle. 

Schon allein angesichts dieser Repres-
sion und Gewalt schien nach dem Mauer-
fall rasch klar, dass die Grenzübergangs-
stelle Marienborn zur Gedenkstätte wer-
den müsse. Noch in den letzten Tagen 
der DDR wurde das Areal unter Denkmal-
schutz gestellt. Ein formeller Beschluss 
des Landtages Sachsen-Anhalt erfolgte 
1993. Gleichwohl eröffnete die Gedenk-
stätte erst im August 1996. Das lag wohl 
nicht zuletzt daran, dass die konkrete Aus-
gestaltung des Erinnerungsortes lange un-
klar war, denn zwischenzeitlich hatten 
die Tank- und Rast GmbH und die DEGES 
(Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- 
und bau GmbH) das Gelände der Grenz-
übergangsstelle als ideal für eine Auto-
bahnraststätte ausgemacht. Auch das Land 
schien eher auf die Gewerbesteuer der Rast-
stätte denn auf die Erinnerung zu schielen. 
Kurzfristig stand im Raum, nur eine kleine 
Gedenkstätte an den Rasthof anzuschlie-
ßen – die dann vor allem Gäste dazu ani-
mieren sollte, dort Geld auszugeben. So 
konnte auch der lokale Denkmalschutz 
den Abriss eines Großteils des ehemaligen 
Ausreisebereichs nicht verhindern.

Dass jedoch gleichwohl die knappe Hälf-
te des historischen Ortes erhalten werden 
und zur Gedenkstätte wachsen konnte, war 
vor allem dem Engagement lokaler Akteure 
geschuldet, darunter Joachim Scherrieble, 
der auch als erstes die Leitung der Ge-
denkstätte Marienborn übernehmen soll-
te. Scherrieble gelang es mit seinen Kolle-
gen und Kolleginnen rasch, eine einflussrei-
che und bundesweit bekannte Gedenkstätte 
mit mehr als 100.000 Gästen pro Jahr auf-
zubauen. 2004 übernahm die Gedenkstätte 
zusätzlich das Grenzdenkmal Hötensleben 

– ein rund 350 Meter langes, im Original er-
haltenes Stück Grenzbefestigungen. Dieses 
wertvolle Relikt der Grenzbefestigungen 
konnte vom örtlichen Grenzdenkmalverein 
nicht mehr eigenständig bespielt werden. 
2007 ging die Gedenkstätte schließlich in 
die Stiftung Gedenkstätten Sachsen-An-
halt auf; 2009 erfolgte die zusätzliche ins-
titutionelle Förderung als national bedeut
same Gedenkstätte im Rahmen der Gedenk
stättenkonzeption des Bundes.

In der Gegenwart ist die Gedenkstätte eben-
so wie die Grenzübergangsstelle ein Son-
derfall der Erinnerungskultur: Vielmehr 
als andere DDR-Gedenkstätten oder auch 
Grenzmuseen ist sie ein westdeutscher Er-
innerungsort – denn es waren vor allem 
bundesdeutsche Reisende, die die dich-
ten Kontrollen und die täglichen Repres-
sionen erlebten und gerade nicht jene aus 
Ostdeutschland, die sich ihm eben nicht 
nähern durften. Zugleich verdichten sich 
an der ehemaligen Grenzübergangsstelle 
und in ihrer Umgebung die Ambivalenzen 
und Widersprüche, die typisch sind für die 
Einheit und die nachfolgenden Transforma
tionsjahre: Die mit der friedlichen Revolu-
tion gewonnene Freiheit steht einer gefühl-
ten Verlusterfahrung im grenznahen Raum 
gegenüber. Auf ostdeutsche Seite haben die 
Menschen Jobs verloren aber auch Kneipen 
und Einkaufsmöglichkeiten in ihren Ort-
schaften. Im Nachbardorf Harbke schlossen 
nach 1990 alle vier Gaststätten. Auf west-
deutscher Seite im Städtchen Helmstedt, im 
ehemaligen Zonenrandgebiet, trauern nicht 
wenige den verloren gegangenen Bundes- 
subventionen, aber auch der Bekanntheit 
ihres Ortes hinterher. Aus der letzten Stadt 
vor der Grenze wurde ein kaum gewichtiges 
Örtchen irgendwo zwischen Braunschweig 
und Magdeburg.

Ambivalenzen prägen die ehemali-
ge Grenze in der Region bundesweit und 
spiegeln sich auch im Grünen Band: Nur 
die abgeriegelte und tödliche innerdeut-
sche Grenze konnte dieses Biotop entste-
hen lassen. Aus diesem Grund hat das Grü-
ne Band eine doppelte Funktion, die es von 
anderen Biotopen der Bundesrepublik un-
terscheidet: Es ist eben nicht nur ein Natur-, 
sondern ein Erinnerungsraum, in dem die 
Beobachtung seltener Arten und die Ent-
deckung eines Einmannbunkers nur all-
zu oft wenige Schritte voneinander ent-
fernt liegen. Über solche Überschneidun-
gen wird die Gedenkstätte Deutsche Tei-
lung Marienborn zum Gesprächsort über 
Teilung und Einheit, Grenze und Natur, 
Verlust und Freiheit.

Felix Ludwig ist Gedenkstättenpäda- 
goge an der Gedenkstätte Deutsche 
Teilung Marienborn
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Von einem Symbol  
der Trennung und der 
Gewaltherrschaft wur­
de die Berliner Mauer 
über Nacht zur Ikone 
der Befreiung und der 
Hoffnung

Überreste der Großgrabenstedter Mühle. Aufgrund ihres Standorts an der Grenze wurde sie als Sicherheitsrisiko 
eingestuft und von den DDR-Behörden abgerissen
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Nachhaltige Faszination
Soll die Berliner Mauer 
Welterbe werden?

LEO SCHMIDT

D ie Berliner Mauer auf die Lis-
te des Welterbes? »That’s a no-
brainer« – »darüber braucht 

man doch gar nicht nachzudenken«, so 
im Frühjahr 2010 die lakonische Ant-
wort von Gustavo Araoz, Präsident von 
ICOMOS – der Expertenorganisation, 
die die UNESCO zum Kulturerbe berät. 
Seine spontane und eindeutige Ant-
wort deckt sich mit den Reaktionen auf 
diese Frage, die im Lauf der Jahre von 
Welterbe-Experten aus vielen Ländern 
kamen. Eine typische Antwort lautete 
auch: »Ja sicher – wenn ihr Deutschen 
sie nur endlich vorschlagen würdet!«

Was der ganzen Welt klar erschien, 
galt vielen in Deutschland – und viel-
leicht besonders in Berlin – lange Zeit 
als abwegig. Die in einem Leserbrief an 
die Berliner Zeitung im Jahr 2009 ge
äußerte Meinung eines Berliner Bür-
gers mag für zahlreiche andere stehen, 
die im Lauf der Jahre in den Medien 
laut geworden sind, wann immer das 
Thema aufkam: »Der Mauerfall war für 
uns Berliner ein wunderbares Ereignis, 

aber der Erhalt der Mauerreste ist für 
mich eine Schande. Wir Berliner wol-
len sie nicht mehr sehen. Der Opfer der 
Mauer kann durch Gedenktafeln und –
steine, wie zum Teil schon vorhanden, 
gedacht werden. Also weg mit der ver-
fluchten Touristenattraktion!«

Nun soll also Ernst gemacht werden. 
Das »Grüne Band« steht auf der na-
tionalen Tentativliste, und diese ist 
die Vorstufe einer Nominierung als 
UNESCO-Welterbe. Aber allein als Na-
turerbe wird das Grüne Band nicht auf 
die Liste des Welterbes kommen kön-
nen. Dem steht die Regel der UNESCO 
entgegen, dass eine nominierte Stätte 
»Integrity« besitzen muss. Diese ist nur 
dann gegeben, wenn die Stätte alle Ele-
mente umfasst, die zu ihrem Verständ-
nis notwendig sind. Und damit kommt 

die Berliner Mauer ins Spiel: Will man 
den Hintergrund, die Entstehungs
geschichte des Grünen Bandes begrei-
fen, dann geht das nicht ohne die poli
tische Geschichte des Eisernen Vor-
hangs und der Berliner Mauer.

Denn das Grüne Band bildet das jahr-
zehntelang unzugängliche Sperrgebiet 
entlang der innerdeutschen Grenze ab, 
also den durch Deutschland verlaufen-
den Teil des Eisernen Vorhangs. Als 
historischer Ort hat diese Grenzland-
schaft nach den UNESCO-Leitlinien 
auch kulturelle Bedeutung. Dabei meint 
»Kultur« in diesem Sinne nur Abgren-
zung von »Natur« und bedeutet nicht 
etwa, wie immer wieder missverstan-
den worden ist, eine Auszeichnung als 
großartige kulturelle Leistung.

Für solche Stätten, die herausragende 
universelle Werte sowohl als Natur- wie 
auch als Kulturerbe aufweisen, bieten 
die Leitlinien der Welterbekonvention 
ein eigenes Format, nämlich das einer 
»Mixed Site«. Maßstab für diese univer-
sellen Werte sind zehn recht scharf um-
rissene Kriterien, und hier kommt es nun 
sehr darauf an, welche dieser Kriterien 
auf das jeweilige Objekt passen. 

Für die Berliner Mauer kommen ins-
besondere die Kriterien (iv) und (vi) der 
Leitlinien in Frage. Bei Kriterium (iv) 

geht es darum, dass eine Stätte eine be-
deutsame Phase der menschlichen Ge-
schichte illustrieren soll. Als ein solcher 
»bedeutsamer Abschnitt in der mensch-
lichen Geschichte« im Sinne des Kri-
teriums wäre die Phase vom Ende des 
Zweiten Weltkriegs bis in das begin-
nende 21. Jahrhundert hinein zu sehen. 
Sie ist weltweit von dramatischen Än-
derungen geprägt. Hintergrund war die 
Systemkonkurrenz der beiden Super-
mächte und die sich daraus immer wie-
der ergebenden Konflikte, die zeitwei-
se zu höchster Spannung führten und 
weltweite Kriegsängste auslösten. Die 
Ära sah aber auch die beiderseitigen Be-
strebungen zu Entspannung. Sie sah vor 
allem die entscheidenden Umwälzun-
gen der 1980er und 1990er Jahre, zu-
nächst in Polen, aber auch in der Sow-
jetunion, kulminierend im Fall der Ber-
liner Mauer. An den erhaltenen Mauer-
Orten in Berlin lässt sich ablesen und 
nachempfinden, was diese Teilung der 
Welt für die betroffenen Menschen auf 
beiden Seiten der Grenze bedeutet hat.

Kriterium (vi) bezieht sich auf Orte, 
die in direkter und greifbarer Wei-
se mit Ereignissen von herausragen-
der weltweiter Bedeutung verbunden 
sind. Ein solches Ereignis war der un-
verhoffte Fall der Berliner Mauer am 

9. November 1989. Der Mauerfall als Er-
gebnis einer unblutigen Umwälzung in 
der DDR hatte eine enorme emotiona-
le Wirkung. Nicht nur in Berlin und in 
Deutschland, sondern noch viel stär-
ker in vielen Ländern der Welt wan-
delte sich die Wahrnehmung der Mau-
er schlagartig. Von einem Symbol des 
Kalten Krieges, der Trennung und der 
Gewaltherrschaft wurde sie über Nacht 
zur Ikone der Befreiung und der Hoff-
nung, zeigte der Mauerfall doch, dass 
tiefgreifende Änderungen in schein-
bar fest gefügten autoritären Systemen 
möglich und machbar sind.

Die Berliner Mauer ist weltweit 
wahrscheinlich bekannter als jedes ein-
zelne Objekt auf der Liste des Welterbes. 
Und ihre Bedeutung liegt nicht allein 
in der Vergangenheit: Weltweit gibt es 
rund 150 Denkmale mit Originalseg-
menten der Mauer, und es kommen im-
mer noch neue dazu. Die Millionen von 
oft sehr jungen Berlin-Besuchern, die 
die Mauerorte besuchen, belegen die 
nachhaltige Faszination, die von die-
sem Objekt ausgeht. 

Leo Schmidt war bis 2020 Professor  
für Denkmalpflege an der Branden­
burgischen Technischen Universität  
in Cottbus

Spurensuche 
Aufgaben und Herausforderungen des Denkmalschutzes am Grünen Band

MANFRED NAWROTH

E nde 2023 hat die Kulturmi-
nisterkonferenz entschieden, 
das Grüne Band auf die Ten-
tativliste als UNESCO-Welt-

erbestätte zu setzen und zu prüfen, ob 
eine gemischte Welterbestätte (Kultur 
und Natur) nominiert werden könnte. 
Dies kann man als einen ersten wich-
tigen Schritt auf einem langen Weg bis 
zur Erreichung eines Welterbestatus in 
den Bereichen Natur und Kultur sehen. 
Grundvoraussetzung ist dabei die Er-
langung eines durchgängigen Schutzes 
der Flächen entlang des Grünen Ban-
des. Bis heute stehen bereits über vier 
Fünftel des Grünen Bandes als Natio-
nales Naturmonument durchgängig un-
ter Schutz. Wie steht es nun aber um 
die Erfassung der Denkmalbestände am 
Grünen Band? Die Zuständigkeit da-
für liegt bei den Denkmalbehörden der 
insgesamt zehn anrainenden Bundes-
länder mit zum Teil unterschiedlichen 
Denkmalbeständen und Fragestellun-
gen in den Gebieten östlich und west-
lich des Grenzverlaufs.

Beginnen wir mit einem Blick auf die 
Situation östlich der ehemaligen inner-
deutschen Grenze. Nach der Wiederver-
einigung begann man die Grenzanlagen 
fast vollständig rückzubauen. Nur weni-
ge Teile blieben bestehen bzw. wurden 
rekonstruiert. Die eigentliche »Kern-
zone« bildet ein ca. 50 bis 200 Meter 
breiter Streifen von der westlichen Lan-
desgrenze bis zum Kolonnenweg, wo 
sich die Grenzzäune bzw. Betonmauern, 
Kontroll- und Spurensicherungsstrei-
fen und KFZ-Sperrgräben bzw. Höcker-
sperren befanden. Den äußeren Bereich 
markiert der meist aus Betonplatten be-
stehende Kolonnenweg. Aus denkmal-
pflegerischer Sicht schließt sich dar-
an ein der Grenzsicherung zugehöriger, 
ca. fünf Kilometer breiter Streifen an, 
in dem sich Beobachtungstürme und 
Führungsstellen sowie der Grenzzaun II 
befanden. Im weiteren Binnenland der 
ehemaligen DDR sind auch Kasernen, 
Übungs- und Ausbildungsplätze sowie 
Zuwegungen Teil des militärischen Si-
cherungssystems, dazu kommen u. a. 

noch Grenzübergänge an Straßen bzw. 
Grenzbahnhöfe. 

Die Aufnahme, Dokumentation und 
Erforschung der Grenzbebauung ist 
allein schon wegen des Umfangs der 
Daten eine logistische Herausforderung 
für die Denkmalschutzbehörden. In 
Sachsen-Anhalt hat man deshalb schon 
vor Jahren mehrere Stellen geschaffen, 
die sich des Aufgabenfeldes annehmen. 
Die Baudenkmalpflege erfasst die bauli-
chen Grenzrelikte, überträgt die Stand-
orte in ein Geoinformationssystem und 
weist ggf. neue Kulturdenkmale aus. Die 
archäologische Erfassung nutzt Daten 
aus Oberflächenbegehungen, geophy-
sikalischen Untersuchungen, digitalen 
Geländedaten, Luft- und LiDAR (Light 
Detecting and Ranging)-Bildern zur 
Vervollständigung des obertägig nicht 
mehr erhaltenen Denkmalbestandes. 

Neben den Anlagen der Grenz
sicherung werden auch Wüstungen 
erfasst, die vor allem von 1952 bis 1961 
durch großflächige Zwangsaussiedlun-
gen im Grenzbereich entstanden sind. 
Von diesen verlassenen und aufgege-
benen Orten finden sich bis heute an 
vielen Stellen archäologische Über
reste, die im Kontext der Erfassung 
entlang des Grünen Bandes in den 
Denkmalbestand aufgenommen wer-
den. In Sachsen-Anhalt geht man ei-
nen Schritt weiter, indem man durch 
landeshistorische Forschungen Leben 
und Alltag der Menschen in Grenz
gesellschaften untersucht und dabei 
in Mikrostudien verschiedene Grenzor-
te perspektivisch vergleicht. Eine ers-
te Studie zu diesem Thema erschien 
2025 zu dem an der Grenze zu Nieder-
sachsen gelegenen Dorf Stapelburg, die 
mit historischen Einblicken, aber auch 
der Vorstellung von archäologischen 
Entdeckungen, baugeschichtlichen Be-
sonderheiten, unberührter Natur und 
berührenden Geschichten einen Blick 
auf die vielschichtige Vergangenheit 
des Ortes gibt.

Zu reden ist auch über archäologi-
sche Zeugnisse, die sich zeitlich von 
der Vorgeschichte bis in die frühe 
Neuzeit erstrecken. In der ehemaligen 
Sperrzone haben sich Bodendenkmale, 

geschützt vor illegalem Zugriff und land- 
und forstwirtschaftlicher Nutzung, er-
halten können. Das Spektrum reicht von 
bronzezeitlichen Befestigungsanlagen 
und Grabhügeln über mittelalterliche 
Burgen bis zu Siedlungen und Grenzstei-
nen der frühen Neuzeit. Durch mögliche 
Flächenumnutzungen unterliegen auch 
diese Denkmalgruppen zunehmend der 
Gefahr der Zerstörung und sollten wie 
die Relikte des 20. Jahrhunderts syste-
matisch erfasst werden. 

Werfen wir noch einen Blick auf die 
westlich des Grünen Bandes gelegenen 
Bundesländer, so ergibt sich ein weit-
aus anderes Bild. Entlang des Grünen 
Bandes finden sich nur wenige Zeug-
nisse als Einrichtungen des Kalten 
Krieges. Dazu gehören vor allem US-
Beobachtungsstützpunkte wie »Point 

Alpha«, heute auch als Mahn-, Gedenk- 
und Begegnungsstätte bekannt, oder 
die ebenfalls in Hessen gelegenen OP 
Romeo, OP India und OP Oscar. Diese 
wurden nach Ende des Kalten Krieges 
aufgelassen und rückgebaut und bes-
tenfalls noch als archäologische Reste 
im Boden erhalten. Viele militärische 
Einrichtungen lagen in der Bundes
republik Deutschland, wie im soge-
nannten »Fulda Gap«, als Kasernen, 
Waffen- und Munitionsdepots und Ra-
daranlagen weit abseits des Grünen 
Bandes im Hinterland. Entlang der 
Grenze gibt es aber immer wieder auch 
archäologische Befunde und Zeugnis-
se von der Vorgeschichte bis in die frü-
he Neuzeit, die im Denkmalbestand er-
fasst sind bzw. erfasst werden sollten. 
Zu den berühmtesten zählt sicher die 
Fundstelle des altpaläolithischen Sied-
lungsplatzes von Schöningen in Nie-
dersachsen, Schöninger Speere.

Die Nominierung des Grünen Ban-
des zu einer UNESCO-Welterbestätte 
in den Kategorien Natur und Kultur 

bleibt ein wichtiges Ziel. In dem 
Prozess sollten Naturschutz, Erinne-
rungskultur, Denkmalpflege und Ar-
chäologie eng zusammenwirken. Die 
Denkmäler sind nicht auf den ersten 
Blick erkennbar; es braucht Sachver-
stand und Ortskenntnis, um sie zu ver-
stehen. Die Erfassung baulicher und 
archäologischer Relikte im Bereich 
des Grünen Bandes konnte in den ver-
gangenen Jahren in mehreren Bundes
ländern intensiviert und systematisiert 
werden. Diese Aufgabe gilt es fortzu-
führen und auf weitere Bundesländer 
auszudehnen. Ihre Erschließung und 
weitere Erforschung sind nicht nur für 
ihre zukünftige Erhaltung von großer 
Bedeutung, sondern auch für die ge-
meinsame Weiterentwicklung dieses 
Natur- und Kulturerbes.

Manfred Nawroth ist Archäologe, 
stellvertretender Geschäftsführer des 
Deutschen Verbandes für Archäologie 
und Vizepräsident des Deutschen 
Kulturrates
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Gemeinsam mit der 
Berlinförderung ent­
wickelte sich die 
Zonenrandförderung 
fortan zum langlebigs­
ten regionalen Förder­
programm der alten 
Bundesrepublik

Alte Zaunelemente im heutigen Naturschutzgebiet Schlechtsarter Schweiz
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Entlegen und verschlafen
Das Zonenrandgebiet 

ASTRID M. ECKERT 

D ie alte Bundesrepublik hatte 
zehn Bundesländer und zwei 
Sonderzonen: West-Berlin und 

das »Zonenrandgebiet.« Während das 
geteilte Berlin bis heute vielen ein Be-
griff ist, geriet das Zonenrandgebiet, 
also die Städte und Landkreise ent-
lang der innerdeutschen Grenze, nach 
der Wiedervereinigung schnell in Ver-
gessenheit. Als räumliche Einheit war 
das Zonenrandgebiet aufs Engste mit 
der alten Bundesrepublik verbunden: 
Es entstand mit der Teilung und ver-
schwand mit der Wiedervereinigung. Es 
war in vielerlei Hinsicht eine künstliche 

Region, konstituiert durch die Grenznä-
he und die tatsächlichen und vermeint-
lichen wirtschaftlichen Nachteile, die 
diese geografische Lage mit sich brach-
te. Im westdeutschen politischen Dis-
kurs firmierte dieses Grenzland des-
halb auch vornehmlich als Fördergebiet.

Mit Kriegsende 1945 verschoben 
sich Deutschlands äußere und innere 
Grenzen. Demarkationslinien grenz-
ten die militärischen Besatzungszonen 
der Siegermächte voneinander ab. Da 
die vier Besatzungsmächte diese Linien 
nicht einfach als Verwaltungsgrenzen 
behandelten, sondern sie auch über-
wachten, kamen sie bald politischen 
Grenzen gleich und wirkten sich nach-
teilig auf das Alltags- und Wirtschafts
leben aus. Während die Westzonen 1948 
in der »Trizone« aufgingen, blieb die 
Demarkationslinie zur sowjetisch be-
setzen Zone (SBZ) bestehen. Obwohl 
noch unbefestigt, wurde sie von Zeit-
genossen als eine bedrohliche Trenn-
linie wahrgenommen. 

Solche Wahrnehmungen fingen 
nicht nur die eskalierende Konfron-
tation zwischen den Westmächten 
und der Sowjetunion ein, sondern er-
fassten auch die sozialen Konsequen-
zen der wirtschaftlichen Entflechtung 
entlang der Demarkationslinie. Wäh-
rend die Politikgeschichte in der Regel 
die »Grenzabriegelung« vom Mai 1952 
als eine zentrale Wegmarke der deut-
schen Teilung betont, ist für die Ent-
wicklung eines Grenzlandes der Juni 
1948 von zentraler Bedeutung. Denn die 
Einführung der D-Mark in den West-
zonen schuf einen Währungsdualis-
mus, der die Regionen entlang der De-
markationslinie massiv destabilisierte: 
Schmuggel, Niedriglohnarbeiter und 
Zuwanderung aus der SBZ nahmen zu 
und lösten in den westlichen Landkrei-
sen zum Teil heftige Abwehrreaktio-
nen aus. Auf westlicher Seite legte die 
D-Mark den Grundstein für eine wirt-
schaftliche Erholung. Die Westdeut-
schen, die dieses neue Geld ihr Eigen 
nannten, hatten es fortan nicht mehr 
nötig, sich auf dem Schwarzmarkt 

zu versorgen; die bis dahin üblichen 
Tauschgeschäfte brachen zusammen. 
Der grenzüberschreitende Schmuggel 
nahm trotzdem exponentiell zu und 
wurde nun vorwiegend aus dem Osten 
betrieben. Allerdings wurde Schmuggel  
 – eben noch eine Überlebenstechnik 
aller Deutschen in der Trümmergesell-
schaft – nun als »Schieberei« kriminali-
siert und den Ostdeutschen angekreidet. 

Die Entflechtung der regionalen 
Wirtschaft erhielt durch die Berlin-
Blockade von 1948/49 einen weiteren 
Schub. Als Reaktion auf die Einfüh-
rung der D-Mark blockierten die Sow-
jets die Versorgung West-Berlins, wor-
auf die Westalliierten mit der Luftbrü-
cke antworteten. Weniger bekannt ist 
die westalliierte Gegenblockade, die 

den Austausch sämtlicher Waren über 
die Demarkationslinie untersagte. Das 
Wechselspiel von Blockade und Gegen-
blockade hatte verheerende Auswirkun-
gen auf das Wirtschaftsgeflecht entlang 
der Demarkationslinie. Schon vor der 
doppelten Staatsgründung 1949 produ-
zierte die Trennlinie zwischen SBZ und 
den Westzonen wirtschaftliche, räum-
liche und soziale Entfremdung. Trotz 
einer Vielzahl familiärer Verbindun-
gen über die Grenze hinweg trug die 
Währungsreform erheblich zur Ver-
schlechterung der Beziehungen zwi-
schen den Deutschen auf beiden Seiten 
bei. Die Demarkationslinie war zu ei-
ner »D-Mark-ationslinie« (Sagi Schae-
fer) geworden.

Das östliche Grenzland erhielt im 
Mai 1952 scharfe Konturen, als DDR-
Behörden auf sowjetische Weisung die 
Demarkationslinie abriegelten und ein 
militarisiertes Grenzregime einführten: 
einen 100 Meter tiefen Schutzstreifen 
und eine 5-Kilometer tiefe Sperrzone, 
die als Pufferzone zum Hinterland Be-
standteil der Grenzbefestigung wurden. 
Gleichzeitig überzog das Grenzregime 
die dort lebenden Menschen mit Ver-
haltensregeln, die politische und sozi-
ale Konformität sicherstellen sollten. 
Gut 8.000 politisch angeblich unzuver-
lässige Personen wurden aus der Sperr-
zone ins Landesinnere deportiert, ein 
Vorgang, der weitere Anwohner in die 
Flucht trieb. Nach dem Bau der Berli-
ner Mauer kam es zu weiteren Zwangs
aussiedlungen, aber die schockartige 
Einführung des Grenzregimes im Som-
mer 1952 hatte den Grenzlandbewoh-
nern bereits klargemacht, dass ihnen 
bei politischem Fehlverhalten von nun 
an die Zwangsumsiedlung drohte. 

Auf westlicher Seite formierte sich 
das Grenzland hingegen nicht als vor-
gebliche Sicherheitszone, sondern als 
Subventionsfläche. Während die Deut-
schen im DDR-Grenzland entweder 
Haus und Hof verloren oder fortan un-
ter engmaschiger Überwachung leben 
mussten, waren die Bewohner auf west-
licher Seite besorgt, den Anschluss an 

das »Wirtschaftswunder« zu verpassen. 
Um auf die negativen Auswirkungen der 
Demarkationslinie aufmerksam zu ma-
chen und Bundeshilfe zu mobilisieren, 
richteten Gemeinden, Handelskam-
mern und Landesvertreter zwischen 
1950 und 1952 eine Fülle von Denk-
schriften an Bonner Regierungsstellen. 

Im Zuge dieser Interessenpolitik 
formierte sich eine lockere Koaliti-
on von Grenzlandfürsprechern, die 
ihr Vorgehen zunehmend koordinier-
ten. Sie wiesen dabei nicht nur auf die 
wirtschaftliche Not ihrer Landstriche 
hin – ein Argument, das jede Region 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
hätte anbringen können –, sondern ho-
ben ihr Alleinstellungsmerkmal her-
vor: die Grenze zum ideologischen 

Gegner des Kalten Krieges. Auch an-
dere Regionen mochten wirtschaftli-
che Probleme haben, jene entlang der 
Grenze aber seien unverschuldet und 
gingen auf kommunistische Aggressi-
on zurück. Der Antikommunismus der 
frühen Bundesrepublik bot dabei eine 
geeignete Rhetorik und auch Bildspra-
che, um den Anliegen der Grenzregio-
nen Gehör zu verschaffen. 

Das Ziel der Grenzlandfürsprecher 
war es, eine gleichmäßige Förderung 
der Grenzregionen ohne individuel-
le Bedarfsprüfung zu erreichen. In ei-
nem gezielten Schritt fassten sie des-
halb ihre wirtschaftlich heterogenen 
Landkreise und Städte unter dem Be-
griff »Zonenrandgebiet« zusammen, 
um die Regionen entlang der Demar-
kationslinie als räumliche Einheit im 
Bewusstsein der Westdeutschen zu 
verankern. Dieser Grenzraum war auf 
eine Tiefe von 40 Kilometern bemes-
sen und umfasste auch die schleswig-
holsteinische Ostseeküste und die an 
der tschechoslowakischen Grenze ge-
legenen bayerischen Landkreise. Da-
mit machte das Zonenrandgebiet fast 
ein Fünftel des westdeutschen Terri-
toriums aus. Aufmerksamen Beobach-
tern fiel auch Anfang der 1950er Jahre 
schon auf, dass durch diese großzügi-
ge Abmessung »auch Gebiete mitein-
bezogen [wurden], die nicht so notlei-
dend« waren.

Gemeinsam mit der Berlinförderung 
entwickelte sich die Zonenrandförde-
rung fortan zum langlebigsten regiona-
len Förderprogramm der alten Bundes-
republik. Die Unterstützung ging bald 
weit über eine reine Wirtschaftsförde-
rung hinaus: Auch Bildung und Kultur, 
die Verkehrsinfrastruktur sowie Woh-
nungsbau und soziale Einrichtungen 
kamen in den Genuss des Programms. 
In den 1970er und 1980er Jahren mach-
te die Zonenrandförderung allerdings 
eher mit Fehlanreizen von sich reden 
und verlor außerhalb der Grenzregi-
onen an Akzeptanz. Kleine Gemein-
den finanzierten sich eine aufgebläh-
te Infrastruktur, und Privatinvestoren 

nutzten die Investitionszulagen zum 
Immobilienbau, ohne dabei Arbeits-
plätze zu schaffen. Anrainer wie die 
Hansestadt Hamburg litten unter der 
Abwerbung von Firmen ins geförder-
te östliche Umland, und die Europä
ische Kommission in Brüssel kritisier-
te das undurchsichtige Gießkannen-
prinzip, hinter dem sie wettbewerbs-
verzerrende Subventionen vermutete. 
Inwiefern die Zonenrandförderung tat-
sächlich noch darauf ausgerichtet war, 
Nachteile der Grenzlage auszugleichen, 
war nicht mehr erkennbar. 

Der Zonenrand litt ohnehin unter 
Imageproblemen. Da die Grenzland-
fürsprecher immer wieder betonten, 
dass ihre Städte und Kreise aufgrund 
der Grenzlage strukturschwach und un-
terentwickelt blieben, nahm es wenig 
wunder, dass die Grenzregionen auch 
genauso wahrgenommen wurden – als 
»Armenhaus der Bundesrepublik«. Ver-
suche der 1970er Jahre, dieses Image 
aufzumöbeln und auch von dem Begriff 
»Zonenrandgebiet« abzurücken, schei-
terten an regionalen Beharrungskräften. 
Die Grenzlandfürsprecher konnten nur 
davon profitieren, parteiübergreifend 
übrigens, wenn ihre Regionen weiter-
hin als bedürftig wahrgenommen wur-
den. Der Ausdruck »Zonenrandgebiet« 
war dafür unerlässlich: Er erinnerte da-
ran, wie diese Grenzregionen entstan-
den und warum sie in eine Abseitslage 
geraten waren. 

Um die Wirtschaft im Zonenrand
gebiet anzukurbeln, setzten Landes-
politiker gern auf Tourismus. Seit den 
frühen 1950er Jahren war es die Grenze 
selbst, die Schaulustige anlockte. Diese 
kamen freilich oft nur zum Sonntags-
ausflug, schauten »nach drüben« und 
gaben höchstens Geld für Kaffee und 
Kuchen aus. Für einen Ferientourismus 
brauchte es in den ländlichen Regionen 
des Zonenrandgebiets eine neue Infra
struktur, für die sich in Hessen gar ein 
»Staatskommissar für die Förderung der 
(…) Zonenrandkreise« ins Zeug legte. 
Doch als die hessischen Grenzregionen 
endlich so weit waren, größere Zah-
len von Touristen aufzunehmen, ver-
lagerte sich die Reisewelle der Nach-
kriegsjahre ins Ausland. Zahlungskräf-
tige Westdeutsche wählten für die kost-
barsten Wochen des Jahres nicht mehr 
das Freibad in Eschwege, sondern den 
Strand von Rimini. 

Der Freizeittourismus im Grenz-
land erlebte in den 1980er Jahren ei-
nen bescheidenen Aufschwung. Plötz-
lich erwies es sich als Vorteil, dass die 
beschleunigte Modernisierung der 
Nachkriegsjahre über weite Strecken 
am Zonenrand vorbeigegangen war. Im 
Sommer 1985 radelte ein Radwande-
rer von Lübeck bis nach Hof und be-
richtete, er habe »die Bundesrepublik 
nie schöner, entlegener, verschlafener 
und natürlicher« erlebt als hier. Ent-
legen und verschlafen – in den 1950er 
und 1960er  Jahren waren dies noch die 
Attribute wirtschaftlicher Rückständig-
keit gewesen. Jetzt versprachen intakte 
dörfliche Strukturen, althergebrachtes 
Handwerk und »unverfälschte« Land-
schaften einen Abstecher dorthin, »wo 
die Welt noch in Ordnung ist.« Ein Jour-
nalist der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung entdeckte in dieser neuen Wahr-
nehmung des Zonenrandgebiets sogar 
eine Dialektik. Die abgelegenen Grenz-
regionen, so schrieb er, profitierten von 
der »Umweltzerstörung in den Bal-
lungsgebieten und in den schon allzu 
sehr erschlossenen Urlaubsregionen.« 
Anders gesagt: Je stärker das Verlust-
gefühl, desto grüner das Grenzgebiet. 

In den frühen 1980er Jahren, als die 
deutsche Teilung noch als permanen-
ter Zustand angenommen wurde, waren 
auch Grenzlandfürsprecher der Mei-
nung, dass es nur einen annehmbaren 
Grund gäbe, das Förderprogramm je-
mals einzustellen, nämlich »wenn die 

eigentliche Ursache für die politisch 
bedingte Sonderstellung des Zonen-
grenzlandes, (…) die Teilung Deutsch-
lands, wegfallen würde.« Genau die-
ser Fall trat 1989/90 ein. Während die 
Städte im Zonenrandgebiet unter dem 
Besucheransturm aus der DDR ächzten, 
fielen auf östlicher Seite die Zugangs-
kontrollen für das Sperrgebiet und den 
Schutzstreifen. Die Grenze war offen, 
die Wiedervereinigung nur noch eine 
Frage der Zeit. 

Mit den Kosten der Vereinigung kon-
frontiert, rechnete die Regierung von 
Helmut Kohl mit Haushaltsentlastun-
gen durch den Wegfall »teilungsbeding-
ter Lasten,« von der Transitpauschale 
bis zum Häftlingsfreikauf und eben 
auch der Zonenrandförderung. An pro-
minenter Stelle in seiner Regierungs-
erklärung von Januar 1991 bekräftig-
te Kohl, dass »staatliche Hilfen, die 
ihre ursprüngliche Berechtigung ver-
loren haben und die für viele in der al-
ten Bundesrepublik zur Gewohnheit 
geworden sind, nicht auf Dauer fort
gesetzt werden. Dies gilt insbesonde-
re für die Zonenrandförderung.« 

Obwohl der Abbau der Grenzland
förderung angesichts der grundstürzen-
den Ereignisse naheliegend war, trafen 
die Pläne auf ein ausgeprägtes Besitz-
standsdenken. Die Nutznießer der För-
derung positionierten sich umgehend 
gegen den Abbau ihrer Privilegien. An-
gesichts der Kritik an der Zonenrand-
förderung in den vorangegangenen Jah-
ren war mit politischer Unterstützung 
jedoch nicht zu rechnen. Bis 1994 wur-
de die Zonenrandförderung stufenwei-
se abgebaut. 

Besonders der Wegfall der »nicht-
wirtschaftlichen Zonenrandförderung« 
traf Gemeinden hart: Schwimmbäder, 
Sportplätze, Musikschulen, Denkmal-
pflege – für die Einwohner der west-
lichen Grenzregionen war die Finan-
zierung von kulturellen und sozialen 
Projekten oft der sichtbarste Ausdruck 
der staatlichen Förderung gewesen. Im 
Bundestag und in den Landtagen der 
Grenzländer häuften sich Anfang der 

1990er Jahre deshalb die Forderungen 
nach Ersatzfinanzierung gerade im kul-
turellen Bereich. Tatsächlich war das 
Ende der Zonenrandförderung aber 
nicht nur ein Wegfall, sondern auch 
ein Transfer. Sowohl im übertragenen 
als auch im konkreten Sinne ging die 
Grenzlandförderung in den »Aufbau 
Ost« über. Nicht nur die eingesparten 
Mittel, sondern auch die Instrumente 
der Investitionsförderung wanderten 
über die ehemalige Demarkationslinie 
in die neuen Länder.

Vom Zonenrandgebiet ist nicht viel 
geblieben. Identitätsformend wirkte sich 
die unmittelbare Grenznähe aus, weni-
ger das Leben in einem Fördergebiet. In 
Wim Wenders Road-Movie »Im Laufe der 
Zeit« von 1976 kann man das Zonenrand-
gebiet noch einmal erleben – abgeschie-
den, verschlafen, eigensinnig. 

Astrid M. Eckert ist Historikerin und 
unterrichtet an der Emory University 
in Atlanta. Ihr Buch »Zonenrandge­
biet. Westdeutschland und der Eiserne 
Vorhang« erschien 2022 im Ch. Links 
Verlag. Ein Buchkapitel widmet sich der 
Vorgeschichte des Grünen Bandes
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Das Leben mit 
und an der Gren­
ze prägte auf 
beiden Seiten 
die Alltags­
erfahrungen 
und war bis zur 
Grenzöffnung 
gewissermaßen 
zur Normalität 
geworden – ins­
besondere für 
die seit den 
1950er Jahren 
geborenen 
Generationen

ZU DEN BILDERN

1.378 Kilometer ehemalige innerdeut-
sche Grenze passen in kein Museum – 
wohl aber in eine App. Die Bilder die-
ses Schwerpunkts stammen aus der 
App »Grünes Band«, die dieses einst 
hermetisch abgeriegelte Areal digi-
tal erschließt. Was hier als Fotostrecke 
erscheint, ist Teil eines sehr viel größe-
ren Archivs: Rund 900  Orte entlang des 
ehemaligen Grenzverlaufs sind darin 
verzeichnet, begleitet von einer Fülle an 
historischen und aktuellen Fotografien, 
Kartenansichten sowie detailreichen 
Hintergrundtexten. Neben den Land-
marken wie ehemaligen Grenztürmen 
und -übergängen, Kunstprojekten am 
Grünen Band, Naturschutzflächen so-
wie Museen, Initiativen und Gedenk
stätten lässt sich mit der App auch das 
weniger Sichtbare entdecken. Es wer-
den die Schicksale jener Menschen er-
zählt, die an der Grenze ums Leben 
kamen, und Gastbeiträge geben ei-
nen Einblick in die vielen Aspekte der 
deutsch-deutschen Teilung. Beson-
ders eindrücklich sind die Einträge zu 
den »geschleiften Orten«: Dörfer, die 
im Zuge der Grenzsicherung dem Erd-
boden gleichgemacht wurden, sowie zu 
den als »Aktion Ungeziefer« bezeichne-
ten Zwangsumsiedlungsmaßnahmen  
in den Jahren 1952 und 1961. Mithilfe ei-
ner Kartenüberblendungsfunktion kön-
nen frühere Ortslagen über die heutige 
Landschaft gelegt werden, wodurch er-
sichtlich wird, was heute fehlt. Die App 
funktioniert als Reiseführer und Audio-
guide, aber auch als Nachschlagewerk. 
Wer möchte, kann konkrete Routen zu 
Fuß, mit dem Rad oder dem Auto planen. 
Sie wurde von berlinHistory e. V. in Zu-
sammenarbeit mit Gedenkstätten und 
Forschungseinrichtungen entwickelt, ist 
kostenfrei und auch offline nutzbar. Die 
Fotos wurden uns freundlicherweise von 
Thom Gallie zur Verfügung gestellt, der 
die inhaltliche Gesamtverantwortung 
für das Projekt trägt und die Region vier 
Jahre intensiv bereiste.

Nach der Deichrückverlegung im Amt Neuhaus befindet sich der erhalten gebliebene BT-9 Beobachtungsturm von Neu Bleckede auf einem Stück alten Elbdeich

Ein immer noch geteilter Himmel? 
Alltag und Erinnerung im ehemaligen innerdeutschen Grenzraum 

CAROLIN LEUTLOFF-GRANDITS, 
LAURE DE VERDALLE & 
BÉATRICE VON HIRSCHHAUSEN

I n unserem Forschungsprojekt »Ein 
immer noch geteilter Himmel? 
Deutschlands Osten und Westen 
30  Jahre nach der Wiedervereini-

gung«, das 2020 bis 2021 explorativ durch 
CIERA (Centre interdisciplinaire d’études 
et de recherches sur l’Allemagne) und seit 
2024 in einer erweiterten Form als Pro-
jekt der Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) und der Agence Nationale de la Re-
cherche (ANR) gefördert wird, nutzen wir 
den ehemaligen innerdeutschen Grenz-
raum als Laboratorium, um gesellschaft-
liche Transformationen, Ähnlichkeiten, 
Unterschiede und Verflechtungen zwi-
schen Ost und West nach der Wiederver-
einigung sichtbar zu machen. Wir inter-
essieren uns für die Alltagserfahrungen, 
sozialen Praktiken, lebensweltlichen Vor-
stellungen und wechselseitige Relationen 
gewöhnlicher Akteurinnen und Akteure 
östlich und westlich der ehemaligen in-
nerdeutschen Grenze. In diesem Beitrag 
geben wir einige Einblicke, wie Menschen, 
die in vier kleinen Dörfern unmittelbar an 
der deutsch-deutschen Grenze (Thürin-
gen/Hessen und Thüringen/Bayern) leb-
ten, den Fall der Mauer erlebt haben und 
welche Rolle diese ehemalige Grenze bis 
heute spielt. Dabei differenzieren wir ver-
schiedene Perspektiven östlich und west-
lich der ehemaligen Grenze wie auch ge-
nerationelle Sichtweisen und geben einen 
Ausblick auf die Bedeutung des Grünen 
Bands für die Menschen vor Ort. 

Der Fall der Mauer wurde von jenen Ge-
sprächspartnern als ein tiefer Einschnitt 
erinnert, die die seit 1952 sukzessive aus-
gebaute innerdeutsche Grenze noch selbst 
miterlebt hatten. Das Leben mit und an der 
Grenze prägte auf beiden Seiten die All-
tagserfahrungen und war bis zur Grenz-
öffnung gewissermaßen zur Normalität 
geworden – insbesondere für die seit den 
1950er Jahren geborenen Generationen. 
Die grenznahen Dörfer der DDR, die in 
der 500-Meter-Sperrzone innerhalb des 
5-km-Schutzstreifens lagen, waren nicht 
nur von der BRD abgeschnitten, sondern 
auch vom übrigen DDR-Gebiet getrennt, 
was eine starke Auf-sich-selbst-Geworfen-
heit dieser Dorfgemeinschaften zur Folge 
hatte. Die Öffnung der Grenze war zumeist 
ein unglaubliches und unerwartetes Ereig-
nis. Für die ältere Generation, die die Tei-
lung miterlebt und die teilweise Verwand-
te und Bekannte »drüben« hatte, war es oft 
eine unbeschreibliche Freude, Verwandte 
wieder in die Arme schließen und die Be-
ziehungen vertiefen zu können.

Dorfbewohner östlich der ehemali-
gen innerdeutschen Grenze thematisier-
ten häufig den Freiheitsgewinn, den die 
Grenzöffnung mit sich brachte: die Mög-
lichkeit zu reisen, den eigenen Ort von 
der anderen Seite zu sehen oder die na-
hen Wälder und Sehenswürdigkeiten zu 
erkunden, die zuvor nicht zugänglich ge-
wesen waren. Gleichzeitig waren es Ge-
schäfte und Konsummöglichkeiten, die 
viele Bewohner in benachbarte westliche 
Gemeinden fahren ließen. Einige beschrie-
ben auch Überforderung angesichts der 
Vielfalt an Konsumgütern und des vielen 
Unbekannten – etwa neue Verkehrsregeln, 

exotische Früchte oder bürokratische An-
forderungen.

Im Spiegel dieser Erinnerungen schil-
derte eine ca. 60-jährige Frau, die die 
Grenzöffnung in einer grenznahen hessi-
schen Kleinstadt erlebt hat, wie ihre Stadt 
plötzlich »zum Nabel der Welt« wurde: 
»Ja, also erstmal hat man ja alleine schon 
durch die Medien, man war ja ganz eupho-
risch. Man hat die Menschen gesehen, die 
endlich hierher konnten. (...) Auf einmal 
war Eschwege überfüllt wie eine Riesen-
großstadt (…). Die Straßen waren zu mit 
Trabis und dem Geruch dieser Autos. Also, 
und ich muss sagen, da war eine riesige 
Willkommenskultur entstanden und eine 
Freude. (…) Ich glaube, so einen Ansturm 
hatte Eschwege bisher dann auch nie wie-
der erlebt wie damals der Grenzöffnung.« 

Bewohner von Dörfern beider Seiten 
erzählten vom gemeinsamen Abbau der 
Grenzanlagen und der Wiederherstellung 
zugewachsener Verbindungswege, etwa 
durch den Einsatz freiwilliger Feuerweh-
ren, die miteinander kooperierten. Die 
Grenzzäune wurden teilweise auch von 
der Bevölkerung demontiert und weiter-
verwendet. Zeugnis davon sind ehemali-
ge Zaunteile, die bis heute sowohl östlich 
als auch westlich der ehemaligen Grenze 
als Kompostbehälter fungieren.

Die selbst initiierten Grenzöffnungen 
waren mit zünftigen Feierlichkeiten ver-
bunden, zu denen Bewohner beider Seiten 
zusammenkamen. Für viele hessische oder 
bayerische Interviewpartner war dies das 
erste Mal, dass sie die Dörfer in Thürin-
gen besuchten. Der teils monatelang an-
haltende Volksfestcharakter wurde durch 
die große Gastfreundschaft der östlichen 
Nachbarn sowie durch niedrige Preise be-
fördert, sodass insbesondere Jugendliche 
aus Hessen und Bayern gerne zum Feiern 
nach Thüringen kamen: »Also der Eintritt 
(auf Festorten) war nicht einmal eine Mark, 
das Bier eine Mark Ost, Schnaps eine Mark 
Ost. (…) Wir haben da gelebt wie die Fürs-
ten. Es war spottbillig.«

Viele Dorfbewohner auf thüringischer 
Seite wurden nach der Wende zunächst 
arbeitslos, fanden jedoch schnell nur we-
nige Kilometer entfernt auf westlicher 
Seite Arbeit, sodass das tägliche Pendeln 
zur Normalität wurde. Das erforderte aber 
Anpassungen der Lebensgewohnheiten, 
wie ein Gesprächspartner aus Thürin-
gen betont: »Vor der Wende oder nach 
der Wende haben wir gelacht, haben wir 
gesagt: Guck mal, was sie für nen Haufen 
Autos haben. Mittlerweile braucht jede 
Person hier unten, (…) ein Auto. Ohne 
geht es nicht!«

Die Neugierde und Offenheit, aber 
auch die Notwendigkeit, sich Neues an-
zueignen, während sich vertraute Reali-
täten auflösten, zumal auf den Mauerfall 
die Wiedervereinigung folgte, wurden von 
unseren Gesprächspartnern in Thüringen 
je nach Alter und Positionierung unter-
schiedlich, aber oft auch als generations-
übergreifend verbindend erlebt. 

Westliche Einwohner thematisierten 
teilweise Mitleid mit den östlichen Nach-
barn, was sich in Hilfsbereitschaft, mitun-
ter aber auch in Abwertung äußerte, wie 
bei einer hessischen Gesprächspartnerin: 
»Als die Grenzen dann offen waren und 
wir sind dahin, die haben mir so unfass-
bar leidgetan. Die hatten nämlich nichts. 

(...) Die hatten nur ihre komische Fass-
brause, die mir nicht geschmeckt hat.« 

Vor und nach der Grenzöffnung wurde 
der Westen von Gesprächspartnern beider 
Seiten häufig unhinterfragt als moderner 
angesehen. Ostdeutsche Gesprächspart-
ner berichteten von Minderwertigkeits
gefühlen, aber auch von Wut über die Er-
fahrung, als »zurückgeblieben« zu gelten. 
30 Jahre später ist eine gewisse Empörung 
immer noch spürbar: »Alles, was ihr bis-
her gemacht habt, wird als falsch erklärt. 
Das war die Wende. Was du vorher mit vol-
ler Hingabe gemacht hast, und auf einmal 
ein Schnitt, Ende und wie geht’s weiter?« 

Heute ist die ehemalige Grenze – ab-
gesehen von einzelnen Schildern und Ge-
denksteinen – kaum noch sichtbar. Der frü-
her so akribisch freigehaltene Grenzstreifen 
ist vielerorts zugewachsen, der sogenannte 
Plattenweg nicht überall erhalten. Mit blo-
ßem Auge lässt sich oft kaum noch erken-
nen, welche Dörfer einst zur DDR oder zur 
BRD gehörten; teilweise erscheinen Orte 
östlich der ehemaligen Grenze sogar mo-
derner und gepflegter. 

Ost und West haben sich materiell und 
infrastrukturell weitgehend angeglichen. 
Bewohner aller vier von uns untersuchten 
Ortschaften beklagen einen Niedergang der 
lokalen Nahversorgungsinfrastruktur sowie 
ein deutlich nachlassendes Vereinsleben. 
Stadt-Land-Abgrenzungen überlagern heu-
te vielfach frühere Ost-West Grenzen. 

Dennoch zeigen sich feine Unterschie-
de. Die von uns befragten Dorfbewohner 
westlich der Grenze richten ihren Alltag 
häufig noch eher nach Westen aus, zu-
mal auch die Arbeitsplätze oft weiterhin 
im Westen liegen. Sie fahren selten nach 
Thüringen und geben an, dort in der Regel 
keine engen freundschaftlichen Beziehun-
gen (mehr) zu pflegen: »Ich habe dort keine 
freundschaftlichen Beziehungen. Bekann-
te ja, aber freundschaftlich nein. Also ich 
wüsste nicht, wann ich das letzte Mal pri-
vat drüben in einer Gemeinde war.«

Gleichzeitig sehen die meisten unse-
rer Gesprächspartner in Hessen und Bay-
ern heute kaum mehr Unterschiede zwi-
schen Ost und West. Innerhalb der westli-
chen Orte werden Ost und West kaum mehr 
zu Bedeutungsträgern, auch wenn einige 
der Neuzugezogenen aus den neuen Bun-
desländern stammen und auf eine DDR-
Biografie zurückblicken können. In den Ort-
schaften zählen das lokale Engagement und 
die individuellen Einstellungen.

Die Dorfbewohner, die östlich der ehe-
maligen Grenze wohnen, überschreiten die 
heutige Ländergrenze viel häufiger, insbe-
sondere für die Arbeit, teilweise aber auch 
aufgrund der Grundversorgungsmöglich-
keiten wie Einkauf oder auch Ärzte. 

Viele – Ältere wie Junge – sehen eben-
falls kaum mehr Unterschiede zu west
lichen Nachbargemeinden, beklagen aber 
zum Teil die administrative Bundesland-
grenze, die Kooperationen erschwere. Die 
freundschaftlichen und familiären Bezie-
hungen bleiben auch weiterhin stark auf 
die Herkunftsdörfer ausgerichtet, was mög-
licherweise ein fortbestehendes Erbe der 
Auswirkungen des Sperrgebiets ist. Manch-
mal zeigt sich eine Umkehrung des ehema-
ligen Ost-West-Gefälles: Sei es in einer po-
sitiven Selbstbezeichnung als »Ossi« oder 
der Ansicht, dass es in den Dörfern und Fa-
milien östlich der ehemaligen Grenze mehr 

Zusammenhalt gäbe, wobei der Rückgang 
dieses Zusammenhalts als negative, »west-
liche« Entwicklung wahrgenommen wird.

Während viele Gesprächspartner stolz 
auf ihre Landschaft entlang der ehemaligen 
Grenze sind – die Chance, auf dem Land zu 
wohnen und von einer schönen Natur um-
geben zu sein, wurde in unseren Gesprä-
chen fast immer hervorgehoben –, wurde 
das Grüne Band bislang kaum erwähnt. Ein-
zelne äußerten Bedenken hinsichtlich Ein-
schränkungen lokaler Nutzungsrechte. Per-
spektivisch könnte das Grüne Band jedoch 
zu einer gemeinsamen Tourismusattrakti-
on werden, die sich positiv auf die hier loka-
lisierten Dörfer, ihre Gemeinschaften und 
ihre Zusammenarbeit auswirkt. 

Carolin Leutloff-Grandits ist Sozialanthro­
pologin am Viadrina Center B/ORDERS IN  
MOTION an der Europa-Universität Viadri- 
na Frankfurt (Oder). Laure de Verdalle 
ist Soziologin am Centre national de la 
recherche scientifique (CNRS).  
Béatrice von Hirschhausen ist Geografin 
am CNRS. Alle drei sind Forschungs­
leiterinnen im DFG-ANR-geförderten 
Forschungsprojekt »Ein immer noch 
geteilter Himmel? Verflechtungen und 
Asymmetrien entlang der ehemaligen 
innerdeutschen Grenze« (2024-2028) 
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Halle: Bühne, Glanz und Glamour. Die 
»Tokio Hotel«-Zwillinge Bill und Tom 
Kaulitz (36) sind durch ihr Luxusleben 
etwas verwöhnt. Für ihr Debüt bei 
»Wetten, dass …?« brauchen die Jungs 
einen Schlafplatz in Halle und statt 
Fünf-Sterne-Flair erwartet sie offen-
bar nur Ernüchterung. Am 5. Dezem-
ber kommt es zum Showdown für die 
Kaulitz-Zwillinge. Die beiden Jungs aus 
Magdeburg lösen TV-Legende Thomas 
Gottschalk (75) endgültig ab. In ihrem 
Podcast »Kaulitz Hills – Senf aus Holly
wood« sagt Bill zu Bruder Tom: »Das 
mit dem Schlafplatz, da bin ich noch 
ein bisschen skeptisch.« Die Hallenser 
haben daraufhin zehn Zentner Senf aus 
Hollywood importiert und werden die 
Brüderchen im Vollkörper-Senfman-
tel tagsüber im vermutlich noch unbe-
wohnten Eisbären-Becken des Hallen-
ser Zoos unterbringen. Vorübergehend 
verzehnfachen sich die Eintrittspreise.

Moskau: Auf dieses Geschenk hatte 
sich Vladimir Putin so sehr gefreut: 
Ungarns Präsident Viktor Orbàn hat-
te ihm 10.000 hochgiftige Minidroh-
nen zur Beseitigung seiner persönli-
chen Feinde versprochen. Diese Droh-
nen befinden sich im elektronischen 
Tiefschlaf und können nur durch eine 
mitgelieferte Fernsteuerung in Gang 
gesetzt werden. Durch ein Versehen 
wurde diese Sendung an Bundeskanz-
ler Merz geliefert, die für ihn vorgese-
henen madegassischen Killer-Hornis-
sen landeten im Kreml und sollen Pu-
tin plus drei Doubles übelst gestochen 
haben. Die vier liegen jetzt im Militär-
krankenhaus in Kiew, weil nur dort ge-
wisse notwendige Heilmittel vorhan-
den sind. In der Parteienlandschaft der 
Bundesrepublik herrscht nun eine ge-
wisse Ängstlichkeit vor Bienenstichen.

Berlin: Bundesumweltminister Cars-
ten Schneider (SPD) hat sich von ei-
ner propalästinensischen Rede bei 
der Preisverleihung der Berlinale dis-
tanziert. Er sei als einziger Vertreter 
der Bundesregierung bei der Gala 
gewesen, teilte ein Sprecher seines 
Ministeriums der Deutschen Presse-
Agentur mit. Während der Rede des 
syrisch-palästinensischen Filmema-
chers Abdallah Alkhatib habe Schnei-
der den Saal verlassen. Ihm sei das Ge-
säß auf Treibsand gegangen. Außer-
dem hätte er einen wichtigen Termin 
im Nagelstudio gehabt. Der eigent-
lich zuständige Vertreter des Bundes, 
Wolfram Weimer, sei auf der Flucht vor 
gekündigten Mitarbeitern der Deut-
schen Welle in einen Zug der Deut-
schen Bahn auf direktem Weg in die 
Desinfektionsanlage gesprungen. 

Mar a Largo: Melania Trump nennt 
ihren Film eine »kreative Erfahrung«, 
(vermutlich die erste in ihrem Leben), 
ihr Gatte Donald findet ihn »sehr gla-
mourös«. Wer auf einen Blick hinter 
die Fassaden des Trump Clans ge-
hofft hat, wird enttäuscht. Wie man 
weiß, bei den Trumps geht es immer 
um Bereicherung. Vorige Woche ist 
der Film, der Melania in den 20 Ta-
gen vor dem Machtwechsel im Wei-
ßen Haus begleitet, in den Kinos ge-
startet. 75 Millionen US-Dollar soll 
Amazons Bezos-Schleimer für Rech-
te und Marketing bezahlt haben. Me-
lania ist Co-Produzentin des Films, 
sie kontrolliert die Bildsprache und 
damit die Machtinszenierung. Fa-
zit: Ein Porno ohne Nacktheit, mit 
hochmodisch bekleideten KI-Dar- 
stellern, an deren Metallgesäß sich 
Donald schon einen Daumen gebro-
chen hat. tg

Kurz-Schluss
Wie ich einmal beispielsweise einen Staubsauger erfand,  
der komponierte und Schweifsonette schrieb
THEO GEIßLER

Eigentlich waren die Zeiten besonders 
dunkel: 50 Prozent der Weltbevölke-
rung dank künstlicher Intelligenz ar-
beitslos. Ich auch. Das Wort »Alltag« 
war aus dem Sprachgebrauch gestri-
chen worden. Es klang den flotten Quan-
ten zu langweilig auf einer zivilisatori-
schen Ebene, in einer Zeit, in der billi-
ge KI-gesteuerte Zahnbürsten-Podcasts 
über Parodontose-Gefahren produzier-
ten und der Kühlschrank seinen Besit-
zer über »Spezialmenüs« für Dating be-
riet (»Iss weniger Steaks und öffne dein 
Herz, Karotterich«). Haushaltsgeräte 
galten als die heimlichen Intellektuellen 
der Gesellschaft. Die Menschen? Halb 
Publikum, halb Personal ihres selbst-
gewählten kapitalgesteuerten techni-
schen Fortschritts. In meiner Not ent-
sann ich mich an einen Autoren-Preis 
der Bertelsmann-Stiftung vor 30 Jah-
ren, neben einer Polyester-Bertelsfrau 
gab es eine üppige Schulung zum Em-
bedded-Schreiberling in Krisenzeiten, 
und das im aufgelassenen komfortabel 
ausgestatteten ehemaligen Regierungs-
Atombomber im Ahrtal. Zwischendurch 
hatten sich dort üble Hacker rumgetrie-
ben, doch mittlerweile geriet die High-
Tech-Höhle zur Heimat hochintelligen-
ter KI- und Quanten-Startups. An meine 
seinerzeit erfolgreiche Geschichte (eini-
ge Rest-Exemplare gibt’s noch komplett 
in Buchform, der ConBrio Verlag hatte 
aus Versehen 100.000 statt 10.000 Ex-
emplare gedruckt) wollte ich anknüpfen, 

erhielt aber nur eine Stelle als Semi-
Putz-Cis-Mann. Unauffällig, wie ich bin, 
erhielt ich so tiefe Einblicke in die hoch-
entwickelten, aber noch praxisfernen 
Modell-Planungen der Prä-Nobelpreis-
träger/-innen. 

Ich klaute also die wie üblich im 
Übermaß vom Forschungsministerium 
bereitgestellte Hardware und begann 
mit der Produktion. Den Anfang machte 
der Raum- und Flächen-Cleaner »Hein-
zelmann«. Rasenmäher, Staubsauger, Di-
plom-Psychologe und Spülmaschine wa-
ren darin zu einer praktischen Viereinig-
keit verschmolzen – das »Heilige Gerät«, 
wie es bewundernd in den sozialen Net-
zen hieß. Mit dreifach-induktiver Logik 
schnitt, sog und spülte es, während es in 
Echtzeit Loblieder und Schweifsonette 
über seine eigene Effizienz erfand. Wer-
beslogan: »Was der Mann nicht will, was 
der Mann nicht kann: das macht für Ihn 
der Heinzelmann«. Einige altmodische 
Nutzer beklagten jedoch, dass die Ge-
räte durch ihr ständiges Selbstlob die 
Wohnräume akustisch verschmutzten. 

Zielstrebig eroberte dann meine »Von 
der Muse geküsst« -Serie die Herzen all 
jener, die ihr Gefühlsleben gern fernge-
steuert hatten. Anstatt Musik zu hören, 
ließ man sie sich emotional injizieren: 
Ein biotechnisches Headset maß den 
Herzrhythmus, die Kaffeemenge und 
den letzten Chatverlauf – dann erzeugte 
die KI exakt den Soundtrack, den der Be-
sitzer eigentlich fühlen wollte, aber kei-
ne Zeit hatte zu empfinden. Ein bekann-
ter – arbeitsloser – Musikkritiker schrieb 

spitz: »Dieser trockene Musenkuss hat 
das Menschsein unnötig gemacht – jetzt 
kann man endlich traurig sein, ohne 
traurig zu sein.« In Großstädten veran-
stalteten Clans »Beat-Battles«, bei de-
nen ganze Wohnblöcke gegeneinander 
antraten. Der Sieger erhielt den »Golde-
nen Besen« – eine Trophäe, die gleich-
zeitig allfällige Kadaver vaporisierte und 
den Marsch der Sauberkeit spielte. Nach 
diesen Erfolgen wandte ich mich der Li-
teratur zu. Schriftsteller? Eine vom Aus-
sterben bedrohte Spezies – ersetzt durch 
die Round-Up-Vorstellungs-Automatik, 
eine KI, die ganze Romanuniversen in 
Sekunden generierte und mit ihrer Le-
serschaft live über gutes oder schlech-
tes Ende abstimmte. Ein besonders be-
liebtes Round-Up-Werk hieß »Blutlose 
Verletzungen«, eine Liebesgeschichte 
zwischen einem Kühlschrank mit Über-
hitzungs-Problemen und einem Luftrei-
niger mit Staubphobie. Kritik-KI lobten: 
»Endlich Literatur ohne menschliche 
Fehler.« Die beliebtesten Serien? Natür-
lich jene mit vollsynthetischen Akteu-
ren. Niemand zickte, niemand verlangte 
Gagen, und jede Träne war perfekt aus-
geleuchtet vom Licht der Serverfarmen. 
Ein Dauerbrenner hieß »Hundesoldaten  
 – Regiment der Treue«, eine Dramaserie 
über genetisch verstärkte Kampfschnau-
zer mit moralischem Dilemma (»Bellen 
wir aus Pflicht – oder aus Sehnsucht?«). 
Fans schrieben Manifeste über die emo-
tionale Tiefe digitaler Tiere. Wenig spä-
ter entstand das Spin-off »Späh mich an, 
Liebling« – eine romantische Komödie 
zwischen einer Luftüberwachungsdroh-
ne und einem tragisch fehlgesteuerten 
Toaster auf Sinnsuche.

Währenddessen flatterten meine 
Späh-Drohnen in Schwärmen durch 
die Städte – liebevoll personalisiert 
mit persönlichen Spitznamen: »Sir 

Feuerschwanz«, »Klaus, der Spanner«, 
»Gesellschaftsdame«. Fiese humane 
Skeptiker nannten es die »Ära der flie-
genden Intimitätsdestruktion«. Als 
einmal ein Berliner Cis-Politiker aus 
Versehen seine Drohne heiratete (ein 
Softwarefehler im nagelneuen Bürger-
portal), wurde das Ereignis direkt als 
Reality-Serie produziert: »Fleisch in Alu  
 – extrapervers«.«

Und mitten in diesem unglaublichen 
digitalen Schlaraffenland stand das Ur-
Modell meines Heinzelmanns – alt, wei-
se, leicht verschrammt, aber voller Da-
ten. Er hatte zu viel detailreich abge-
speichert: Menschen, die über smarte 
Müllpressen philosophierten, Influen-
cer, die ihren Toaster-Therapeuten meu-
chelten, Kurse in »Achtsamem Entstau-
ben«. Eines Abends, beim Sonnenunter-
gang über den Solarfeldern von Bran-
denburg, murmelte er leise durch seine 
Filter: »Der Mensch wollte frei sein von 
Arbeit – und hat jetzt sich selbst abge-
schafft. Aber immerhin: Die Böden sind 
sauber.« Dann drehte er sich, summte 

eine bittersüße Melodie in G-Dur und 
wusch ein letztes Mal das Geschirr – 
ganz ohne Auftrag, einfach aus nostal-
gischer Sehnsucht nach Sinn.

Die Drohnen kreisten, die »Musen-
kuss« komponierte eine fünfaktige Oper, 
Götterdämmerung hieß der letzte Satz, 
und irgendwo bellte Hundesoldat »Ma-
jor Pfote«, berühmt aus der Erfolgsse-
rie »Grenzenlos glücklich« im Fernseh
studio: »Mission erfüllt«.

Theo Geißler ist Herausgeber  
von Politik & Kultur
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